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Seit längerer Zeit angekündigt, steht 
die 10. AHV-Revision i n den nächsten 
Monaten wohl im Rampenlicht der sozial- . 
politischen Diskussion. Die Suche nach e i ­
ner befriedigenden Lösung wird durch die • 
niederschmetternde Abfuhr, die die Revi­
sion des Kranken- und Mutterschaftsver-
sicheirungsgesetzes erfuhr, sicherlich 
nicht e r l e i c h t e r t . Voreilige Rückschlüsse 
für die AHV-Revision sind -jedoch nicht ange­
bracht; wichtige Verbesserungen für Frauen 
und Männer,- Angehörige a l l e r Zivilstände 
drängen sich auf, ' w i l l die AHV ihrem An­
spruch als Sozial-Versicherung künftig ge­
recht ' werden; • 

Die Eidg. Kommission für Frauenfragen .ver­
öffentlicht hier die'von i h r entwickelten 
Revisionsvorschläge. Im Mittelpunkt steht 
dabei die Umsetzung der seit Jahren ver­
sprochenen sog. ".Frauen'postulate" inner­
halb eines Systems eigenständiger Renten­
ansprüche für a l l e Personen, unabhängig 
ihres Geschlechts oder• ZivilstaLndes. 

"Quoten - Reizwort oder Wundermittel?" lau-
t.ete der A r b e i t s t i t e l der von der Botschaft 
der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Dienst für Frauenfragen des Bundesam^ts 'für 
Kulturpflege organisierte! Tagung zür Frau­
enf örderungsmassnahme 'Quotierung' i n P o l i ­
t i k und Arbeitswelt vom 31. Oktober 1987. 

Mit der Wiedergabe der Tagungsreferate 
i s t auch der Schwerpunkt dieses Bulletins 
bestimmt. 

Quoten als M i t t e l zur Verwirklichung der 
Chancengleichheit für Frauen s t e l l t vof 
allem für diejenigen ein Reizwort dar, die. 
sich noch gar nicht mit dieser Förderungs-
massnahme' beschäftigt und .,auseinandergesetzt 
haben. Kenntnisse über deren Formen, An-
wendungsraöglichkeiten sowie über i n - und 
ausländische Erfahrungen lassen nämlich 
deutlich werden, dass das M i t t e l der Quo-
'tierung unserem politischen System und un­
serer. Rechtsordnung längst nicht so fremd 
i s t wie anfänglich vermutet: Unter dem 
Stichwort Proporz, Minderheitenschutz und 
Berücksichtigung der Sprachgemeinschaften i s t 
es gang und gäbe, bei Stellenbesetzungen, 
Aemterverteilimg oder Kommissionszusammen- -
se-tzungen auf eirie adäquate Vertretung ver­
schiedener Bevölkerungsgruppen zu achten. 
Weshalb also nicht auch fZielvorgaben zu-
gimsten von Fraueri - Und noch eine Frage: 
Würden Quoten für M/IENNER i n der Haus- und 
Familienarbeit (ganz im Sinne der I l l u s t r a - , 
t i o n auf S. 13 ) ébenfalls als.ungerecht­
f e r t i g t e Bevorzugung des männlichen Ge­
schlechts betrachtet? Falls nicht, steht 
.ihrer Einführung zumindest aus diesem Grun-
: de nichts im Wege... 

Claudia Kaufmann 



Quoten - besser als i h r Ruf: Das um­
str i t t e n e M i t t e l zur Verwirklichung der 
Gleichstellung von Frau und Mann *) 

von Claudia Kaufmann 

"Alle reden von Quoten, 
keiner w i l l Quoten, 
aber überall gibt es Quoten -
für Männer I " 

Heide Pfarr 

I . Quoten: bekannter als o f t vermutet 

In der aktuellen Diskussion z\ir Gleichr 
-Stellung von Frau und Mann taucht immer 
wieder ein Wort auf, das selbst bei -
Frauenförderungsmassnahmen-nicht Abge­
neigten Stirnrunzeln,.oft gar auch kate­
gorische Ablehnung hervorruft: Quoten 
stell e n , soweit sie i n der Schweiz über­
haupt i n einer grösseren Oeffentlich­
kei t diskutiert werden, ein Reizwort 
dar. 

Während ausländische Instrumente, die 
zur Verwirklichung der Gleichstellung von 
Frau und Mann eingesetzt werden, auch i n 
der Schweiz Gegenstand von Diskussionen 
sind und - allerdings erst behutsam -
auch angewendet werden ( l ) , i s t das Thema 
Quotierung immer noch weitgehend tabu. Da­
bei sind Quotenregelungen selbst i n der 
Schweiz gar nicht so fremd, wie die Reak­
tionen vermuten liessen. Zum einen finden 
wir sie bei der Zuweisung von politischen 
Mandaten sowie von administrativen Aemtern 
in erster Linie für regionale und sprach-

*) Deutscher Auszug aus "Les quotas valent 
mieux que leur réputation!", erschienen.in: 
','L'égalité entre hommes et femmes. Bilan 
et perspectives" sous l a direction de 
Charles-Albert Morand, Payot Lausanne 198?. 

liehe Minderheiten (2). Auf Bundesebene 
sind hierzu insbesondere zwei Regel-ungen 
von Interesse: Die bundesrätlichen Rieht-| 
l i n i e n für. die Bestellung, Arbeitsweise 
und Kon-trolle von ausserparlamentarischenj 
Kommissionen vom 3. J u l i 197^ führen als 
eines der Kriterien für die Auswahl von 
Mitgliedern ausserparlamentarischer Kom­
missionen an: "Bei der Zusammensetzung 
von Verwaltungskommissionen mit nicht 
rein wissenschaftlich-methodischer Auf­
gabenstellung i s t auf eine angemessene 
Vertretung der verschiedenen Regionen 
und Sprachgruppen, der Geschlechter und 
der Altersgruppen sowie der Interessen­
gruppen zu ach-ten" (3). 

Exakter und daher auch schärfer i s t die 
entsprechende Weisung zur Vertretving 
der sprachlichen I"Iinderheiten i n der a l l ­
gemeinen Bundesverwaltung {k) formuliert: 
"Die Wahlbehörden achten darauf, dass das 
Verhältnis zwischen den Bediensteten 
deutscher, französischer, italienischer 
und rätoromanischer Muttersprache jenem 
der Schweizer Bevölkerung laut der of­
f i z i e l l e n S t a t i s t i k entspricht (...).- Die­
se ausgewogene Vertretung der sprachli­
chen Gemeinschaften i s t auf der Stufe 
der Departemente und wenn immer möglich 
auch auf jener der Aemter anzustreben. 
Sind die Minderheiten i n den höheren 
Funktionen zu wenig zahlreich vertreten, 
i s t im Falle von Wahlen oder Beförderungen 
bei gleichen Fähigkeiten Vertretern der 
.sprachlichen Minderheiten der Vorzug zu 
geben" (Unterstreichung C.K.) 

Zum andern bestehen Quotenregelimgen eben­
so für den parteipolitischen Bereich. 
Hier finden wir bei zwei Parteien Rege-
lixngen, die spezifisch eine bestimmte 
Vertretung der Frauen i n den Parteigre­
mien garantieren sollen. Die Progressiven 
Organisationen der Schweiz (POCH) be­
schlossen am 15. Jioni 1986, 60^ der 
Parteileitungsämter mit Frauen zu be­
setzen. Die Sozialdemokratische Partei 
der Schweiz (SPS) entschied sich ihrer­
seits am Parteitag im Herbst 1986 für eine 
Quotenregelung, nach der Frauen i n Par­
teivorstand, Geschäftsleitung sowie Kom­
missionen- entsprechend ihrem Mitglied-



Schaftsanteil, jedoch zumindest zu einem 
D r i t t e l vertreten sein sollen. 

I I . Quotierung - intensivste Massnahme 
zur Frauenförderung 

Recht mit quasi Uebergangscharakter (8) 
dar. Kann das Ziel erreicht werden und 
hat sich das Partizipationsverhältnis 
Frauen-Männe'r s t a b i l i s i e r t , wird die Quo­
tenregelung unnötig und v e r l i e r t ihre 
Rechtfertigung. 

1. Zielsetzung 
Wie bei allen MassnaJimen zur Frauenför­
derung, die j a ihrerseits wieder ein I n ­
strument zur Konkretisierung und Ver­
wirklichung des Geschlechtergleichstellungs­
gebots -darstellt, geht es bei Quotenrege­
lungen darum', die auf der rechtlichen Ebe­
ne zumeist garantierte Gleichberechtigung 
i n die Realität umzusetzen. Wesentliche 
Voraussetz\ing hierfür i s t ebendiese Garan­
t i e der Chancengleichheit. Bei der Quo-
tier\mg steht f o l g l i c h nicht individuelle 
Benachteiligung der einzelnen Frauen im 
Vordergrund, sondern sie s t e l l t ein M i t t e l 
zur Gegensteuerung und z-um Ausgleich sta­
t i s t i s c h nachweisbarer Untervertretung von 
Frauen in-der Arbeitswelt oder i n der Po­
l i t i k dar. Diese Untervertretungen be­
ruhen auf den historisch gewachsenen, ge­
sellschaftlichen Rollenzuweisungen, die 
ihrerseits wiederum die entsprechend t r a ­
d i t i o n e l l e n Strukturen i n der Berufswelt 
imd i n der P o l i t i k zementieren. Ernst 
BENDA spricht i n diesem Zusammenhang des­
halb treffend von "strukt \ i r e l l e r Dis- ' , 
kriminierimg" (5). 

Quotierungen streben demzufolge nicht an, 
im Arbeitsleben hauptsächlich direkte Dis­
kriminierungen, wie sie beispielsweise r 
bei der Verletzving des .Lohngleichheits­
gebotes öder Ausschluss von Frauen von 
einem bestimmten Berufszweig vorkommen 
können, zu bekämpfen, sie werden vielmehr 
zur Behebung indirekter, versteckter Be­
nachteiligungen eingesetzt. Ihre Aufgabe 
i s t es, zur adäquaten Partizipation der 
Frauen i n den Lebensbereichen beizutragen, 
in denen Frauen bisher quantitativ und/ 
oder q u a l i t a t i v (6) stark vinterrepräsen­
t i e r t sind. 

Diese Massnahmen, die darauf abzielen, 
den zahlenmässigen Anteil der Frauen so 
lange systematisch zu erhöhen, bis zwi­
schen den Geschlechtern ein Gleichgewicht 
bei der Besetzung gewisser Positionen er­
reicht i s t (7), stellen kompensatorisches 

2. Verschiedene Formen der Quotenregelung 
Es fällt auf, dass i n den - o f t polemisch 
geführten - Diskussionen um Quotierungen 
meist von "der" Quote, resp. "den" Quoten 
gesprochen wird. Diese Ausdrucksweise 
erweckt den falschen Eindruck, es gäbe aus­
schliesslich ein Quotensystem, die ver­
schiedenen Quotierungsregelungen verlangten 
jeweils die selben Voraussetzungen und A*ür-
den unter den gleichen Bedingungen ange­
wandt. Mit diesen Formulierungen wird 
schliesslich simplifizierend suggeriert, 
die rechtlichen Aspekte (s. Punkt 3) 
s t e l l t e n sich bei der Quotierung stets auf 
die "gleiche Weise und müssten nicht je 
nach vorliegendem System einerseits und An­
wendungsbereich anderseits differenziert 
werden. 

In Wirklichkeit sind verschiedene Arten 
von Quotenregelungen sowohl auf dogmati­
scher Ebene denkbar, als auch i n der Pra­
xis anzutreffen. Zu unterscheiden g i l t 
es zunächst, ob Quoten i n Form von i n -
fluenzierenden Massnahmen gewählt oder ob 
sie mit imperativem Charakter ausgestattet 
werden. 

Bei der influenzierenden Quotierung" wird 
versucht, "durch.Einsatz abgestufter 
M i t t e l (...), auf das Verhalten der ent­
scheidenden Instanzen Einfluss zu nehmen, 
und zwar nicht mit hoheitlich sanktionier­
ten Zwängen, sondern vielmehr mit An­
reizen vmd Begünstigungen i n Gestalt von 
Subventionen, Kreditsicherungen, Auf­
tragszusagen, Abschreibungsmöglichkeiten 
u.a." (9).. Für den Staat als öffentlicher 
Arbeitgeber müssen diese Möglichkeiten 
wegfallen, da das Gemeinwesen hier sein 
eigenes Verhalten regelt (-10). 

Imperative Quotenregelungen werden unter 
"Einsatz hoheitlicher Befehls- und Zwangs­
gewalt verordnet und die Nichterfüllung 
mit Sanktionen verknüfpt" ( l l ) . Inner­
halb dieser imperativen Quotierung, bei 
der sehr o f t Zweck und Zielsetzung der 
Quotierung-im Mittelpunkt der rechtlichen 



Anordnung stehen, gibt es unterschiedliche 
Quotierungsformen: In der Literatur -wird 
zwischen s t r i k t e n , starren einerseits und 
fle x i b l e n , leistungsbezogenén Quoten an­
derseits unterschieden (12). 

Bei starren Quoten werden Frauen, eine be­
stiramte Anzahl resp. einen bestimmten Pro­
zentsatz an Positionen eingeräumt, der . 
nach ihrem Anteil an der Bevölkerving oder 
an der Erwerbstätigkeit festzulegen i s t . 
Quotierungen im Arbeitsleben müssen dabei 
den-spezifischen Gegebenheiten i n den 
einzelnen Branchen und .Qualifikationsstu­
fen Rechnung tragen. Die Bestimmung der 
jeweiligen Prozentsätze i s t auf die ver­
t i k a l e Vertretung der Ffauen abzustimmen 
und an ih r zu messen. Die Festsetzung e i ­
ner Quote für die Gesamtheit a l l e r i n e i ­
nem Betrieb beschäftigten Frauen i s t un­
tauglich, da j a die Zielsetzung von Quo­
tenregelungen .darin besteht--, Frauen nicht 
nur vermehrten Zugang zur Erwerbsarbeit 
zu schaffen, sondern ihnen gleichzeitig 
auch Posten i n bisher vorwiegend von 
Männern vorbehaltenen Berufen und hier­
archischen Stellungen zu öffnen. 

Unter leistvingsbezogener Quotierung 
wird die Verpflichtung verstanden, Frau­
en immer dann, "wenn sie gleiche Lei­
stungen, wie die männlichen Mitbewerber 
.nachweisen können" (13), anzustellen, 
bis der festgelegte Prozentsatz erreicht 
i s t . Auch Ernst BENDA spricht von " g l e i ­
cher Qualifikation" ( l k ) als Voraussetzung . 
für die leistungsbezogene Quotierung. 

Da i n der Schweiz von den Befürworterinnen 
und Befürwortern von Quotenregelungen 
stets leistungsbezogene Quoten gefordert 
und erörtert werden, bietet es sich an, 
hier näher auf das Kriterium der 'gleichen 
Qualifikation' einzugehen. Was heisst 
"gleiche Qualifikation", auf welche Fakto­
ren hat sie sich bei den Bewerberinnen und 
Bewerbern um einen Arbeitsplatz zu be­
ziehen und wer s o l l schliesslich diese 
nicht unheiklen Fragen entscheiden? 

Sibylle RAASCH (15) hat zu Recht darauf 
hingewiesen, dass der Begriff der "gleichen 
Qualifikation" zu ersetzen sei durch den 
Ausdrück der "gleichwertigen Qualifika­
t i o n " , da -es klar sein müsse, dass es an­
gesichts der Verschiedenheit der Individuen 
niemals gleiche, sondern immer nur gleich­
wertige Qualifikationen geben könne. Die 

Qualifikation einer Person im Hinblick 
auf eine bestimmte Stelle setzt sich j a 
stets aus verschiedenen Faktoren zusammer 
die es i n der Gesamtbeurteilung zu wer­
ten, also nicht nur mit objektiven Prä­
ferenzen zu versehen g i l t . Ausbildung, 
fachliche Kenntnisse, Berufs- und Lebens-| 
erfahrung, Eignung, Persönlichkeitmerk­
male sind bei den Einzelnen verschieden 
und müssen bei der Stellenvergabe gegen-V 
s e i t i g abgewogen werden. Bei diesem 
Qualifikationsvergleich dürfen jedoch k e i - | 
nesfal'ls Kriterien mitberücksichtigt wer­
den, die zwar von allgemeinem Interesse, 
nicht aber für die f r e i gewordene Stelle 
relevant sind. So wären z.B. gewisse 
Fremdsprachenkenntnisse nur dort i n einer 
Beurteilung beizuziehen, wo der Arbeits­
platz einen regelmässigen Gebrauch der 
gelernten Fremdsprachen mit sich bringt. 

Diese Schwierigkeiten einer objektiven 
Beurteilung ersparen eine sorgfältige 
Prüfung der Qualifikationen nicht ( l 6 ) . 
Im Gegenteil, eine mehr oder weniger .sub- y 
jektive Beurteilung, die rational nicht 
mehr nachvollziehbar i s t , kann sich l e i c h t 
erneut zuungunsten der Frauen auswirken, 
indem ihnen eine im Vergleich zu männli­
chen Bewerbern schlechtere Eignung ent- -
gegengehalten wird. Das Leistungskriterium 
kann so als Instrument missbraucht wer­
den, um Frauen auf schwer kontrollierbare 
Weise auszuschliessen (17), was durch 
Quotenregelungen j a gerade verhindert 
werden s o l l t e . . ^ 

Damit die beabsichtigte Chancengleichheit 
für männliche und weibliche Bewerber 
einigermassen zur Anwendving gelangt, müs­
sen entsprechende Massnahmen für die Gre­
mien getroffen werden, die über die Ver­
gabe der offenen Stellen entscheiden. I 
Es bietet sich daher die Forderung an, j 
vermehrt auch Frauen über die Eignung von 
Bewerberinnen und Bewerbern mitentschei­
den zu lassen (l8) resp. i n Frauenför-
derungsmassnahmen und insb. i n Quotierungs­
regelungen zu bestimmen, dass Frauen direkt 
auf die Entscheidungsfindung Einfluss 
nehmen können (19). Es i s t zu vermuten, 
dass unter diesen Voraussetzungen mindestens 
Vorgänge versteckter Diskriminierung aus­
bleiben oder zumindest seltener werden. 



LS weitere f l e x i b l e Quotierungs-
Form sind Zielvorgaben zu nennen, 
iie stets auch leistungsbezogen 
formuliert sind. 

iBei den Zielvorgaben wird ein ge-
[wünschte.s Zahlen Verhältnis für 
bestimmte Bereiche- als Ziel fest-
'gehalten und ein fester z e i t l i c h e r 
Rahmen gewählt, i n dem das Ziel 
erreicht werden s o l l . Ansonsten 
haben jedoch die jeweils zustän­
digen Entscheidungsstellen -
fr e i e Hand, auf welche Art vmd 
Weise sie ihrer Verpflichtung 
nachkommen wollen (20)., 

Aus-Jansen Mechtild (Hg..): Halbe-Halbe, Berlin I986, 71. 

Diese Form der Quotierung s t e l l t füf den 
Arbeitsbereich-die aufgrund ihrer 
häufigen Anwendung wichtigste und po­
l i t i s c h mit grösster Akzeptanz verbun­
dene Quotenregelung dar (21)-. 

Für a l l e Quotierungsformen g i l t eine 
wichtige Voraussetzung: Damit sie nicht 
nur programmatische Absichtserklärung . 
darstellen, sondern regelmässig auf 
ihre Durchführbarkeit resp. auf die 
Gründe ihrer Defizite untersucht wer­
den und eine.. entsprechende Kontrolle 
e r f o l g t , muss eine Verpflichtung zur 
regelmässigen Befichterstattung für 
die Betriebe resp. eine P f l i c h t zur 
Bilanzierung für Parteileitungen bei 
Quotenregelungen im politischen Be­
reich festgelegt- werden. 

3. Verfassungsrechtliche Aspekte 
Ausgangspunkt•für die Beurteilung der 
verfassungsrechtlichen Zulässigkeit . 
von Quotenregelungen bil d e t zunächst 
Art. k Abs. 2 Bundesverfassung (22)., 
der neben dem allgemeinen Verfassungs­
prinzip der Gleichberechtigung von 
Mann und Frau und dem auch für priva­
te Arbeitsverhältnisse direkt anwend­
baren Lohngleichheitssatz den Gesetz­
gebungsauftrag -enthält, für die 
Gleichstellung (égalité de f a i t ) von 
Frau und Mann sei zu sorgen (23). Die 
Wahl des Begriffes Gleichstellung, 
die prioritär i n den drei Lebensbe­
reichen (nicht etwa Rechtsgebieten) 
Familie, Ausbildung und Arbeit zu ver­

wirklichen i s t , macht deutlich, dass 
Art. k Abs. 2 BV nicht nur die Gleichbe-' 
handlung von Frau und Mann auf r e c h t l i ­
cher Ebene anstrebt, sondern ebenso die 
faktische, gesamtgesellschaftliche t a t ­
sächliche Gleichstellung der Betroffenen 
umfasst {2k) . Eine tatsächliche Gleich­
stellung setzt gesetzgeberische - gleich­
berechtigende - Schritte voraus, bedingt 
jedoch zusätzlich weitere Bemühungen, 
wie sie bspw. Frauenförderungsmassnahmen 
beinhalten. Das verfassungsmässige 
Gleichberechtigungs'gebot kann daher nicht 
ein blosses Diskriminierungsverbot dar­
s t e l l e n , sondern enthält vielmehr im 
Gleichstellungsauftrag die weiterreichende 
positive Verpflichtung für staatliche 
Organe, "aktiv gestaltend für eine t a t ­
sächliche Gleichstellung der Geschlechter 
ir i der soziale Wirklichkeit einzutreten" 
(25). 

Die staatliche Förderungspflicht ergibt 
sich aus dem aktuellen Grundrechtsver­
ständnis (26), wonach der Gehalt der 
Grundrechte nicht ausschliesslich i n der 
defensiven Gewährleistung von Freiheits­
rechten l i e g t . Grundrechtsverwirklichving 
kann sowohl staatliche Enthaltsamkeit wie 
auch aktive Förderung des Grundrechtszie-, 
les durch das Gemeinwesen bedeuten und 
erfordern. Grundrechtliche Freiheitsge­
währleistung beinhaltet deshalb of-t die 
Gewährleist-ung der tatsächlich möglichen 
Inanspruchnahme des verfassungsmässig ga­
rantierten Rechts (27). .Gegen die,'hart­
näckig' festgefahrene und traditionsgebun­
dene Schlechters-tiellung von Frauen vor 
allem i n den bedeutenden Gesellschafts­
bereichen Arbeitsweit urid P o l i t i k bedarf 



es gezielter, den einzelnen Gebieten an­
gepasst er Förderungsmassnahmen. 

Zu einem ähnlichen Schluss gelangt Karl 
Heinrich FRIAUF bezüglich der s t a a t l i ­
chen Förderungspflicht von Art. 3 Bonner 
Grundgesetz: Das Gleichberéchtigungsge-
bot verlange einen Abbau des bestehen­
den Defizits an Gleichberechtigung, der 
zwangsläufig ein aktives Eingreifen des 
Staates, "also eine positive Förderving 
der Gleichberechtigung" erfordere : "Der 
sozialstaatlichen, auf effektive Her­
stellung der Gleichberechtigung der Ge­
schlechter gerichteten Dimension des 
Gleichberechtigungsartikels wäre nicht 
'genügt, wenn man dieses Grundrecht ledig­
l i c h defensiv als Abwehrrecht gegenüber 
staatlichen Eingriffen verstehen würde 
(...) (28). Die Eidg. Kommission für 
Frauenfragen drückt i n ihrem neuesten 
Bericht denn auch die Befürchtung aus, 
dass Gleichberechtigung auf dem Papier 
bleiben müsse, wenn der'Staat nicht i n 
ihrem Interesse dort etwas mehf regelt, 
wo er sich bis heute .zurückhält und 
die Sozialpartnerschaft vorschützt. 
"Bleibt alles beim alten, bringt die 
Gleichberechtigung zwar einigen Frauen, 
vorwiegend aus der M i t t e l - und Ober­
schicht, ein Plus an Lebensmöglichkei­
ten, die Frauen aus der Unterschicht 
aber bleiben weiterhin nach Erfahrung 
und'Entfaltung i n engen Grenzen" (29). 

Bei den Förderungsmassnahmen steht da­
her weniger der individualrechtliche 
Anspruch auf Gleichbehandlung, wie er 
i n Art. k Abs. 2 BV gewährt wird, als 
vielmehr der "programmatisch-objektiv­
rechtliche Gehalt" (30) des Gleichbe­
rechtigungsgebots im Vordergrund. Die­
ser programmatische Gehalt hebt die für 
die Gewährleistung der Gleichstellung 
notwendigen Partizipationsmöglichkeiten 
der benachteiligten Gesellschaftsgruppe 
hervor. Gleichberechtigung i s t von da­
her auch als kollektives Rechtsgut anzu­
sehen, für dessen Verwirklichung kom­
pensatorische Regelungen erforderlich 
sind (31). 

Für die Schweiz lassen.sich i n Rechts­
sprechung und Materialien noch wenige 
entsprechende, dogmatische Ansätze finden. 
Immerhin enthält das bundesrätliche 
RechtSetzungsprogramm "Gleiche Rechte für 

Mann und Frau" vom 26. Februar I986 
eine zwar sub t i l e , aber auf dieser Ebene 
erstmalige Quelle für die Anerkennung und 
grundsätzliche Rechtmässigkeit von Frauer 
förderungsmassnahmen: "Wenn (...) i n be­
stimmten Einzelfällen die bestehenden 
tatsächlichen Ungleichheiten durch eine 
formelle Gleichstellung im Gesetz i n ab­
sehbarer Zeit a l l e i n nicht beseitigt wer-,j 
den können, kann es im Sinne von Ueber-
gangslösungen notwendig sein, zugunsten 
des einen Geschlechts besondere Massnahmen! 
zu ergreifen. Die Gleich^behandlung im 
Recht i s t nicht Selbstzweck, sondern auf 
die Schaffung gleicher Entfaltungsmöglich-1 
keiten i n der gesellschaftlichen Wirklich-] 
k e i t angelegt" (32). Dieser Auftrag zur 
Verwirklichung der tatsächlichen Gleich- ^ 
Stellung scheint auch für Charles-Albert 
MORAND im Mit-t.elpunkt zu stehen, wenn er 
im Sinne des Rechtsetzungsprogrammes einen j 
Schritt weiter geht und positive Mass­
namen, insbesondere Quotierungen, für ver­
fassungsmässig und mit Art. k Abs. 2 BV 
vereinbar hält und als geeignete M i t t e l 
bei der Umsetzung des Gleichbehandlungs­
gebots empfiehlt: Auf verfassungs­
rechtlicher Ebene seien sie "guère con­
testables, car elles s'inscrivent par­
faitement dans l a perspective du mandat 
législatif de l ' a r t i c l e U a l . 2 Cst et 
sont parfaitement proportionnelles, 
c'est-à-dire aptes à réaliser les fins 
visées. Même sous l'angle de l a subsidia- ̂  
rité elles ne sont pas critiquables, car 
on ne vo i t pas quelles mesures plus li­
bérales seraient capables d'amener â court 
terme une structuré égaJ.itaire du pou­
voir de décision dans l a société" (33). 

Auch wenn i n o f f i z i e l l e n Texten der Bun­
desrat oder andere Behörden sich bisher 
noch nicht so er f r e u l i c h deutlich zur 
Wünschbarkeit positiver Massnahmen und zu 
Quoten geäussert hat resp. haben, kann 
seit dem Erlass von Art. k Abs. 2 BV eine 
Sensibilisierung und Entwicklung i n Gleich­
stellungsfragen f e s t g e s t e l l t werden. 
Deutlich wird diese eingehendere Ausein­
andersetzung mit dem Gehalt des Gleichbe-
rechtigungsartikels auch bei der Wertung 
des Elements 'Chancengleichheit', das 
für die- juristische Legitimation von Quo­
tenregelungen und anderen Förderungs­
massnahmen von grosser Bedeutung i s t . 



iDie Botschaft über die V o l k s i n i t i a t i v e 
'"Gleiche Rechte für Mann und Frau" (3̂ +) 
äussert sich bezüglich der Bedeutung 
der Chancengleichhei"t nämlich noch sehr 
zurückhaltend, und auch der knappe Hin­
weis des Bundesgerichts zu deren Aus­
legung im ersten Entscheid zu BV k I I 
(35) eignet sich wenig, die Richtung 
aufzuzeigen, i n die sich die Anwendung 
des Gleichstellungsgebots künftig zu 
entwicklen hat (36). Der Bundesrat be­
tont dagegen i n seinem Bericht zum 
RechtSetzungsprogramm, dass mit dem 
neuen Gleichheitsartikel insbesondere 
die Chancengleichheit der Geschlechter 
verwirklicht werden s o l l , und dass • 
hierfür der Gesetzgeber Männern und 
Frauen den Zugang zu den verschiedenen 
Lebensbereichen i n gleicher Weise öff­
nen müsse (37)'-I^er r i c h t i g e Weg 
scheint also erkannt worden zu sein; es 
g i l t nun als nächstens,,ihn ohne Verzug 
auch einzuschlagen. 

Bei der rechtlichen Beurteilung von 
Quotenregelungen im Arbeitsleben sind 
neben dem Gleichstellungsauftrag vor 
allem zwei Grundrechtspositionen zu be­
achten: Die Handels- und Gewerbefrei­
heit (38) auf der Arbeitgeberseite so­
wie der Anspruch auf Schutz vor Dis­
kriminierungen bei den männlichen Ar­
beitnehmern (39). 

Starre Quotierungen stellen sicherlich 
einen schweren E i n g r i f f i n die HGF dar 
und können nur schwerlich mit dem Dis­
kriminierungsverbot gegenüber Männern 
vereinbart werden (Uo). Anders verhält 
es sich bei den flexib l e n , leistungsbe­
zogenén Quoten urid erst recht bei den 
Zielvorgaben. Je grössere Spielräume 
für die einzelnen Personalentscheide der 
Arbeitgeberseite durch die Quotierungs-
form eingeräumt wird und sich diese auf 
Festlegung der Zielsetzung sowie der 
Rahmenvoraussetzüngen beschränken, je 
geringer sind auch die Eingriffe i n die -
obengenannten grundrechtsrelevanten I n - , 
teressen von Arbeitgebern und Arbeitskol­
legen resp. Bewerbern. Die Gewährung 
eines solchen Entscheidvings- und Ermes­
sensspielraumes bei der Anwendung der 
Quotenregelung im E i n z e l f a l l h i l f t dabei 
wesentlich mit, die individualrechtliche' 
Seite des Gleichbehandlungsgebots zu 
sichern und Gerechtigkeit im E i n z e l f a l l 

anzustreben (Ul). Hier ist deutlich fest­
zuhalten, dass dieser er-wünschte Spiel­
raum keinesfalls als Vorwand missbraucht 
werden darf, um bestehènde Quotenrege­
lungen zu umgehen oder auszuhöhlen. Sie 
sind grundsätzlich einzuhalten. Ihre 
Zielsetzung, Frauen zu den gleichen 
Chancen auf dem Arbeitsmarkt und in der 
Politik zu verhelfen, kann nur wirkungs­
voll verfolgt werden, wenn Abweichungen 
von der Regelung seltene Ausnahme bleiben 
und nur in zu rechtfertigenden Einzel­
fällen erfolgen. Das Erfordernis des 
flexiblen Entscheidungsrahmens kann bspw. 
bei Quoten, die bei gleichwertiger Quali­
fikation eine Berücksichtigung der Frau 
festlegen, mit einer Ausnahmebestimmung 
für gewichtige Gründe befriedigend 
Rechnung getragen werden {,k2). 

Bei' der rechtlichen Befürwortung von 
Quotenregelungen ist stets in Erinnerung 
zu rufen, dass leistungsbezogene Quoten 
nicht a priori Frauen den Vorzug bei Aus­
bildung, Anstellung und Beförderung ge­
währen wollen. Sie zielen -vielmehr da­
rauf hin, eine in verschiedenen Gesell­
schaftsbereichen praktizierte Nichtbe­
rücksichtigung von im gleichen Masse wie 
Männer qualifizierten Frauen zu durch­
brechen und zu kompensieren. Das Ge­
schlecht der Bewerberin ist dabei nicht 
Hauptkriterium für die Vergabe einer Po­
sition, sondern sie ist neben den Quali­
fikationen und persönlichen Vorausset­
zungen der Betroffenen ein zusätzlicher 
Gesichtspunkt für die Entscheidfindung 
{k3). 

Die Ffage nach einem a l l e n f a l l s unzu­
lässigen E i n g r i f f i n die HGF s t e l l t sich 
bei Quotenregelungen öffentlicher Ar­
beitgeber natürlich nicht. Aber nicht 
nur- deshalb bietet es sich an, dass für 
die Verwaltungen .des Bundes und der Kan­
tone Frauenförderungsmassnahmen mit Qiio-
tenregelungen entwickelt werden. S t a a t l i ­
chen Organen kommt bei der Konkreti­
sierung und Umsetzung des verfassungs­
mässigen Auftrages, Frauen und Männern 
die gleichen Teilhaberechte zu gewähren, 
eine wichtige Vorreiterrolle zu. Posi­
t i v e Erfahrungen mit Förderungsmassnahmen 
und Quotierungen wären das geeignetste 
M i t t e l , die auf dogmatischer Ebene geäus­
serten Zweifel und Einwände gegen posi­
t i v e Massnahmen zu entkräften. Anhand 



eigener Beispiele lassen sich private Ar­
beitgeber sicherlich eher überzeugen, i n 
ihren Betrieben Frauenförderungsprogram­
me einzuführen. 

k. Ausländische Beispiele 
Die Zulässigkeit von Frauenförderungs­
mas snahmen im Arbeitsleben finden wir i n 
verschiedenen ausländischen Gleichstel­
lungsgesetzen und eigenen Erlassen (UU). 
Die schwedische Gesetzgebung geht jedoch 
einen entscheidenen Punkt weiter,- indem 
sie die gezielte Berücksichtigung des 
sonst vintervertretenen Geschlechts im Aus­
bildungs- und Beschäftigungsbereich nicht 
bloss gesta"t;tet, sondern als 
Massnahme zur verstärkten Inte­
gration von Frauen i n der Be­
rufswelt als gesetzliche Ver­
pflichtung der Arbeitgeber ver­
ankert. Der entsprechende A r t i k e l 
i s t ausführlich formuliert und 
hat folgenden Wortlaut : . 

"Ein Arbeitgeber soll im Rahmen 
seines Betriebes zielbe-vmsst . 
darauf hinwirken, die Gleich­
stellung im Arbeitsleben aktiv 
zu fördern. Zu diesem Ziel soll 
der Arbeitgeber solche Mass­
nahmen ergreifen, die, unter 
Berücksichtigving der wirtschaft­
lichen Lage des Arbeitgebers 
und der sonstigen Umstände, er­
forderlich sind, damit sich die 
Arbeitsverhältnisse für Frauen 
und Männer eignen. Der Arbeit­
geber soll auch darauf hinwir­
ken, dass sich Angehörige bei­
der Geschlechter um freie Stel­
len bewerben, sowie durch Aus­
bildung vmd andere geeignete 
Massnahmen eine gleiche Ver­
teilung von Männern und Frau­
en in den verschiedenen Arbeits­
typen, vmd innerhalb verschie­
dener Arbeitnehmerkategorien 
fördern. . , - . 

Besteht i n einem Be-trieb keine 
im wesentlichen gleichmässige 
Verteilung von Männern und' 
Frauen i n einem bestimmten Typ 
von Arbeit und i n einer be­
stimmten Arbeitnehmerkategorie, 
so s o l l sich der Arbeitgeber 

bei Neueinstellvmgen besonders bemühen, ' 
Bewerber des untervertretenen Geschlechts 
zu "bekommen, und darauf sehen, dass sich J 
der Anteil dieses Geschlechts nach und 'na| 
erhöht. Dies g i l t jedoch nicht, wenn be­
sondere Umstände gegen solche Massnahmen 
sprechen oder diese im Hinblick auf die 
wirtschaftliche Lage des Arbeitgebers 
vmd die sonstigen Umstände unangemessen 
sind" (U5). 

Eine gleichmässige Verteilung der Ge­
schlechter g i l t als erreicht, wenn minde­
stens Uo^ der Belegschaft aus Angehörigen 
eines Geschlechts bestehen. Die Quoten­
regelung g i l t also auch zugvmsten von 
Männern, wie dies vor allem bei der Ver-

...PA MB 1^ '^e. 
• Sie 6<^J^^/ C^ß isi 

Jansen Mechtild (Hg.): Halbe-Halbe, Berlin I986, S. 55. 



jabe von Stellen i n Lehrberufen schon- > • 
aehrfach vorgekommen i s t . 

(Aehnlich wie bei den amerikanischen 'af­
firmativ actions' -verpflichten sich die --^ 
'Arbeitgeber mittels Aktionsplänen vmd 
-Programmen für eine gewisse -Zeit zu 
Fördervmgsmassnahmen sowie zu Quoten­
regelungen im Anstellvmgs- -und Beför- . 
derungsbereich. 

In der Bundesrepublik Deutschland werden 
seit einigen Jahren für die Verwaltungen 
der einzelnen Bundesländer 'Frauenför-
derungsrichtlinien' (UU) erlassen,.die 
z.T'. auch Quotenregelungen enthalten. 
(Zur Hamburger Quotenbestimmung vgl. 
die nächfolgenden Ausführungen von Eva 
Rühmkorf). 

Die eingangs erwähnten i n - vmd ausländi­
schen Beispiele für Quotenregelungen i n 
der P o l i t i k sirid'um den'französischen 
.Versuch zu ergänzen, das Wahlgeset.z mit 
einer Quotenbestimmvm'g zu erweitern: 
1982 verabschiedete nämlich das Parla­
ment einen Zusatz z-um nationalen Wahlge­
setz, nach demvbei den Gemeinderatswahlen 
in Gemeinden mit über 3'500 Einwohnerin-
nen und Einwohnern auf einer Wahlliste 
nicht mehr als 75^ Kandidierende eines 
Geschlechts aufgeführt werden dürfen. 
Diese Quotenregelung i s t indessen von 
den neun "Weisen" des Verfassungsrates 
(Conseil constitutionnel) für verfassungs­
widrig erklärt worden. Als zvilässige• Wähl-
barkeitsvoraussetzungen ..-wurden einzig die 
im Wahlgesetz genannten bisherigen K r i ­
terien für eine mögliche Kandidatur er­
achtet. Zusätzliche Bedingungen, wie 
bspw. die vom Parlament beschlossene Quo­
tenregelung, s t e l l t e n nach Auffassung 
des Verfassungsrats eine unzulässige 
Einschränkung des passiven Wahlrechts 
der Wah^lberechtigten dar. 

I I I . Quoten - eine Perspektive 

"(...) keiner w i l l Quoten, aber überaJ.1 
gibt es Quoten - für Männer" - wie ver- • 
hält es sich mit dieser provokativen Be­
hauptung von Heide PFARR ? Eine englische 
Untersuchung von 1979 l i e f e r t hierzu i n ­
teressante Aussagen: Darin -wurde nämlich 
Personalchefs die Frage g e s t e l l t , wem sie­

den Vorzug geben -würden, wenn sich Frauen 
und Männer mit gleichen Qualifikationen 
auf eine Stelle bewerben. 68^ der Per­
sonalchefs gaben den Männern den Vorzug, 
1% den Frauen; 22^ sägten, das Ge- ' 
schlecht sei für die Stellenvergabe un­
erheblich. Die restlichen Befragten waren 
unentschlossen resp; konnten keine Ant^ 
wort geben (U7 ). > 

Würde das Ergebnis bei einer analogen 
Untersuchung i n der Schweiz grundsätzlich 
anders ausfallen? Konkrete Hinweise 
hierfür fehlen zumindest... Auf-die v i e l ­
schichtigen Gründe, weshalb faktisch be-
steheride Präferenzen von Männerri ge­
se l l s c h a f t l i c h akzeptabel (oder zumiridest 
akzeptabler) erscheinen als Gleich­
stellungsmassnahmen, die bei gleichwer­
t i g e r Qualifikation eine konsequente Be­
rücksichtigung von Frauen fordern, kann 
hier nicht näher eingegangen werden. Un­
be s t r i t t e n b l e i b t jedenfalls, dass vmter 
den nachgenannten Voraussetzungen Quo­
tenregelungen den grossen V o r t e i l haben, 

- dass sie r e l a t i v rasch eine angemessene 
Integration von Arbeitskräften bisher 
benachteiligter Grupperi i n den Arbeits­
markt bringen (U8) vmd über Mechanismen, 
wie die I d e n t i f i k a t i o n mit Vorbildern, 
grössere Ermutigung vmd Signalwirkung 
auslösen (U9). 

Damit diese konsequente Form, Frauen bei 
en-tsprechenden Leistungen und -Qualifika­
tionen zu fördern, tatsächlich auch an-
ge-wandt werden kann, sind weitere Mass­
nahmen mit Rahmenbedingungen notwendig. 
Um'beispielsweise - Mädchen i n t r a d i t i o n e l ­
len Männerberufen auszubilden, braucht 
es vmter anderem eine umfassende Infor­
mations- und Aufklärungsarbeit i.m Be-

' rufskundeunterricht, sind nicht t r a d i ­
t i o n e l l e , rollerifixierende Schulbücher 
vmd -materialien riötig, haben Gleich­
stellungsfragèn Eingang i n Unterrichts­
pläne zu finden. Um Frauen i n Kaderpo-
' sitionen anzustellen, muss im ganzen Be-
t r i e b konsequente Frauenförderüng durch­
geführt, Weiterbildvmgsmöglichkeiten 
und Anreize für Frauen auf allen Stufen 
geschaffen wefdèn. 

Auf politischer Ebene haben Parteien 
vmd Gewerkschaften' nicht erst kurz vor 
den Wahlen daran zu denken, dass sie 
vermehrt weibliche Mitglieder i n allen-
Gremien vertreten haben wollen, wenn die 
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Quotenregelungen mehr als Alibi-Charakter 
aufweisen sollen. 

Die Einrichtung von Quoten - vmd Frauen-
förderungsmassnahmen ganz allgemein - muss 
jeweils von Aufklärvmgs- vmd Sen s i b i l i -
sierungsarbeit auf breiter Basis begleitet 
werden. Erst wenn die noch bestehenden 
hohen Barrieren und die z.T. dahinter stehen­
den Aengste bei Männern vmd Frauen, Arbeit­
gebern vmd Gewerkschaften, Parteileitungen 
und Basismitgliedern abgebaut werden können, 
haben auch Quoten die Chance, Frauen den 
ihnen zustehenden Zugang zu den verschie­
denen Gesellschaftsbereichen tatsächlich zu 
erleichtern. 
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ven, Utopien, Bern I987, S. 29. 

30) Alexander DIX: Gleichberechtigung 
durch Gesetz, Baden-Baden I98U, S. 
37Uf.; z i t i e r t nach Ernst BEITOA: 
a.a.O., S. 123ff. 

31) Ebenda; ähnlich Claudia KAUFMANN: 
a.a.O., S. 123ff. 

32) BBl 1986 I 1151. 

33) Charles-Albert MORAND: a.a.O., S. 30. 

3U) Vom lU. November 1979; BBl I98O I 110. 

35) BGE 108 Ia 22ff. 

36) Vgl. k r i t i s c h hierzu Claudia KAUFMANN: 
a.a.O., S. 52f.; Charles-Albert 
MORAND: a.a.O., S. U3. 

37) A.a.O., S. 1151. 

38) Art. 22 ter BV. 

39) Es steht ausser Frage, dass Art. U 
Abs. 2 BV zwar zur Besserstellung der 
Frauen eingeführt wurde, aber auch von 
Männern geltend gemacht werden kann. 
Vgl. auch den ersten Bundesgerichts-
entscheid, i n dem ein Eidg. Beamter die 
Verletzung der EVK-Statuten gegen das 
Gleichbehandl-vmgsgebot geltend machte 
und das BGer f e s t s t e l l t e , dass der 
vorzeitige Altersrücktritt Männern und 
Frauen unter den gleichen Voraus­
setzungen zu gewähren sei; U r t e i l vom 
25. März 1983. 

Uo) In der Literatur lassen sich immerhin 
einige Autorinnen finden, die starre 
Quoten bei der Vergabe von Ausbildungs­
plätzen befürworten und für ver­
fassungsrechtlich zulässig befinden, 
da es hier quasi ums Schlüsselloch 
zur Chancengleichheit gehe; s. bspw. 
Christine HOHMANN-DENNHARDT: a.a.O., 
S. U2. 

Ul) Aehnlich Ernst BENDA: a.a.O., S. l 8 9 f f . 

U2) So auch Ernst BENDA: a.a.O., S. 193. 

U3) Hieraus f o l g t auch, dass Quotierungen 
nicht etwa Ausnahmen vom Diskrimi-
nierungsverbot - und schon gar nicht 
'positi.ve Diskriminierungen' - dar­
s t e l l e n , sondern als z e i t l i c h be­
schränktes M i t t e l zur Kompensation t r a ­
d i t i o n e l l e r Diskriminierung des unter­
vertretenen Geschlechts mit dem Gleich­
st ellvmgsauf trag gemäss ihrem Zweck 
und ihrer Natur vereinbar sind. 

UU) Vgl. bspw. für Irland: The Employment 
Equality Act vom 1. Juni 1977; für 
Norwegen: Gesetz über die Gleich­
stellung von Frauen und Männern vom 
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9. Juni 1978; für USA: Executive Or­
ders No II2U6 und 11375 (I965 u. I967), 
die Betriebe verpflichteri, v e r b i n d l i ­
che Aktionspläne aufzustellen, wenn • 
sie staatliche Aufträge erhalten. 

U5) Gesetz übfer die Gleichstellving von 
Frauen und Männer im Erwerbsleben vom 
13. Dezember 1979. 

U6) Oft zusammen mit entsprechenden Durch-
, Setzungsorganen (Leit s t e l l e n für 

Gleichstellungsfragen, Frauenbeauftrag­
te etc. ). 

U7) Leitfaden zur Frauenförderung i n den 
Betrieben, Hg. Bundesministerium für 
Jvigend, Familie und Gesimdheit, Bonn 
1985. 

U8) Analoges g i l t für Quoten im p o l i t i ­
schen Bereich. 

U9) Hanna Beate SCHOEPP-SCHILLING: För­
derpläne, Quoten und Zielvorgaben: 
Internationale Erfahrungen. In: Quo­
tierung - Reizwort oder Lösung? Ex­
pertenanhörung der Hessischen Landes­
regierung am 2. Mai 1985, S. 51-

» « « X 
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Les quotas valent mieux que leur ré­
putation ! La voie contestée à l a réa­
l i s a t i o n de l'égaJ.ité entre hoimnes et 
femmes *) 

par Claudia Kaufmann 

"Tout le monde parle de quotas 
personne n'en veut 
mais partout i l s existent 
- à l'avantage des hommes" 

Heide Pfarr 

I . Les quotas: une existence discrète 
et prospère  

Dans l a discussion actuelle sur l'éga­
lité entre hommes et femmes un mot ap­
paraît toujours, qvii provoque fronce­
ment de sourcils défavorables, et sou­
vent refus catégorique, même chez ceux 
qui ne sont pas opposés à des mesures 
de promotion pour les femmes: les quo­
tas, pour autant qu'ils soient discutés 
dans l e gramd public en Suisse, consti­
tuent un mot i r r i t a n t . 

Si les instruments juridiques utilisés 
â l'étranger pour réaliser l'égalité en­
tre femme et homme sont aussi l'objet de 
discussions en Suisse, et s i l'on s'en 
approche aussi - de façon circonspecte ( l ) 
- le thème des quotas demeure pratiquement 
tabou. Pourtant les quotas ne nous sont 
pas aussi inconnus que les réactions 
qu'ils provoquent pourraient le laisser 
supposer. D'une part, nous les connais­
sons pour l ' a t t r i b u t i o n des mandats p o l i ­
tiques et des postes administratifs sur 
une base avant tout régionale et l i n g u i s ­
tique (2). Deux réglementations sont par­
ticulièrement intéressantes au plan fé­
déral: les Directives du Conseil fédéral 
touchant l ' i n s t i t u t i o n et le mode de t r a -
*) Extrait du l i v r e : "L'égalité entre hom­
mes et femmes. Bilan et perspectives" sous 
l a direction de Charles-Albert Morand, 
Payot Lausanne 1987• 

v a i l des coimnissions extra-parlementaires 
ainsi que l a surveillance à exercer sur 
el l e s , du 3 j u i l l e t 197U, prévoient qu'un 
des critères du choix des membres de ces 
dernières soit qu' "en fomemt les com­
missions de l'administration qui ne sont 
pas chargées de travaux purement s c i e n t i ­
fiques, on v e i l l e r a à ce que les différen­
tes régions du pays, les groupes l i n g u i s ­
tiques, les sexes, les diverses classes 
d'âge et les groupements d'intérêts y 
soient équitablement représentés" (3). 
Les Instructions sur l a représentation 
des minorités linguistiques dans l'admi­
n i s t r a t i o n fédérale (U) sont formulées 
de façon plus précise et par là plus r i ­
goureuse: "L'autorité qui nomme fera en 
sorte que l a proportion des agents de 
langue allemande, française, italienne 
et fhéto-romane corresponde à celle de 
l a population résidante suisse selon l a 
statistique o f f i c i e l l e (...). I l s v e i l ­
leront à garantir une représentation 
équilibrée des forces linguistiques par 
département et, dans toute l a mesure 
du possible, par o f f i c e . Pour les nomina­
tions et les promotions à des fonctions 
supérieures, l a préférence sera donnée, 
à qualités égales, à des représentants 
des minorités linguistiques, s ' i l s sont 
sous-représentés (souligné par l'auteur). 

D'autre part, i l existe des quotas dans 
le domaine des partis p o l i t i t i q u e s . Nous 
trouvons i c i deux règles qui doivent ga­
r a n t i r aux femmes une représentation dé­
terminée dans les organes des pa r t i s . Les 
Organisations progressistes de Suisse 
(POCH) ont décidé le 15 j u i n 1986 que 
60^ de tous les postes dirigeants seraient 
occupés par des femmes. Le p a r t i socialiste 
suisse (PSP), quant â l u i , a décidé lors 
de son assemblée générale en automne I986 
de réserver aux femmes une représentation 
équivalente à l a proportion des femmes 
membres du p a r t i , mais au minimum de 30^, 
dans l e comité directeur, l e bureau et les 
commissions. 
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I I . Les quotas: unique garantie de l a 
promotion des femmes  

1. L'objectif à atteindre 
Comme toutes les mesures de promotion des 
femmes qui constituent én elles-mêmes un 
instrument pour concrétiser et réaliser 
l'égalité des droits entre hommes et fem­
mes, les quotas visent â réaliser dans l a 
pratique l a règle d'égalité garantie sur 
le plan juridique. La condition essentiel­
le pour cela est l a garantie de l'égali­
té des chances. Par conséquent, les quo­
tas ne visent pas en premier l i e u les pfé-
judices individuels subis par des femmes 
déterminées mais représentent un moyen de 
réorienter et de compenser l a sous-repré­
sentation sta,tistiquement ̂ démontrable des 
femmes dans les domaines du t r a v a i l 
de l a politique. Cette sous-réprêsenta-
ti o n des femmes se fonde sur une division 
historique et sociale des rôles qui à 
son tour cimente les structures t r a d i t i o n ­
nelles correspondantes dans le monde du 
t r a v a i l et de l a politique. Ernst BENDA 
parle â ce propos et de manière frappante 
de "discrimination s t r u c t u r e l l e " (5). 

Les quotas ne cherchent par conséquent 
pas tellement â l u t t e r contre les d i s c r i - . 
minations directes dans l e domaine du t r a ­
v a i l , comme cela peut arriver en cas de 
violation du principe d'égalité des sa­
laires ou d'exclusion des femmes d'une 
branche professionnelle donnée, mais i l s 
visent surtout à éradiquer les préjudices 
indirects, cachés.'Leur fonction est de 
garantir une participation adéquate des 
femmes dans tous les domaines de l a vie 
dans lesquels elles sont jusqu'à présent 
gravement sous-représentées, que ce soit 
sur un plan q u a n t i t a t i f ou q u a l i t a t i f 
(6). 
Ces mesvires qui ont pour but d'augmenter 
systématiquement l a propoftion des fem­
mes jusqu'à ce que l'égalité entre les 
sexes soit atteinte dans des fonctions 
déterminées (7), constit.uent un dr o i t 
compensatoire ayant presque l e caractè­
re de dispositions transitoires (8). Une 
fois le but a t t e i n t et l a proportion 
hommes-femmes stabilisée,.les quotas 
deviennent i n u t i l e s et perdent, leur jus-
tificätion. 

2. Des différentes formes de. quotas... 
Dans les discussions - souvent polémi­
ques - à propos de l a réglementation de 
quotas, on t r a i t e généralement d'un seul 
type de quotas. Cette manière de faire 
éveille l'impression trompeuse q u ' i l 
n'existeräit- qu'un seul système de quotas 
et que les différentes réglementations 
possibles répondraient chaque fois aux 
mêmes présuppositions et seraient appli­
quées dans les mêmes conditions. Cette 
formulation simpliste suggère à t o r t «lîe 
les aspects, juridiques de l a réglementa­
ti o n des quotas se f e r a i t toujours de l a 
même façon et qu'aucune différenciation, 
soit selon l e système proposé soit selon 
son domaine d'application, ne 
nécessaire. 

En réalité, différentes sortes de régle­
mentation des quotas sont pensables svir 
l e plan théorique et se trouvent dans l a 
pratique. Avant tout, i l convient de 
distinguer s i les quotas prennent l a forme, 
de mesures cherchant à influencer l a réa-' 
lité (quotas d'influence) ou s ' i l s ont 
un caractère impéra-tif (quotas impératifs). 

Les quotas d'inflvience tentent "par l a 
mise en action de mesures échelonnées 
(...) d'exercer vme influence sur les 
instances de décision et cela sans con­
traintes pouvant f a i r e l'objet de sanc­
tions -étatiques, mais au contraire par des 
incita t i o n s et des avantages sous forme 
de subveritions, de garanties de crédits, 
d'octr-oi de mandats, de possibilités 
d'amortissement, entre autres" (9). Ces 
possibilités n'existent pas pour l'Etat 
en sa qualité d'employeur puisqu'ici l a 
collectivité règle elle-même son propre 
c omport ement (10). 

Les quotas impératifs opèrent "par l a 
mise en action des ordres et contfaintes 
étatiques,et levir v i o l a t i o n est liée à 
des sanctions" ( i l ) . Pour ce qui concerne 
les réglementations de ces quotas impéra­
t i f s dans lesquels très souvent l'objec­
t i f et' l e but de l'atteindre sont au 
centre de l a réglementation juridique, d i ­
verses formes existent: dans l a doctrine, 
on distingue les quotas s t r i c t s , rigides, 
et les quotas f l e x i b l e s , liés aux presta­
tions (12). 
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Avec les quotas rigides, les femmes ob­
tiennent un nombre déterminé ou un pour­
centage des postes et positions, à calcu­
le r d'après leur quote-part de l a popula­
t i o n totale ou de l a popvilation active. 
Ainsi les quotas dans l e domaine du t r a ­
v a i l doivent-ils t e n i r compte des données 
spécifiques dans les différentes branches 
et échelles de qu a l i f i c a t i o n . La détermi­
nation des pourcentages respectifs doit 
se f a i r e d'après l a représentation v e r t i ­
cale des femmes et se mesurer à cette 
dernière. Les comparaisons fondées svir le 
nombre t o t a l de femmes employées dans 
une entreprise sont insuffisantes car» 
les quotas n'ont pas uniquement pour but 
une augmentation des possibilités d'accès 
des femmes au t r a v a i l salarié mais veu­
lent en même temps leur ouvrir l'accès 
â des professions et des postes hiérarchi­
ques jusqu'à présent essentiellement mascu­
l i n s . Avec les quotas d'influence, l'obliga­
t i o n est ainsi conçue que des femmes doi­
vent être nommées "quand elles peuvent prou­
ver que leurs prestations sont égales à 
celles de collègues masculins" (13) jus­
qu'à ce que l e pourcentage stipvilé soit at­
t e i n t . Ernst BENDA parle l u i aussi de "qua­
l i f i c a t i o n égale" (lU) comme présupposé aux 
quotas d'influence. Comme en Suisse les 
partisanes et partisans des quotas exigent 
et débattent des quotas d'influence, i l 
est nécessaire de développer l e critère de 
l a "qualification égale". Que s i g n i f i e 
" q ualification égale", sur quels facteurs 
d o i t - e l l e se fonder chez les candidates et 
candidats à un poste de t r a v a i l et qui 
doit décider en dernier ressort de cette 
épineuse question? 

Sibylle RAASCH (15) a souligné avec r a i ­
son que le concept de "qu a l i f i c a t i o n égale" 
doit être complété par celui de "qu a l i f i c a ­
t i o n équivalente", car i l est c l a i r , que 
-vu l a diversité des individus, i l ne peut 
jamais y avoir q u a l i f i c a t i o n égale 
mais seulement q u a l i f i c a t i o n 
équivalente. La qua l i f i c a t i o n d'une 
personne pour un poste déterminé se mes-ure 
toujours selon différents facteurs, qui 
doivent être pondérés dans l'estimation 
globale, cette q u a l i f i c a t i o n ne pouvant 
être mesurée seulement selon des préféren­
ces objectives. La formation, l a connais­
sance professionnelle, l'expérience profes­
sionnelle et l'expérience de vi e , l ' a p t i t u ­

de, les caractéristiques de l a personna­
lité sont différentes chez chacun et doi-| 
vent être évalués individuellement lors 
de l ' o c t r o i d'une place. Dans cette com­
paraison des qualifications i l ne faut 
en aucun cas t e n i r compte de 
critères certes intéressants 
sur un plan général, mais non per­
tinents pour l a place à pourvoir. Ainsi 
par exemple, l a connaissance de certaines 
langues étrangères ne devrait être prise 
en compte lors de l'évaluation que pour 
les postes de t r a v a i l o î ces langues se­
ront fréquemment utilisées. 

Les difficultés d'une évaluation objective 
ne dispensent donc pas d'un examen soi­
gneux des qualifications ( l 6 ) . Au con­
t r a i r e , une évaluation plus ou moins 
subjective, qui ne peut être expliquée 
rationnellement, conduit souvent à désa­
vantager les femmes, dans l a mesure où 
l'on r e t i e n t contre elles une évaluation 
de leurs qualifications inférieure à 
celle des candidats masculins. On peut 
ainsi f a i r e un usage abusif du critère 
des prestations a f i n d'exclvq:e les femmes 
d'une manière difficilement contrôlable 
(17), alors que les règles de quotas de­
vraient précisément empêcher de t e l l e s 
exclusions. 

Afin que l'égalité des chances pour les 
candidats et les candidates soit vm tant 
soit peu respectée, i l est nécessaire de 
prendre des mesures concernant les cer­
cles qui décident de l ' a t t r i b u t i o n des 
places offertes. I l convient donc que les 
femmes puissent co-décider (18) des qua­
l i f i c a t i o n s des candidates et candidats, 
respectivement dans les programmes de 
promotion des femmes et en pa r t i c u l i e r en 
présence de quotas, pour que les femmes 
puissent exercer une influence directe 
sur l a prise de décision (19). On peut 
supposer que dans ces conditions les cas de 
discrimination cachée seraient éliminés 
ou du moins qu'ils deviendraient plus 
rares. 

Parmi les autres formes de quotas f l e x i ­
bles, on peut c i t e r les systèmes d'objec­
t i f s quantifiés (Zielvorgaben) qui sont 
eux aussi toujours fixés en référence 
aux prestations et qualifications. 
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Dans ces systèmes, on fi x e vme certaine 
proportion souhaitée dans un domaine dé­
terminé et on f i x e l e délai dans lequel 
le but devrait être a t t e i n t . A part cela, 
les cercles dirigeants ont toute liberté 
pour déterminer l a manière dont i l s s'ac­
quitteront de leur'obligation (20). Ce 
type de quotas constitue dans l e domaine 
du t r a v a i l l a forme^ l a plus importante 
•vu son u t i l i s a t i o n fréquente,.et repré­
sente également l e système de quotas po-' 
litiquement l e plus'acceptable (21). 

Une condition préalable importante exis­
te pour tous les types de quotas: a f i n 
qu'ils ne demeurent pas de simples dé­
clarations d'intention, mais que leur 
exécution ou les raisons de leur ine­
xécution soient vérifiées et que leur 
contrôle soit e f f e c t i f , les entreprises 
doivent avoir l'obligation d'établir 
des rapports réguliers, et les direc­
tions des partis politiques ont aussi . 
le devoir d'établir l e bilan de l ' a p p l i ­
cation des quotas dans leur domaine. 

3: Aspects constitutionnels 
Le point de départ pour juger de l a 
conformité à l a Constitution des régle­
mentations swr les quotas est constitué 
en premier l i e u par l ' a r t i c l e U a l . 2 
Cst. (22); à. côté du principe général de, 
l'égalité des droits entre homime et fem­
me et du principe directement applicä-
ble de l'égalité des salaires notamment 
dans les relations de dr o i t privé, cet 
a r t i c l e charge le législateur du mandat 
de réaliser l'égalité de f a i t (23). Le 
choix de ce concept, qui est à réaliser 
en priorité dans les t r o i s domaines de 
vie (pas seulement dans les domaines 
juridiques) que sont l a fam i l l e , l a for­
mation et le t r a v a i l indique clairement 
que l'ärticle U a l . 2 Cst. ne vise pas 
seulement l'égalité des droits -entre 
homme et femme sur un plan juridique, 
mais englobe aussi l'égalité de f i a i t , 
une égalité eff e c t i v e , matérielle 
s'appliquant à toute l a société (2U). 
L'égalité de f a i t nécessite certes 
l'égalité jviridique, mais des mesvires 
additionnelles sont nécessaires, com­
me par exemple les mesurés de promo­
ti o n pour les femmes. Le principe cons­
t i t u t i o n n e l de 1'.égalité des dro.its ne 

s'épuise par conséquent pas dans une simple 
i n t e r d i c t i o n de discrimination, mais con­
t i e n t en plus, par l e mandat de réaliser 
l'égalité de f a i t , une obligation positive-
de vasle portée pour les organes de l'Etat 
qui doivent "s'engager activement dans l a 
réalisation de l'égalité de f a i t entre les 
sexes dans l a réalité sociale" (25). 

L'obligation d'agir,ressort de l a conception 
actuelle des droits fondamentaux (26), 
d'après laquelle l a tenewr des droits fon­
damentaux ne réside pas seulement, dans l a 
garantie défensive des libertés publiques. 
La réalisation des droits fondamentaux peut 
impliquer et exiger aussi bien l'abstention 
de l'Etat qu'une promotion active des buts 
du d r o i t fondamen-tal par l a collectivité 
publique. C'est pourquoi l a garantie des 
libertés publiques implique souvent celle 
de l a possibilité effective -d'obtenir l e 
respect du dr o i t constitutionnel en ques­
t i o n (27)..Pour l u t t e r contre l a dure 
situation inférieure des femmes - s i t u a t i o n 
ancienne et liée aux tra d i t i o n s - avant tout 
dans les domaines importants de l a vie so­
ciale que sont l e t r a v a i l et l a pol i t i q u e , 
des mesvires de promotion, ciblées selon 
chaque domaine sont nécessaires. 

Karl Heinrich FRIAUF arrive à l a même conclu­
sion à propos de l'obligation de l'Etat de 
prendre des mesures positives, obligation 
fondée sur l ' a r t . 3 de l a Loi fondamentale 
allemande. Le principe d'égalité exige vme 
disparition de l'actuel déficit d'égalité, 
ce qui suppose vme intervention contrai­
gnante et active de l a part de l'Et a t , soit 
"une promotion positive de l'égalité". "On 
ne f e r a i t pas justice à l a dimension d'Etat 
sociale de l ' a r t i c l e sur l'égalité des sexes 
qui tente d'en réaliser vme application ef-
fecti-ve, s i on l e conçoit uniquement comme -
vin d r o i t de résistance contre les atteintes 
de l'Etat (...)" (28). La Commission fédé^ 
raie pour les questions féminines exprime 
aussi dans son dernier rapport l a crainte 
que l'égalité des chances ne demeure sur 
le papier s i l'Etat ne légifère pas'davan­
tage pour l a réaliser dans les domaines 
où jusqu'à présent i l est en r e t r a i t et 
allègue l a réalisation de l'égalité par les 
partenaires sociaux. "Si rien ne change, 
l'égalité des droits permettra à quelques 
femmes des couches moyennes et supérieures 
de disposer de davantage de possibilités; 
les femmes des couches inférieures, elles. 
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• ' i l est 
que " l e 

î laS DHOrrè DE LA FEMME 

Jansen Mechtild (Ed.): Halbe-Halbe, Berlin I986, p. 12U. 

resteront limitées dans leurs expérien­
ces et leur épanouissement" (29). 

Les mesures de promotion des femmes v i ­
sent donc moins l e droit individuel à 
l'égalité de traitement t e l qu' 
accordé par l ' a r t . U a l . 2 Cst. 
contenu'programmatique o b j e c t i f " (30) du 
principe d'égalité. Ce contenu program­
matique favorise les possibilités de 
participation des groupes défavorisés, 
nécessaire à l ' o c t r o i de l'égalité des 
chances. L'égalité doit donc être con­
çue comme im bien juridique c o l l e c t i f , 
pour l a réalisation duquel des régle­
mentations de nature compensatoire sont 
requises ( 3 l ) . 

En Suisse, on trouve encore peu d'élé-
men"ts dogmatiques dans l a jurispruden­
ce et les textes o f f i c i e l s (Messages 
du Conseil fédérâl, travaux parlemen­
ta i r e s , etc.). Toujours e s t - i l que l e 
Programme législatif du Conseil fédé­
r a l "Egalité des dr o i t 

cette matière une première source, cer­
tes"- subtile , pour l a reconnaissance des 
mesure de promotion des femmes et de 
leur conformité de principe-à l'ordre 
juridique: " ( . . . ) dans certains cas, i l 
ne s u f f i t pas d'énoncer l e principe de 

1'égalité dans l a l o i pour 
éliminer les inégalités dan£ 
un délai convenable ; i l peut 
donc s'avérer nécessaire de 
prévoir des solutions tran­
s i t o i r e s , qui permettent de 
prendre des mesures p a r t i ­
culières en faveur de l'un 
des devix sexes. L'égalité de 
droit n'est pas un but en 
soi; c'est un moyen de don­
ner aux hommes et aux femmes 
les mêmes possiblités de 
s'épanouir au sein de notre 
société" (32). Le mandat 
tendant à l a concrétisation . 
de l'égalité de f a i t apparaît 
également comme un point cen­
t r a l pour Charles-Albert 
MORAND, qui va un pas plus 
l o i n que l e Programme légis­
l a t i f . Cet auteur, admet l a 
constitutionnalité des me­
svires positives, en p a r t i ­
culier des quotas, et leur 

conformité à l ' a r t . U a l . 2 Cst. et i l en 
recommande l ' u t i l i s a t i o n comme moyen adé­
quat pour parvenir à l a réalisation du 
principe d'égalité: S'ur l e plan consti­
t u t i o n n e l , ces mesures ne sont "guère 
contestables, car elles s'inscrivent par­
faitement dans l a perspective du mandat 
législatif de l ' a r t . U a l . 2 Cst. sont 
parfaitement proportionnelles, c'est-à-
dire aptes à réaliser les fins visées. 
Même sous l'angle de l a subsidiarité elles 
'ne sont pas critiquables, car on ne vo i t 
pas quelles mesurœ plus libérales se­
raient capables d'amener à court terme 
une structure égalitaire du pouvoir de 
décision dans l a société" (33). 

Même s i jusqu'à.présent les textes of­
f i c i e l s du Conseil fédéral ou d'autres au­
torités ne' se sont pas prononcés d'une f a ­
çon aussi encourageante sur le caractère 
désirable des mesvires positives et des 
quotas, on constate dépuis l'adoption de 
l ' a r t . U a l . 2 Cst. vme sensibilisation 
et un développement dans les questions 
liées à l'égalité. L'analyse actuelle de 
l a teneur de 1!article constitutionnel 
sur l'égalité s'accompagne clairement 
d'une réflexion sur l'égalité des chances,-
ce qui est d'une très grande importance 
pour l a légitimation juridique des ré­
glementations sur les quotas et sur les 
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autres mesvires de promotion. Certes, l e 
Message du Conseil fédéral sur l ' i n i t i a ­
t i v e populaire "pour l'égalité des droits 
entre hommes et femmes" (3U) est très ré­
ticent quant à l a s i g n i f i c a t i o n de l'éga­
lité des chances et l'explication succincte 
que l e Tribunal fédéral a donnée de l ' i n ­
terprétation de ce concept dans son pre­
mier arrêt consacré à 1'art. U a l . 2 
3è phrase (35) se prête mal à i n ­
diquer l a direction dans laquelle l'ap­
pl i c a t i o n du principe d'égalité de-vra 
se développer à 1'avenir (36). En revan­
che, dans son rapport sur l e Programme 
ilégislatif, l e Conseil fédéral souligne 
que le nouvel a r t i c l e constitutionnel 
exige en p a r t i c u l i e r l a réalisation de 
l'égalité des chances, et que pour ce 
fair e l e législateur doit o f f r i r aux 
hommes et aux femmes l'accès aux d i f ­
férents domaines de l a vie d'une même 
manière (37,). Ainsi, l e bon chemin 
semble être reconnu; i l s'agit main­
tenant de le sui-vre sans délai. 

Dans l'appréciation jviridique des ré­
glementations sur les.quotas dans le, 
domaine du t r a v a i l , i l faut t e n i r 
compte, â côté du mandat d'égalité, de 
deux autres droits fondamentaux, à 
savoir l a liberté du commerce et de 
l'-industrie pour les employeurs (38), 
trav a i l l e u r s masculins (39). 

Les quotas impératifs constituent cer­
tes une atteinte importante â l a Loi 
et ne sont que difficilement c o n c i l i a -
bles avec l a protection des t r a v a i l l e u r s 
masculins contre les discriminations (Uo). 
I l en va tout autrement avec les quotas 
f l e x i b l e s , liés aux prestations et,en 
p a r t i c u l i e r avec les systèmes d'objectifs 
quantifiés. Les atteintes aux intérêts 
protégés des employeurs et des t r a v a i l -
levurs et collègues masculins sont d'au­
tant plus réduites que l a réglementation 
des quotas laisse une grande liberté 
d'action aux employeurs dans l ' a t t r i b u ­
t i o n de chaque poste de traväil et se 
li m i t e à l a f i x a t i o n du but et des con­
ditions-cadre nécessaires à son obten­
t i o n . L'octroi d'un p a r e i l pouvoir de 
décision et d'appréciation dans les cas 
individuels permet d'assurer le respect 
à l a fois du principe d'égalité et ce­
l u i de l a justice dans les cas i n d i v i ­

duels (Ul). I l faut affirmer clairement 
i c i que cette marge souhaitable d'action 
ne doit en aucun cas être utilisée abu­
sivement pour contourner ou vider de leur 
contenu les réglementations sur les quo­
tas. Celles-ci doivent être respectées. 
Leur but, qui est de permettre aux fem­
mes d'obtenir l'égalité des chances sur 
le marché du t r a v a i l et en pol i t i q u e , 
ne peut être efficacement poursuivi que. 
si les écarts à l a règle ne -représentent 
qu'vme exception, dans des cas particu­
l i e r s et justifiés. On peut ainsi bien 
t e n i r compte de l'exigence d'un cadre de 
décision f l e x i b l e par des quotas pré­
voyant en cas de qualifications égales, 
que l a préférence soit donnée â l a femme, 
avec une clause de dérogation pour motifs 
importants (U2). 

Lors de l'appréciation juridique des 
quotas, i l faut toujours se souvenir que 
ces réglementations ne visent pas à 
p r i o r i à avan"tager les femmes dans les do­
maines de l a formation, de l'emploi et de 
la promotion. Au contraire elles chefchent 
â redresser et compenser l'absence cons­
tante -de prise en considératioiy dans les 
différents domaines de l a société, de fem­
mes aussi qualifiées que les hommes. Le 
sexe de l a travailleuse n'est ainsi pas 
le critère princ i p a l dans l ' a t t r i b u t i o n 
d'une position mais constitue un élément 
additionnel qui s'ajoute lors -de l a prise 
de décision avix qualifications et condi­
tions personnelles des gens concernés (U3). 

La question d'une atteinte à l a Loi ne se 
pose naturellement pas pour les régle­
mentations sur les quotas s'appliquant aux 
employeurs publics, mais ce n'est pas l a 
seule raison pour laquelle des mesures 
positives en faveur des femmes doivent-
-être prises par les administrations fé­
dérale et cantonales. En e f f e t , par l a 
concrétisation et l a réalisation du man­
dat constitutionnel de l'égalité donnant 
aux hommes et aux femmes les mêmes possi­
bilités de pa r t i c i p a t i o n , les organes de 
l'Etat peuvent jouer un rôle important 
de précurseurs. Des expériences réussies 
avec les mesures de promotion et les quo­
tas seraient l e meilleur moyen de l e ­
ver les doutes et les résistances exprimées 
au plan théofique envers les mesures' po­
si t i v e s . Au "VU de t e l s exemples caracté­
ris t i q u e s , les employeurs privés se l a i s -
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seraient certainement plus facilement con­
vaincre d'introduire dans leurs entre­
prises des programmes de promotion des fem­
mes . 

U. Exemples étrangers 
Diverses l o i s étrangères sur l'égalité et 
quelques décrets spécifiques nous montrent 
l'admissibilité des mesures positives en 
faveur des femmes dans l e domaine du t r a ­
v a i l (UU). La législation suédoise va ce­
pendant un pas plus l o i n : en effet, l a 
prise en compte du sexe jusqu'alors sous-
représenté dans les domaines de l a forma­
t i o n et de l'emploi n'est pas seulement 
autorisée mais est conçue comme vme o b l i ­
gation pour l'employeur, a f i n de réali­
ser vme intégration plus forte des fem­
mes dans l e monde professionnel. L ' a r t i ­
cle très détaillé a l a teneur suivante: 

"Dans l e cadre de son entreprise, l'em­
ployeur doit promouvoir activement l'é­
galité dans l a vie professionnelle. Pour 
atteindre ce but, l'employeur doit pren­
dre les mesures qui, compte tenu de sa 
situation économique et des autres élé­
ments, permettent d'atteindre un équi­
l i b r e entre hommes et femmes dans l'em­
p l o i . L'employeur doit aussi f a i r e en 
sorte que des représentants des deux 
sexes puissent être candidats aux postes 
vacants et que, par des mesures de f o r ­
mation et d'autres mesvires adéquates, 
vme représentation égale des hommes et 
des femmes soit assurée dans les d i f ­
férents types de t r a v a i l et à l'inté­
rieur des différentes catégories de 
tra v a i l l e u r s " . 

"Lorsque dans une entreprise l a repré­
sentation des hommes et des femmes dans 
im certain type de t r a v a i l et dans cer­
taines catégories de tra v a i l l e u r s est 
essentiellement différente, l'employeur 
doit faire des e f f o r t s p a r t i c u l i e r s a f i n 
de pourvoir les postes vacants ou nou­
vellement créés avec des personnes ap­
partenant au sexe sous-représenté, a f i n 
que sa proportion augmente toujours da­
vantage. Ceci ne vaut en revanche pas lors­
que des circonstances particulières s'op­
posent à de t e l l e s mesvires ou que ces der­
nières sont inappropriées au -vu de l a s i ­
tuation économique de l'employewr et les 
autres circonstances" (U5). 

On considère qu'une représentation égale 
des sexes est atteinte lorsque les re­
présentants de chacun des deux sexes cons-^ 
t i t u e n t au minimum UÔ  de l a main d'oeu-
•vre. Cette réglementation des quotas 
peut donc aussi être invoquée par les 
hommes, comme cela a déjà été l e cas à 
maintes reprises, en p a r t i c u l i e r pour les 
postes dans l'enseignement. 

Par analogie avec les "affirmative ac­
tions" connues aux Etats-Unis, les em­
ployeurs suédois s'obligent par des plans 
d'action et des programmes à adopter pen­
dant une certaine période des mesures de 
promotion et des quotas dans l'engagement 
et l a promotion du personnel. 

En République fédérale d'Allemagne, des 
directives sur l a promotion des femmes (U6) 
existent depuis quelques années à l ' i n ­
tention des administrations de certains 
'Länder', directives qui contiennent par­
fois aussi des quotas. Pour l a réglementa­
t i o n en vigueur à Hambovirg/nous vous ren­
voyons à l'exposé ci-dessous d'Eva 
Rühmkorf. 

Les exemples de quotas connus à l'étranger 
et en Suisse dans l e domaine politique 
doivent être complétés avec l a tentative 
française d'élargir l a l o i électorale 
par un quota: en 1982, l e Parlement a 
amendé l a l o i électorale s'appliquant aux 
élections municipales en prévoyant que 
pour les communes de plus de 3'500 habi­
tantes et habitants, les l i s t e s électo­
rales ne pourraient pas contenir plus de 
75^ de candidats du même sexe. Cette 
réglementation a été jugée contraire à 
l a Constitution par les 9 "sages" du Con­
s e i l constitutionnel pour qui les seules 
conditions d'éligibilité admissibles 
étaient celles déjà prévues dans l a l o i ; 
toute condition additionnelle, t e l l e que 
celle voulue par l e Parlement, représen­
t e r a i t , d'après l e Conseil constitution­
nel, vme r e s t r i c t i o n inadmissible du 
droi t de vote des électevirs. 
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I I I . Les quotas - vme perspective 

"( . . . ) personne ne veut des quotas, pour­
tant i l s existent partout - à l'avantage 
des hommes": qu'en e s t - i l de cette a f f i r ­
mation provocante de Heide PFARR?'Une. en­
quête anglaise de 1979 fournit des ré­
sultats intéressants: A l a question de 
savoir à qui i l s donnèrent la-préférence 
en présence d'hommes- et de femmes égale­
ment qualifiés, 68^ des chefs du person-' 
nel interrogés donnaient l a préférence 
aux hommes, 1% aux femmes; 22^ répondaient 
que le sexe était i n s i g n i f i a n t . Les au­
tres, soit ri'étaient pas décidés soit ne 
pouvaient donner aucune réponse (U7). 
Une t e l l e enquête en Suisse donnerait-el­
le des résultats bien différents? Des 
indications concrètes manquent,- à tout 
le moins... On ne peut développer i c i 
davantage les multiples raisons pour 
lesquelles, à qualifications égales, 
l a préférence de f a i t povir les hommes 
apparaît comme socialement acceptable 
(ou du moins plus acceptable) alors que 
les mesures en faveur de l'égalité qui 
exigent une prise en compte des femmes 
sont s i mal considérées. I l n'en de- ^ 
meure pas moins incontesté qu'avec les 
conditions mentionnées précédemment, 
les quotas présentent l e grand avantage 
de provoquer relativement v i t e vme i n ­
tégration proportionnée des forces de 
t r a v a i l et font entrer dans l e marché 
du t r a v a i l les groupes jusqu'à présent 
défavorisés (U8). I l s constituent de 
plus un encouragement et un ef f e t de 
signal notamment sur des mécanismes 
comme l ' i d e n t i f i c a t i o n à des modèles 
(U9). 
Afin que l a méthode cohérente consistant 
à promouvoir des femmes à q u a l i f i c a ­
tions et prestations égales à celles des 
hommes, puisse être véritablement appli-' 

quée, des mesures additionnel les avec 
des conditions-cadre sont -nécessaires. 
Pour favoriser par exemple l'entrée des 
jeunes f i l l e s dans des professions t r a ­
ditionnellement masculines, i l faut entre 
autres que l'or i e n t a t i o n professionnelle 
o f f r e des informations et•explications 
complètes sur le' monde du t r a v a i l , que 
les li-vres et l e matériel scolaires 
évitent une représentation tra d i t i o n n e l l e i ' 
des rôles masculins et féminins, et que 
les questions d'égalité. fassent levir ap­
pa r i t i o n dans les programmes d'étude. 
Afin de nommer des femmes à des postes 
élevés, i l faut, que dans l e cadre des en­
treprises l a promotion des femmes soi-t_ 
poursuivie de manière conséquente, que 
des possibilités de' formation continue 
et des stimulations soient, offertes aux 
femmes, à tous les-niveaux hiérâr-
chiques. 

Sur l e plan,politique, les partis ou 
les syndicats voulant -vraiment augmenter 
leur proportion de femmes à tous les n i ­
veaux, ne doivent pas penser à elles 
imiquement avant les élections, povir évi­
te r que les quotas n'aient qu'un carac­
tère d ' a l i b i . 

L ' i n s t i t u t i o n de quotas et de mesures 
de promotion des femmes' doit de toute fa­
çon être accompagnée d'vm e f f o r t soutenu 
d'explication et de sensibilisation, sur 
une base très large. Ce n'est que lorsque 
les barrières actuelles encore élevées, 
qui cachent en~partie les peurs des hom­
mes et des'femmes, des employeurs et des 
syndicats, des directions des partis et 
de leurs membres, auront été supprimées 
que les quotas pourront aussi f a c i l i t e r 
effectivement aux femmes l'accès à tous 
les domaines "de l a société.qui leur re­
viennent . ' • 

(Traduction: Patricia Schulz) 



221 

Remarques 

1) Ainsi par exemple l a création d'un 
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op. c i t . p. 30. 
21) A l'étranger, et ce particulièrement 

aux Etats-Unis, les systèmes, d'ob­
j e c t i f s quantifiés représentent une 
part importante des programmes d'ac­
t i o n positive, dont l e respect peut 
conduire à l ' o c t r o i de mandats pu-' 
blies ou de subventions. 

22) RS 101. 
23) Dans l a version allemande de l ' a r t . 

U a l . 2 Cst. l a différence entre égali­
té de dro i t et de f a i t est donc ex­
p l i c i t e . 

2U) Comparer à ce propos les explications 
plus détaillées de Claudia KAUFMANN: 
op. c i t . p. 30 et ss. 

25') Karl Heinrich FRIAUF: Gleichberechti­
gvmg als Verfassungsauftrag. Rechts­
gutachten im Auftrag des Bundesmi­
nisteriums des Innern, Stuttgart I 9 8 I , 
p. 7. 
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26) Comparer à ce propos-par exemple Jörg 
Paul MUELLER: Soziale Grvmdrechte i n 
der Verfassung? 2e édition complétée, 
Bâle et Francfort I 9 8 I , notamment p. 
152 et ss. et p. 220 et ss.; René A. 
RHINOW: Grundrechtstheorie, Grund­
rechtspolitik und Freihei-fcspolitik. In: 
Recht als Prozess und Gefüge. Fest­
s c h r i f t für Hans HUBER zum 80. Geburts­
tag, Berne I 9 8 I , p. U30 ss; Peter 
SALADIN: Grvmdrechte im Wandel. 2e 
édition, Berne I 9 8 I , p. XVIII et ss. 

27) René RHINOW: op. c i t . p. UUO et ss. 
28) Karl Heinrich FRIAUF: op. c i t . p. 29. 
29) Femmes et hommes: Faits, perspectives, 

utopies, Berne I987, p. 29. 
30) Alexandre'-DIX: Gleichberechtigung 

durch Gesetz. Baden-Baden 198U,, p. 
cité d'après Ernst BENDA: op. c i t . 
123 et SS. 

31) Ibidem; dans l e même sens Claudia 
KAUFMANN: op, c i t . p. 52. 

32) FF 1986 I 1139 et ss. 
33) Charles-Albert MORAND: op. c i t . p. 
3U) Du 19 novembre 1979; FF 198O I 110 
35) ATF 108 l a 22 et ss. 

37U; 
P-

30. 

36) Voir à ce propos l a crit i q u e de Clau­
dia KAUFMANN: op. c i t . p. 52 et ss; 
Charles-Albert MORAND: op. c i t . p.U3. 

37) FF 1986 1 1139. 
38) Art. 22ter Cst. . 
39) I l est incontesté que l ' a r t . U a l . 

2 Cst. a été i n t r o d u i t pour permettre 
l'amélioration de l a situation des 
femmes, mais q u ' i l peut aussi être i n ­
voqué par les hommes. A comparer avec 
l e premier jugement rendu par le T r i ­
bunal fédéral, a f f a i r e dans laquelle 
un fonctionnaire a invoqué l a v i o l a t i o n 
du principe d'égalité par les Statuts 
de l a Caisse fédérale de pension en ce 
qui concerne l a r e t r a i t e anticipée: l e 
TF a estimé que l a r e t r a i t e anticipée 
serait soumise aux mêmes conditions 
pour hommes et femmes; arrêt du 25 mars 
1983. 

Uo) Dans l a doctrine, on trouve quelques 
auteurs qui approuvent les quotas r i ­
gides dans l ' o c t r o i des places de 
formation et qui les considèrent con­

formes 'à=.-la Constitution, car il 
s'agirait là d'une condition essen­
tielle â l'égalité des chances; voir 
dans ce sens Christine HOHMANN-DENN­
HARDT: op. cit. p. U2 et U6 s. 

k l ) Dans l e même sens Ernst BENDA: op. 
c i t . p. 189 et ss. 

U2) Ibidem: op. c i t . p. 193. 
U3) De ce f a i t les quotas ne sont en rien 

une exception au principe de l ' i n t e r ­
d i c t i o n -de l a discrimination - et 
ne constituent en aucun cas une "dis­
crimination positive" - mais repré­
sentent -un moyen limité dans l e temps 
af i n de compenser la - t r a d i t i o n n e l l e 
discrimination à 1'encontre du sexe 
sous-représenté, moyen compatible, en 
raison du but et de l a nature des 
quotas, avec l e mandat constitution­
nel tendant à l a réalisation de l'éga­
lité. 

UU) Comparer p.ex. ave'c l'Irlande: The 
Employment Equality Act du 1er j u i n 
1977; la'Norvège: Loi sur l'égalité 
des femmes et des hommes du 9 j u i n 
1978; les Etats-Uriist Executive Orders: 
No II2U6 et 11375 (1965 et I967) im­
posent, des programmes d'action comme 
condition pour les entreprises a f i n 
d'obtenir des Contrats publics. 

,U5) Loi sur l'égalité des femmes et des 
hommes dans l a vie salariée du 13 
décembre 1979. 

U6) Souvent accompagnées d'organes d'exé­
cution ( o f f i c e pour l'égalité, délé­
guée à l'égalité des d r o i t s , etc.). 

U7) Guide sur l.a promotion des femmes 
dans les entreprises, publié par l e 
Ministère fédéral pour l a jeunesse, 
l a famille et l a santé, Bonn I985. 

U8) I l en va de même pour les quotas dans 
le domaine politique. 

U9) Hanna Beate SCHOEPP-SCHILLING: Förder­
pläne, Quoten vmd Zielvorgaben: I n ­
ternationale Erfahrungen. In: Quo­
tierung - Reizwort oder Lösung? Ex-
pert.enanhörvmg der Hessischen Landes­
regierung am 2. Mai I985, p. 51. 
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Gleichstellung durch "Sonderrechte" ? -
Zur Frage der Zulässigkeit und Ef f e k t i -
r i t ä t von Quoten * ) -

von -Heide M. Pfarr,' Professorin für Ar­
beitsrecht an der Universität Hamburg 

1. Ohne be-wusste Frauenförderung geht - 
nichts... • .. . 

Die übergrosse Mehrheit der Frauen heute 
w i l l anders leben als sie es tun. Die 
übergrosse Mehrheit der Frauen w i l l nicht 
nur eines, sondefn alles: Familie und Ge-
sellschaf-t und Erwerbsarbeit. Frauen re­
klamieren ihr- Recht auf Ar l j e i t , sie ver­
langen, dass sie eridlich i n allen Berei­
chen des Erwerbslebens, auch den zukunfts­
trächtigen, und i n allen Positionen, auch 
den höheren, ihren gleichberechtigten 
Platz einnehmen können. Und sie wollen • 
mitmachen, mitbestimmen im gesellschaftli-^ 
chen Leben, auch i n der P o l i t i k . Das 
kl i n g t ganz selbstverständlich vmd hafm7 
los, i s t aber weder selbs"tverständlich 
noch gax harmlos. 

Denn es kann j a nicht bedeuten, dass die 
Frauen werden wollen wie die Männer und 
leben wollen wie sie, um diese Chancen 
zu haben. Wenn wir die Welt betrachten, 
so wie die Männer sie gemacht haben, wenn 
•wir die Männer selbst l i e b e v o l l und nach­
sichtig mustern, wie es so unsere Art i s t , 
wäre es schlechtweg aber-witzig, den Frau­
en zu unterstellen, sie wollten leben und 
sein wie die Männer. Frauen wollen ein 
friedliches, ein menschliches und ein l e ­
benswertes Leben vmd sie wollen Frauen 
sein vmd bleiben. Das heisst übrigens > 

*) Referat gehalten an der Tagung 'Quoten -
Reizwort oder Wundermittel?' vom 
31.10.87 i n Bem, organisisert von.der 
Botschaft der Buridesrepublik Deutschland 
und dem Di'enst für Frauenfragen im Bun­
desamt für Kultürpf lege, Bern." 

nicht, dass sie sich nun eine v i e l l e i c h t ein 
bisschen modernere Fassvmg aufschwatzen 
lassen davon, wie Fra/uen sind oder ge­
fälligst in-ihrem 'Wesen' zu sein haben, 
f r i e d l i c h z.B. urid sanft -.das haben die 
Männer und ihre I n s t i t u t i o n e n , etwa die 
Kir,che, .ein paar Jahrhunderte zu lange ge­
macht , davon haben Frauen inzwischen wirk­
l i c h genug. Wie sie sind, wie sie sein 
wollen, das wollen die Frauen- selbst und 
eigenständig bestiimnen, unabhängig vom Rol­
lendiktat durch die Männer. -Uebrigens auch 
unabhängig von den Vorstellungen anderer 
Frauen darüber, wie 'wirkliche Frauen' zu 
sein haben. 

Es gibt - auch schon viele Männer, die anders 
le'ben vmd anders arbeiten -wollen, die nicht -
mehr akzeptieren wollen, was auch von 
ihnen -wie selbstverständlich als Rolle er­
wartet wird. Die,-Zahl dieser Männer wird 
immer grösser - aber sie i s t noch so kle i n , 
dass sie i n repräsentati-v-en Untersuchungen 
•noch.gar nicht erfassbar i s t . 

Aber noch i s t die übergrosse Mehrheit der 
Männer anders gesonnen. Die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf i s t ein zentrales An­
liegen der Frauen, aber sie i s t keines für 
die Mehrheit der Männer. Das gleiche g i l t 
für die Vereinbarkeit von Familie und Po­
l i t i k . Und da ver-wvmdert es natürlich nicht, 
wenn Männer nicht einmal auf die Idee kom--
men, dass es auch für sie gelten s o l l , dass 
sie, sie selbst, die Männer; Beruf und Fa­
milie , P o l i t i k und Familie, und das heisst 
Familienarbeit miteinander vereinbaren kön­
nen sollen. Männer sind im Gegenteil daran 
int e r e s s i e r t , die Trennung von beruflichem 
vmd politischem zum familiären Bereich auf­
recht zu erhalten, weil gerade diese Tren- . 
nung-ihre männlichen Privilegien i n Be­
rufsleben und P o l i t i k wie auch zu Hause 
absichert und gleichzeitig l e g i t i m i e r t . 

Wenn wir die Bedingungen der Erwerbsarbeit 
heute betrachten oder die Bedingungen, un-
tef denen P o l i t i k gemacht wird, dann müssen 
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wir feststellen: Beruf vmd Familie, P o l i ­
t i k und Familie sind nicht vereinbar oder 
nur um den hohen Preis einer dauerhaften 
Ueberforderung - einen Preis, den viele 
Frauen schon erbringen und erbringen müs­
sen. Für eine Vereinbarkeit von Beruf vmd 
Familie, von P o l i t i k und Familie, die 
nicht diesen zu hohen Preis fordert, muss 
die Erwerbsarbeit verändert werden, müssen 
die Bedingungen verändert werden, unter 
denen P o l i t i k gemacht wird. 

Die Arbeitswelt und die Welt der P o l i t i k 
sind heute gemacht von denen vmd für die, 
die nur dies haben vmd, wie schon gesagt, 
auch nur dies wollen. Erwerbsarbeit vmd 
Po l i t i k : sie i s t gemacht für die Männer, 
die Familienarbeit und die tägliche Für­
sorge für Kinder nicht leisten. Die Ar­
beitsbedingungen, die Anforderungen an 
Arbeitsplätzen und in Aemtern und Funk­
tionen, die heute gestel l t werden, nehmen 
keine Rücksicht auf die Bedürfnisse vmd 
Notwendigkeiten von Menschen, die Fa­
milienarbeit machen müssen vmd - übrigens 
- durchaus auch ihren T e i l i n der Familie 
machen wollen, die mit ihren Kindern l e ­
ben und nicht nur deren Foto auf dem 
Schreibtisch haben wollen. Auch für die 
weniger q u a l i f i z i e r t e Berufsarbeit, die 
weniger herausgehobenen politischen 
Funktionen gelten Arbeitsbedingungen und 
Arbeitszeiten, die blosse Berufsmenschen, 
Nur-Politiker verlangen und voraussetzen, 
Menschen, die andere Menschen für sich 
und ihre Kinder sorgen und das heisst 
arbeiten-lassen. Menschen also, die Frau­
en für sich arbeiten lassen und damit, 
auf mittelbare Weise, auch für die Arbeit­
geber der Männer arbeiten lassen - unbe­
zahlt, versteht sich. So werden durch die 
Strukturen der Erwerbsarbeit vmd der po­
li t i s c h e n Arbeit bestimmte Sorten von 
Menschen hervorgebracht, Berufsmenschen 
und Nvir-Politiker zum einen, aber auch 
die andere Sorte, die die Frauen stellen. 
Und die einen, die Männer, wollen das 
auch so. 

Sollen Arbeitsplätze, a l l e Arbeitsplätze 
auch Arbeitsplätze für Frauen sein, so 
müssen die Bedingungen der Berufsarbeit 
geändert werden. Sollen a l l e Aemter und 
Funktionen auch von Menschen besetzt wer­
den können, die nicht Nur-Politiker sein 
wollen, so müssen die Bedingungen, unter 
denen P o l i t i k gemacht wird, verändert wer­

den. Die Arbeitswelt, die P o l i t i k dür­
fen zvikünftig den Geschlechtern ihre 
Rollen nicht mehr diktieren. 

Aber: Arbeitgeber halten die Beschäftigung 
von Männern für günstiger als die von 
Frauen. Diese Aussage g i l t mit Ausnahme 
weniger und dann unten angesiedelter Ar­
beitsplätze. Arbeitgeber bevorzugen Män­
ner als Beschäftigte übrigens nicht des­
halb, weil sie einen Charkaterfehler haben 
oder Frauen grundsätzlich nicht mögen. 
Vielmehr halten sie die Beschäftigung von 
Männern im Kosten-Nutzen-Verhältnis für 
ökonomisch gewinnträchtiger und die Zu­
teilung von zeitweiliger wie von dauerhaf­
ter Erwerbslosigkeit an die Frauen für 
sozial ungefährlicher, j a günstig. Männer 
werden nicht schwanger vmd Frauen sind 
leidensfähiger. Hinzu kommen ausgeprägte 
Vorurteile über das Arbeitsvermögen der 
Frauen. 

2. Was für die Erwerbsarbeit g i l t , t r i f f t 
auch für die P o l i t i k zu 

Für den Bereich der P o l i t i k g i l t : P o l i t i ­
ker wie männliche Parteimitglieder ahnen 
bereits, dass die Gleichstellung der 
Frauen i n P o l i t i k vmd Partei i h r Leben 
nicht unber-ührt lassen kann. Denn i n 
schöner Regelmässigkeit bedeutet der 
Funktionszuwachs für die Frauen j a nicht 
nur, dass den Männern weniger Aemter zu 
besetzen bleiben. Schlimm genug. Vielmehr 
werden ihnen - vmd das i s t noch v i e l be­
drohlicher - weibliche Ressourcen entzogen, 
über die sie bisher i n beruhigender 
Selbstverständlichkeit verfügt haben. Frau­
en werden selbst i n den Gremien und 
Aemtern sitzen, s t a t t den Männern für ihren 
ersten und ihren zweiten Beruf i n der 
P o l i t i k zu Hause den Rücken f r e i zu halten. 
Sie werden gar erwarten, dass er, der 
Mann, sich derweil um Kinder und Küche 
kümmert. Ueberhaupt könnten Männer dann, 
von den Frauen i n den Fvmktionen zur Hälf­
te entlastet, v i e l mehr zu Hause sein. Wie 
Erfahrung vmd Untersuchungen belegen, i s t 
dies aber für Männer offenbar ein so 
schrecklicher Gedanke, dass sie möglichst 
v i e l tun vmd übernehmen, nur damit sie 
nicht zuviel zu Haus vmd zu nahe an der 
Hausarbeit sein können. Noch können sich 
zu wenige der Männer vorstellen, dass ihnen 
auch Positives zuwächst, wenn sie anders 
leben vmd anders arbeiten, dass die Für-
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sorge um Menschen, täglicher, enger Um- • 
gang mit Abhängigen, mit Schutzbedürftigen 
nicht nur Kraft nimmt, sondern auch Kraft-
gibt vmd wichtige, Erfahrungen. 

Für die Frage wirksamer Instrumente zur 
Herstellung der Gleichberechtigvmg f o l g t 
daraus : Nur gegenüber den Vorurteilen mö­
gen Ueberzeugungsarbeit vmd Aufklärung 
helfen. Bleibt das Kosten-Nutzen-Verhält­
nis unverändert, wird eine Reservearmee 
gebraucht, werden Arbeitgeber Männer be­
vorzugen, wenn sie können - und'sie können 
es, wenn Männer auf dem Arbeitsmarkt aus­
reichend zu haben sind. Solange Männer i n 
der Gleichstellung der Frauen i n P o l i t i k 
und Partei keinen Nutzen, sondern nür Ge­
fahren für sich selbst sehen, werden Ar­
gumente nicht weit tragen. 

geändert werden, durch Beschwörung von 
denen, die draussen bleiben müssen, weil 
sie i n die Strukturen nicht hineinpassen. 
Nein, diejenigen, die die Bedingungen der 
Erwerbsarbeit ändern wollen, müssen er­
werbstätig sein vmd sie müssen ihre I n ­
teressen da einbringen können, wo die 
Bedingungen der Erwerbsarbeit festgelegt 
werden. Das sind der Gesetzgeber, die 
Régierung vmd die Pärteien, das sind auch 
die Gewerkschaften. So i s t es nur logisch, 
.dass die Frauen sowohl i n den Parteien wie 
auch i n den Gewerkschaften immer energi­
scher i h r Recht anmelden, vertreten zu 
sein i n a l l den bestimmenden Gremien, Vor­
ständen, Kommissionen, bei den haupt­
amtlich Beschäftigten - also überall da, 
wo sie heute bestenfalls eine verschwin­
dende Minderheit sind. 

Diese Gegebenheiten sind es, die 
eine P o l i t i k berücksichtigen 
muss, die e f f e k t i v sein s o l l 
zugunsten der Frauen vmd ihren 
Interessen. Eine P o l i t i k , die 
diese Bedingungen ausser acht 
lässt, die ihre Programme, 
ohne Rücksicht äuf-diese Be­
dingungen formuliert, muss 
scheitern, wenn sie nicht gar 
gegen die Frauen vmd ihre I n ­
teressen läuft. Politikerinnen 
vmd P o l i t i k e r , die eine solche 
abgehobene P o l i t i k als wirk­
same Frauenpolitik vertreten, 
sind bestenfalls naiv, dann 
durchaus sympatisch, oder sie 
wissen, was sie tun, dann sind 
sie unglaubwürdig, vun es zu­
rückhaltend auszudrücken. 

Wie gesagt: Die Bedingungen, 
unter denen Erwerbsarbeit er­
bracht wird, unter denen P o l i t i k 
gemacht wird, müssen geändert 
werden, es bliebe sonst bei den 
auf Männer vmd ihre Lebensmuster 
hin zugeschnittenen Strukturen. 
Die Bedingungen können aber nur 
von innen verändert werden, von 
denen, die i n ihnen arbeiten vmd 
denjenigen, die die Bedingung für 
sie vereinbaren. Es wäre ganz un­
rea l i s t i s c h zu glauben, Arbeits­
bedingungen könnten von aussen 
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Diejenigen, die P o l i t i k mitbestimmen wol­
len, müssen erst einmal Aemter vmd Manda­
te bekommen. Für den Bereich der p o l i t i ­
schen Parteien bedeutet das, den w e i b l i ­
chen Mitgliedern ein Recht auf anteils-
mässige Berücksichtigung einzuräumen. Für 
den Bereich des Erwerbslebens bedeutet 
das : Arbeitsbedingungen werden erst dann 
verändert werden können, wenn die Unter­
nehmer, wenn die Arbeitgeber Frauen ein­
stellen vmd auch auf q u a l i f i z i e r t e n Posi­
tionen akzeptieren müssen. Und zwar auch 
diejenigen Frauen akzeptieren müssen, die 
weibliche Lebensmuster haben, also Fa­
m i l i e , um die sie sich kümmem müssen 
vmd kümmern wollen. 

Was die Parteien b e t r i f f t , kann der be-
•wusste vmd unbewusste Widerstand gegen 
die Gleichstellung der Frauen nur durch 
verbindliche Quotenregelungen überwunden 
werden. Anders geht es nicht, schon des­
halb nicht, weil zu viele kurzsichtige I n ­
teressen am Istzustand hängen. Es bedarf 
daher notwendig des steuernden E i n g r i f f s . 
Wer auf schleichende Prozesse h o f f t , ver­
niedlicht die Probleme. Wer auf Appelle 
setzt vmd auf Steuerung verzichtet, be­
schliesst die Gleichstellung der Frauen 
in Gesellschaft und Partei folgenlos, 
zum Schein. 

Ohne eine be-wusste P o l i t i k der Frauenför-
derung aber werden auch Unternehmen Frau­
en nicht akzeptieren, werden sie die Be­
dingungen, unter denen gearbeitet wird, 
nicht ändern. Sondern es werden weiter­
hin Anforderungen an Arbeitsplätze ge­
s t e l l t , die ganz auf Männer zugeschnit­
ten sind vmd die Menschen mit Familien­
pflichten nicht erfüllen können. 

Durch verbindliche Frauenförderpläne mit 
Zielvorgaben, auch Quoten genamnt, müssen 
wir die Unternehmer dazu bringen, Men­
schen i n allen Bereichen einzustellen und 
zu befördern, die ihnen zwar ausgezeichne­
te Qualifikationen, aber nicht unbegrenzte 
Verfügbarkeit bieten, Menschen, die nicht 
nur an ihren Beruf denken. Und die auch 
einmal schwanger werden. Nicht dauern vmd 
ewiglange schwanger vmd nicht immer zur 
Unzeit, wie a l l e Personalchefs glauben, 
aber zweifellos: sie werden auch mal 
schwanger. Den Arbeitgebern darf nicht 
mehr gestattet werden, die Mälnner dazu zu 

zwingen, ihre Frauen auszubeuten, wenn 
sie es mal nicht von ganz alleine tun. Eine 
halbe Arbeitskraft zu Hause unbezahlt zur 
Verfügung zu haben, darf nicht mehr kar­
rierefördernd sein oder gar die Voraus­
setzung, einen Arbeitsplatz überhaupt 
ausfüllen zu können. Das g i l t auch für die 
P o l i t i k . 

3. Das M i t t e l "Quotierung" 
Also: es geht nicht ohne be-wusste Frauen­
förderung. Es geht nicht ohne Quoten, die 
notwendiger Bestandteil von Frauenför-
derung sind. 

Dabei i s t den Frauen, die Quoten fordern, 
durchaus be-wusst, dass Quoten Regelungen 
sind, die auf den ersten Blick den Zu­
stand, den sie beseitigen sollen, erst 
einmal selbst festschreiben. Denn Ent­
scheidungen für Personen sollen vom Ge­
schlecht abhängig gemacht werden, im Un­
terschied zur alltäglichen Praxis a l l e r ­
dings s o l l die Bevorzugung einmal nicht 
den Männern gelten. Im Gegenteil: Frauen 
sollen bevorzugt werden. 

Die Bevorzugung dieses Geschlechts a l ­
lerdings r u f t erhebliche Widerstände her­
vor, von denen einige auch als Argumente 
auftreten. Sicherlich genügt für ihre 
Widerlegung nicht a l l e i n der Hinweis, 
Frauenquoten seien darauf angelegt, sich 
selbst überflüssig zu machen. Wenn nie­
mand mehr ihres Geschlechts wegen be­
nachteiligt wird, s o l l niemand seines Ge­
schlechts wegen benachteiligt werden. 

Die Argumente sind breiter. So wird be­
fürchtet, Quoten würden dazu führen, 
dass unqualifizierte Frauen q u a l i f i z i e r t e n 
Männern vorgezogen werden. 

In dieser Diskussion entsteht der Eindruck, 
als sei selbstverständlich und verbindlich, 
was Qualifikation allgemein vmd im Einzel­
f a l l bedeutet. Eine solche Annahme beruht 
aber entweder auf Naivität oder auf i n ­
teressengeleiteter Wahrnehmung. 

So wird zum Beispiel über Qualifikation 
heute i n Zusammenhängen gesprochen, i n 
denen zu Zeiten, i n denen nur Männer diese 
Positionen beanspruchten vmd bekamen, nie 
von Qualifikation, sondern von vielfälti-
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gen anderen Auswahlkriterien die Rede 
war, z.B. von Proporz, Seriosität, Haus­
macht, Hefkunft, regionale Verbundenheit 
e'tc. Das g i l t vor allem für Funktionen 
i n Organisationen, auch i n Parteien ,vmd 
Gewerkschaften. Die neue Frage nach der 
Qualifikation dient hier regelhaft der 
Abwehr der Ansprüche von Frauen; der Be­
g r i f f wird i n der konkreten Situation 
so ausgefüllt, dass die Frauen ihm 
nicht,' der männliche Mitbewerber ihm 
aber wohl oder wenigstens annäherungswei­
se zu entsprechen vermag. Die Erfahrvmg 
zeigt, dass dann, werin die Abwehr von Be­
werberinnen durch Definition der erfor­
derlichen Qualifikation misslingt,' weil 
wie auch immer Frauen sie g l e i c h f a l l s 
erfüllen, auf die alten Auswahlkriterien 
zurückgegriffen wird. 

In der juristischen Auseinandersetzung 
wird die Qualifikation als notwendiges 
Kriterium für. die Besetzung von Arbeits­
plätzen im Bereich der Privatwirtschaft 
gesehen; keine Unternehmung dürfte durch 
Regelungen gezwungen werden, Stellen mit 
minderqualifizierten Bewerber/inne/n zu 
besetzen. Diese Aussage setzt voraus, 
däss Arbeitgeber regelmässig feste Vor­
stellungen von der spezüfischen Quali­
f i k a t i o n der Arbeitskräfte haben vmd 
sich bei ihren Personalentscheidvmgen ra­
t i o n a l nach diesen Kriterien richten. 
Beides i s t nur höchst eingeschränkt der 
Fa l l . 

Die Anforderungen an die Qualifikation 
von-Arbeitskräften, von einer Grundaus­
bildung also Mindestqualifikation abge­
sehen, richten sich i n der Praxis weni­
ger nach den Anfordervm'gen des Arbeits­
platzes als nach den Bedingungen des Ar­
beitsmarktes. Nicht die für einen be­
stimmten Arbeitsplatz geeignete Person er­
füllt das Kriterium der Qualifikation, 
sondern diejenige jeweils beste Qualifika­
t i o n wird verlangt, die der Arbeitsmärkt 
ausreichend bereithält. 

Darüber hinaus wird Qualifikation für 
den E i n z e l f a l l mit Begriffen umschrieben, 
die beliebig deutbare Inhalte haben. Sie 
dienen o f t dazu, eine Personalentschei-
dung zu begründen, nicht, sie i n h a l t l i c h 
zu bestimmen. 

Schliesslich haben sich die Kriterien für 
Qualifikation für anspruchsvollere Posi­
tionen regelmässig an den Erfahrungen 
mit Männern gebildet. Sie, ihre Art, eine 
Position auszufüllen, ihre Stärken und 
ihre Schwächen, schliesslich ihre Lebens­
muster prägen die Vorstellungen der Per-
sonalentscheider über die erwarteten 
Qualifikationen. r 

U. Zwei Arten von Quoten 
Aber die Auseinandersetzung mit dem Argu­
ment der Gefährdung von Qualifikationsan­
forderungen verlangt auch eine Klärung, 
was wir überhaupt vmter Quoten verstehen 
wollen. Wir finden nämlich ganz unter­
schiedliche Vorstellungen von Quotierungen 
vor, die durchaus unterschiedliche Wir­
kungen haben. Wir können danach unter­
scheiden, ob es sich um Entscheidurigs- • 
oder Ergebnisquoten handelt. Regelungen,' 
die darauf verzichten,-• die M i t t e l fest­
zulegen, wie der Anteil- der Frauen zu er­
höhen sei, abef verbindlich machen, wie 
hoch der Anteil der Frauen zu einer be­
stimmten Zeit sein s o l l , sind Ergebnis­
quoten. Ueber die Höhe des Anteils i s t 
übrigens damit noch nichts gesagt. 

Es gibt aber auch Entscheidungsquoten. 
Entscheidungsquoten wollen dadurch eine 
•Erhöhung des Anteils der Frauen erreichen, 
indem sie auf Personalentscheidungen im 
E i n z e l f a l l zugvmsten von Frauen ein­
wirken wollen. Die Ric h t l i n i e Hamburgs 
enthält eine solche Entscheidungsquote.. 

Wenn Quoten als Zielvorgaben benannt wer­
den, dann i s t der Inhalt dieser Quote die 
Forderung, dass innerhalb einer bestimmten 
Fr i s t ein festgelegtes Verhältnis der Ge­
schlechter für bestimmte Positionen zu 
erreichen sei. Das i s t dann die Zielvor-
g'abe. Auf welchem Weg die Verantwortli­
chen diese Zielvorgabe erfüllen, blei b t 
ihnen a l l e i n überlassen. -

Bei einer Quotenregélung, die da lautet: 
"Vorrangige Berücksichtigung von Frauen 
-bei gleicher Qualifikation", wird für 
die Besetzung von Stellen eine Quote für 
Männer undFrauen festgelegt. Die Auswahl 
erfolgt nach Qualifikationsgesichtspvmkten 
unabhängig vom Geschlecht. Liegt bei einem 
Bewerber vmd einer Bewerberin eine g l e i -
_che Qualifikation vor, so werden die Ange-
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hörigen des bisher unterrepräsentierten 
Geschlechts bis zum Erreichen der Quote 
vorrangig berücksichtigt. Mir i s t sehr 
wichtig, dass bei einer solchen Ent­
scheidungsquote das Argument "die Lei­
stung werde beeinträchtigt" niemals 
zieht. Denn nur bei.gleicher Qualifika­
t i o n wird j a die Frau berücksichtigt. 

Durch Ergebnisquotierungen würden Ar­
beitgeber hingegen möglicherweise ge­
z-wungen, von ihren auf Männer hin ge­
formten Leistungsanforderungen Abstand 
zu nehmen; denn sie müssten zu einem 
bestimmten Anteil Frauen bei der Be­
setzung q u a l i f i z i e r t e r oder Frauen bis­
her weitgehend verschlossener Positio­
nen berücksichtigen und könnten so 
ihnen gegenüber die Uebernahme männli­
cher Lebensmuster nicht durchsetzen. 
Nicht unter dem Druck permanenter männ­
licher Konkurrenz -würden Frauen ihre 
eigenen Werte vmd Lebensentwürfe bei­
behalten können. Wie ich zu Beginn aus-, 
geführt habe, i s t diese Abkehr von dem 
a l l e i n auf.Männer zugeschnittenen 
Leistungsbegriff i n meinen Augen gera­
de Sinn und Chance ergebnisorientier­
ter Quotierungen. 

füllung von Zielvorgaben nicht ge­
zwungen werden dürfen.Personen einzu­
st e l l e n , die nicht über die erforder­
liche Mindestqualifikation für die -
auszuübende Tätigkeit verfügen. Wohl 
aber können sie a.ngehalten werden, 
dafür zu sorgen,dass sich Frauen ent­
sprechend qualifizieren können. 

Aber noch einmal zurück zum Bereich 
der P o l i t i k . Den Frauen, die die 
Gleichstellung der Frauen i n der 
Partei fordern, die Quoten verlangen, 
wird o f t k r i t i s c h die Frage g e s t e l l t , 
was denn anders, was denn besser sein 
•würde i n Partei vmd P o l i t i k , wenn es 
mehr von ihnen i n Aemtern vmd Funk­
tionen gäbe. Schliesslich komme es 
auf die Inhalte an - darüber wenigstens 
herrsche doch wohl Konsens. 

Diese kritis c h e Frage hat mehrere Facetten. 
Sie kann dahin verstanden werden - und 
so i s t sie wohl-auch gemeint. -, dass der 
Anspruch der Frauen auf Gleichstellung 
-der Rechtfertigung bedürfe, erklärt vmd 
b'egründet werderi müsse - eine erstaunli­
che Anmutung, deren massenhäfte 'Verbrei­
tung deutlich macht, dass gleiche Rechte 
vmd gleiche Chancen für Frauen-immer noch 
nicht selbstverständlich und Standard im 
Bewusstsein der" meisten sind. Aber mehr 
noch: aus dieser kritischen Anfrage an' 
die Frauen sprechen auch Selbstbêwusstsein 
vmd Selbstzufriedenheit, die' verblüffen. 
Denn es gehört doch schon eine Menge . 
Selbstbêwusstsein und Selbstzufriedenheit, 
um nicht zu sagen Unverfrorenheit dazu, 
zu meinen, diejenigen, die das Sagen 
bisher hatten vmd die Welt, die Partei und 
die P o l i t i k so gemacht haben, wie sie 
sind, sollten wir auch fürderhin ungestört 
untereinander lassen. Und erst recht g i l t ' 
das für a l l e s , was Fraueninteressen aus­
macht. Ueberau haben Gesetzgeber, Re­
gierungen vmd Parteien Fraueninteressen 
gegenüber Männerinteressen vernachlässigt 
und der Benachteiligung der Frauen lange, 
a l l z u lange tatenlos zugesehen oder sie 
sogar selbst massiv betrieben. 

So i s t es nur konsequent, dass ich von 
Zielvorgaben eine erheblich grössere 
Wirkung erwarte als von Entscheidungs­
quoten, eine Wirkung vor'allem, die 
Frauen'sie selbst sein lässt. Allerdings 
meine ich,- dass Unternehmer zu der Er-

Unter Wahrung des Standpunktes, dass gar 
nicht danach gefragt werden darf, können 
die Frauen aber versichern, dass vieles 
besser werden wird, wenn sie endlich mehr 
b e t e i l i g t werden, zumindest für sie 
selbst, und das heisst immerhin für\die 
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Mehrheit des Volkes. Im übrigen i s t re­
gelmässig, so z.B.jedenfalls i n der So­
zialdemokratie der Bundesrepublik, der 
Anspruch der Frauen auf Teilhabe immer 
auch mit Inhalten verbunden, insbesondere 
mit einem starken Eirisatz für Frieden vmd 
Abrüstung und den Ausgleich mit der D r i t ­
ten Welt. So scheint es mir sehr männlich 
"zu sein, zu meinen, Frauen seien zu e i ­
genen vernünftigen Politikformuliervmgen 
gar nicht i n der Lage oder diese unter­
scheiden sich nicht von denen der Männer, 
wenn denn vernünftig. Und danach sind Ver­
nunft und P o l i t i k doch allemal geschlechts­
neutral - vmd das heisst: männlich. 

5. Rechtliche Aspekte 
Der Widerstand gegen Forderungen nach Quo­
tierung zugvmsteri vori Frauen kleidet sich 
gerne, i n jur i s t i s c h e Argumente. Iri der 
Bundesrepublik wachen Juristen mit grosser 
Sorge darüber, dass j a nicht etwa Männer 
wegen ihres Geschlechts benachteiligt wer- , 
den. Ihre Fürsorge war schon immer erheb­
l i c h weniger intensiv und vor allem prak­
ti s c h gar nicht wirksam, wenn Frauen a l l ­
täglich wegen ihres Geschlechts benach­
t e i l i g t -wurden und werden - kennen wir 
doch i n der Bundesrepublik eine ganze 
Reihe formeller wie informeller Quoten 
zugunsten vori Männern, "die zwar ver­
fassungswidrig sind, aber nichtsdesto-
t r o t z fröhlich p r a k t i z i e r t wurden vmd wer-
• den. , 

Ich habe mir über die Rechtslage und die 
Diskussion um den Gleichberechtigungs­
a r t i k e l i n der Schweiz einen Ueberblick 
verschafft, der - ich b i t t e um Ihr Ver­
ständnis - notwendig oberflächlich sein 
muss. Mir i s t dabei aufgefallen, dass es 
für die Diskussion um Quotierungen höchst 
ambivalent i s t , dass die Schweiz, so spät 
mit einem Gleichberechtigvmgsartikel i n 
der Bundesverfassung ge'segnet worden i s t . 

Auf der einen Seite f e h l t es i n der Schweiz 
noch immer an jenen Erfolgen i n der r e c h t l i ­
chen, der gesetzlichen Gleichstellung der 
Frauen-, die die Rechtsprechung (auch vmd 
gerade des bundesdeutschen - Bundesverfassungs­
gerichts) seit 1953 nach und nach gegenüber 
unwilligen Gesetzgebern vmd Arbeitgebern 
durchgesetzt hat. Andererseits konnte aber 
i n die so v i e l jüngere Gesetzgebung der 
Schweiz i n Gleichberechtigungssachen d e u t l i ­

cher die Erkenntnis einfliessen, dass die 
rechtliche Gleichstellung der Frauen a l ­
l e i n noch lange nicht zu-ihrer wirklichen 
Gleichberechtigung führt. Dafür bedarf es 
vielmehr intensiver Bemühungen tatsächli­
cher Art, aber auch auf-rechtlicher Ebene. 
So scheint es mir überaus h i l f r e i c h zu 
sein, dass Art. U Abs. 2 BV neben dem 
Gleichberechtigvmgsgebot auch ausdrücklich 
einen Gleichstellungsauftrag enthält. 

In der bundesdeutschen Diskussion kommt es 
gérade für die Frage der Zulässigkeit von 
Frauenfördermassnahmeri vmd insbesondere 
von Quçten auf dieses Nebeneinander von 
Diskriminierungsverbot vmd Gleichstellungs­
auftrag i n Art. 3 Abs. 2 GG entscheidend 
an. Dass Art. 3 Abs.- 2 GG beide Aspekte 
umfasst,. i s t aber, anders als im schwei­
zerischen Art. U Abs. 2 BV, nicht unüber­
sehbar .dem Wortlaut zu entnehmen, wenn 
auch nach meiner, intensiv überprüften Ein­
schätzung jede Auslegungsmethode zu die­
sem Ergebnis führt. Die beiden Aspekte 
Diskriminierungsverbot und Gleichstellungs­
auftrag können i n Widerspruch zueinander 
geraten. Die s t r i k t e Erfüllung des einen 
kann dazu führen,.dass der andere Aspekt 
nicht wirksam wird. Obwohl das Di s k r i ­
minierungsverbot keine ausreicheride 
Schutzwirkurig zugunsten von Frauen ent­
wickelt hat, lösen Rechtswissenschaftler 
regelmässig bei der Frage der Frauenför­
derüng den Konflikt zugvmsten des "ab­
soluten" Diskriminierungsverbots (so auch 
Ernst Benda). Das-verlangt die Verfassung 
nicht. Es genügt vielmehr, wenn Frauen-
fördermassnahmen zum Zwecke der Gleich­
stellung geeignet und erforderlich, a l ­
so verhältnismässig sind und Männer vom 
•Zugang zü Beruf.und Aemtern nicht völlig 
ausschliessen. 

Die rechtswissenschaftliche Diskussion 
i n der Schwéiz kann von den, langen Er­
fahrungen der Bundesrepublik mit blossen 
Diskriminierungsverboten alles Wesentliche 
lernen, um zur Zulässigkeit von Quoten zu 
kommen. Zur Zulässigkeit auch von Quoten., 
durch die Frauen gegenüber Männern bevor­
zugt werden, durch die das "vmbedingte" 
Gleichheitsgebot, auf das sich Männer be­
rufen werden, zugunsten der Gleich­
stellung eingeschränkt wird, dass also 
Männer wegen ihres Geschlechts i n Einzel­
fällen einmal bedingt und bef r i s t e t nicht 
gleichbehandelt werden, nicht die gleichen 
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Rechte vmd Chancen haben, um das Zi e l 
der Gleichberechtigung w i l l e n , um Quoten­
forderung eines Frauenförderplanes zu er­
füllen. 

Denn gerade weil i n der Bvmdesrepublik das 
Verbot der Ungleichbehandlvmg wegen des 
Geschlechts i n Verfassung vmd Arbeitsrecht 
schon so lange g i l t , kann nachgewiesen wer­
den, dass es für den Anspruch auf Gleich­
stellung der Frauen keine ausreichende Wirk­
samkeit e n t f a l t e t . Strikte Gleichbehandlung 
von so Ungleichem kann erst i n ein paar 
Jahrhunderten gleiche Chancen für die Frau­
en bringen. Es bedarf vielmehr kompensa­
torischer Regelungen, um Gleichberechti­
gung zu erreichen. Für eine Uebergangszeit 
i s t eine, auch rechtliche Ungleichbehandlvmg 
der Geschlechter notwendig, indem Frauen be­
sonders gefördert, besonders berücksichtigt 
werden, um ihnen im Ergebnis schliesslich 
als Gruppe l e d i g l i c h die gleichen Chancen 
zu geben wie Männer sie haben. 

Der Gleichstellungsauftrag des Art. 3 Abs. 2 
GG wie der ausdrückliche des Art. U Abs. 2 BV 
erlauben diese bedingte vmd zielgerichtete 
Ungleichbehandlung, ohne i n unlösbaren Wi­
derspruch zu den Gleichheitsgeboten der Ver­
fassungen zu geraten. Ja, sie erfordern eine 
solche Frauenfördervmg sogar, um dem Gleich­
berechtigvmgsgebot zur Wirksamkeit zu ver­
helfen. 

Frauen, die Quoten fordern, Quoten i n allen 
Bereichen der Gesellschaft, i n der P o l i t i k 
wie im Erwerbsleben, Frauen, die kompensa­
torische Regelungen zur Herstellung ihrer 
Chancengleichheit verlangen, sie stellen 
diese Forderungen nicht nur mit moralischem 
Recht, sondern i n vol l e r Uèbereinstimmung 
mit der Verfassung vmd den i n i h r verbrief­
ten Zielen. 

Bekehrung zum Feminismus - kann ich das für mich sagen? Ja, 
wenn ich damit meine, daß ich nie mehr hinter die hier mit 
»Berkeley« umschriebenen Erfahrungen und Erkenntnisse zu­
rück kann. Ich kann nie mehr vergessen, daß ich im Patriarchat 
lebe, daß Bibel, Theologie, Kirche, Glaube davon geprägt sind 
ebenso wie die Gesellschaft, in der ich lebe. Mich so weit wie 
möglich davon zu lösen, mich damit auseinanderzusetzen, mei­
nen eigenen Weg als Frau zu gehen versuchen, in Solidarität 
mit anderen Frauen, das bleibt. Ja, ich bin Feministin. Nein, 
wenn Bekehrung zum Feminismus heißen sollte, ich lasse die 
Verbindung mit der christlichen IVadition und auch zur Kirche 
abreißen. Das kann ich nicht, trotz aller Kritik kann ich es 
nicht. Bin ich nicht mutig genug? Oder nicht mehr jung genug? 
Ich kaim mir diese Fragen nicht beantworten. Ich weiß nur, daß 
ich inuner noch unterwegs bin und daß ich immer besser verste­
hen möchte, was feministische Theologie und Spiritualität ist 
und sein kann. Berkeley hat mir sowohl tiefere Dimensionen 
meiner selbst und meines Glaubens als auch ein Grundkonzept 
für weiteres theologisches und politisches Denken gegeben. In­
sofern war es eine dritte Bekehrung (s. Anhang »Was ist eigent­
lich feministische Theologie?« S. 256). 
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Quotierung und Frauenfördervmg i n der 
öffentlichen Verwal"tung *) 

von E-va Rühmkorf, Le i t e r i n der L e i t s t e l l e 
Gleichstellung der Frau i n Hamburg 

1. Einleitung 
Frauenförderpläne - mit leistvmgsbezoge- i 
ner Quotierung für den Zugang zum Beruf 
und beim beruflichen Aufstieg - sind 
die konsequente Weiterentwicklung ge­
werkschaftlicher Fordefungen nach Recht 
auf Arbeit vmd nach gleichem Lohn für 
gleiche' Arbei"t. Durch zei"tlich begrenzte 
Sondermassnahmen s o l l Frauen der Zugang ' 
zu "gleicher Arbeit" erst ermöglicht,_ 
s o l l die Ungleichbehandlvmg von'Frauen ' 
und Männern im Erwerbsleben kontinuier­
l i c h abgebaut werden. 

Die Diskussion über die geeignete Form 
solcher Massnahmen (Empfehlvmgscharakter, 
Zielvorgabe, Quotierung) sowie über die , 
erforderlichen Rechtsgrundlagen' vmd de­
ren Zulässigkeit.ist i n der Bundesrepu­
b l i k Deutschland noch nicht abgeschlossen. 

In nahezu allen Bundesländern sind i n 
den Jahren nach I98U Richtlinien zur- För-' 
'dervmg von Frauen i n der öffentlichen Ver­
waltung beschlossen worden, 1986 auch 
für Frauen i n der Bundesverwaltung'. Die­
se- Richtlinien unterscheiden sich i n ihren 
Vorgaben vmd i n ihrer Verbindlichkeit. Sie 
sind einerseits Ausdruck der gewachsenen 
Einsicht i n die Notwendigkeit solcher 
Pördermassnahmen, andererseits - i n ihrer 
Untefschiedlichkeit - aber auch Spiegel­
b i l d der unterschiedlichen Auffassungen 
dazu. 

Die Entwicklung, von Frauenförderplänen 
für den öffentlichen Dienst geht zurück 
auf die Beratungsergebnisse einer Enquete-
Kommission beim Deutschen Bundestag (En­
quete-Kommission "Frau vmd Gesellschaft"), 

*) Referat geh'alten an der Tagung.'Quo'ten -
Reizwort oder Wundermittel?' vom 31.10.87 

die i n ihrem- 198O veröffentlichten Be­
r i c h t empfohlen hatte, für den öffentli­
chen Dienst" die'Entwicklung von.Ziel­
vorgaben/Frauenaktionsplänen mit Rieht- -
liniencharakter zu versehen" und "ausser­
dem eine Berichtspflicht über die Beför­
derung und Einstellung von Frauen einzu­
führen, die eine Untersuchung und Kon­
t r o l l e -von Einstellungspraxis und Beför-
derungskriterien e'inschliesst". Dem 
öffentlichen Dienst müsse i n diesem Zu­
sammenhang eine Vorbildfunktion abverlangt 
werden, begründete die Enquete-Kommission 
ihre Empfehlung. 

Hamburg.hat als erstes Bundesland diese 
Empfehlung aufgegriffen und umgesetzt. 

2. Schritt für Schritt i n Hamburg ' 
Die am 1. Januar I98U i n Kraft getretene 
"Richtlinie zur Förderung von Frauen im 
öffentlichen Dienst der Freien vmd Hanse- . 
^ Stadt Hamburg" hat eine fast fünfjährige 
Vorgeschichte, auf die ich kurz eingehen 
w i l l . Dieser historische Rückblick scheint 
mir geboten, weil er zum einen e r h e l l t , 
auf welche Vorbehalte vmd Vorurteile die 
Einführung leistvmgsbezogener Quotierung 
auch im öffentlichen Dienst'stösst, zum 
andern aber auch über die not-wendigen 
Schritte informiert, die dem I n k r a f t t r e ­
ten einer Frauénfôrdermassnahme auch im 
öffentlichen Dienst notwendigerweise vor­
ausgehen müssen. • 

1. Schritt : Problemänalyse vmd Entwickeln 
eines Arbeitskonzeptes (einer Stj-ategie 

Nach Auswertung vms zugänglicher Publika­
tionen über die Praxis von "affirmative 
action" i n den USA und Frauenfördermass-
nahrien -in der öffentlichen Verwaltung von 
Schweden sind wir davon ausgegangen, dass 
eine Frauenförder-Richtlinie für den öf­
fentlichen Dienst des Landes Hamburg U 
Schwerpunkte haben müsse : 
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Bevorzugte Berücksichtigung von Frauen 
bei der Besetzung von Stellen (Ein­
stellung vmd Beförderung) i n denjenigen 
Bereichen, i n denen Männer überrepräsen­
t i e r t sind (bei Erfüllen der Leistvmgs-
anforderungen der zu besetzenden Plan­
s t e l l e ) ; 
Fortbildvmgsangebote 
- für Personen, die an Personalent­

scheidvmgen mitwirken, um so die Vor­
aussetzungen für die Berücksichtigvmg 
von Fraueninteressen zu verbessern, 

- für Frauen, vmd zwar insbesondere sol­
che Fortbildvmgsangebote, die auf die 
Uebernahme von Führungspositionen vor­
bereiten; -Angebote mit Kinderbetreuvmg; 
Berücksichtigung von Teilzeitkräften; 
Oeffnung der Angebote .für Beurlaubte; 

Auftrag an die Fachbehörden .und Dienst- . 
s tellen, dezentral Massnahmen zur För­
derung von Frauen zu entwickeln und durch­
zuführen, die den besonderen Gegebenhei­
ten der unterschiedlichen Behördenberei­
che Rechnung tragen; 
regelmässige Berichtspflicht gegenüber 
der Landesregierung (dem Senat) als "Kon-
trollinstrument". 

2. Schritt: Gespräche mit Personen vmd 
Institutionen, die im öffentlichen Dienst 
Ë5_?̂ ^̂ °̂ S:iË5;tË£îîË-'-É™Ŝ n_m-itwirken  
Bereits i n dieser ersten Gesprächsrunde 
•wurde vms deutlich, dass unsere Gesprächs­
partner das Vorhandensein beruflicher Be­
nachteiligung von Frauen für den öffentli­
chen Dienst bislang nicht wahrgenommen hat­
ten, verdrängten oder verleugneten nach 
dem Motto: "Das mag j a für den p r i v a t w i r t ­
schaftlichen Sektor des -Arbeitsmarktes gel­
ten, im öffentlichen Dienst gibt es v i e l ­
fältige gesetzliche Regelungen, die eine 
Benachteiligung von Frauen ausschliessen" 
oder "das mag j a generell stimmen, aber 
doch nicht i n meinem Bereich". 

Mangelndes Problembewusstsein drückte sich 
auch darin aus, dass unsere Gesprächspart­
ner auf den hohen Frauenanteil ganz ge­
nerell vérwiesen, bisweilen auch auf die 
gute schvilische und berufliche Vorbildung 
jüngerer Frauen und uns aufforderten, ab­
zuwarten, bis sich das Problem gewisser-
massen ganz von alleine dadurch löse, dass 
diese nach und nach i n die Führungsposi­

tionen "durchwachsen". 

Weit verbreitet war auch das Ablenken 
vom tatsächlichen Problem durch allge­
meine Diskussionen darüber, wie sehr ge­
rade dieser Gesprächspartner sich "schon 
immer" für die Gleichberechtigung einge­
setzt habe oder auch das Darstellen bis­
heriger - vergeblicher - Bemühungen, die 
"leider gescheitert" seien ("wir hatten 
mal eine Betriebsärztin..."/"in der Ab­
teilung XY wollten gerade die Frauen 
keine weibliche Vorgesetzte..."/"wir 
haben uns j a wi r k l i c h bemüht, aber es hat 
sich keine Frau beworben..."). 

Da waren wir schon froh, wenn uns ganz 
offen gesagt -wurde: "Ich persönlich f i n ­
de es nicht gut, wenn Frauen genauso be­
ruf s o r i e n t i e r t sind wie die Mänrier, mir 
i s t eine familienorientierte Frau sym­
pathischer" oder gar "ich muss ehrlich 
zugeben, ich habe über diese Frage noch 
nie nachgedacht". 

3. Schr i t t : Durchführen einer Ist-Analyse, 
giner Bestandesaufnahme 
Die Gespräche haben uns verdeutlicht, 
dass es notwendig war, unsere Ausgangs­
hypothese von der beruflichen Benach- -
t e i l i g u n g von Frauen auch i n der öffent­
lichen Verwaltung formal zu überprüfen 
vmd mit Zahlen zu belegen. Mit der Durch­
führung der Bestandesaufnahme -wurde ein 
I n s t i t u t beauftragt. Auf die Ergebnis­
se muss ich hier, vor sachkundigem Pu­
blikum nicht d e t a i l l i e r t eingehen. Wir 
haben sie vmter dem T i t e l "Frauén er-
.Obern den öffentlichen Dienst - aber nicht 
die guten Posten -" veröffentlicht. 

U. Schritt: 
ergebnisse 

Diskussion der Untersuchungs-

Die Ergebnisse dieser Analyse waren Grund­
lage einer Vielzahl von Gesprächen und 
Informationsveranstaltvmgen, die spürbar 
zu einer Steigerung des Problembewusst-
seins vmd i n Einzelfällen berèits zu ver­
änderten Personalentscheidungen (zu­
gunsten von Frauen) führten. Auch ver­
besserte sich i n dieser Arbeitsphase die 
Zusammenarbeit mit den Personalräten i n 
den Fachbehörden vmd Dienststellen, die 
unsere bisherigen Bestrebungen eher als 
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Konkurrenz denn als Unterstützvmg erlebt 
hatten. 

5. Schritt: Herbeiführen einer p o l i t i -
ËE'̂Ëïî-̂Ŝ ŜEÏ̂Ëi-ËyïïS  
Im Dezem'ber I982, verabschiedete die Landes­
regierung (der Senat) die von uns vorge­
legte "Richtlinie zur Förderung von Frau­
en im öffentlichen Dienst der Freien und 
Hansestadt Hamburg" und beauftragte 
gleichzeitig das.Senatsamt für den Ver­
waltungsdienst, mit den gewerkschaftli­
chen Sp'itzenorganisationen Verhandlungen 
über den Abschluss einer verbindlichen 
Vereinbarung (gemäss § 9U des Hamburgi­
schen Personalvertretungsgesetzes) aufzu­
nehmen . 

6. Schritt : Verhandlungen mit den gewerk-
schaftlichen Spitzenorganisationen 
Diese Verhandlungen zogen sich fast über 
ein Jahr hin, so dass die Vereinbarung am 
-9. Dezember I983 unterschrieben werden . 
konnte. 

1- Ë£îH!iîti_î5lîî!5£!ËtûÊtË2_âÊ£_5i£̂ !ËiiîîiÊ 
Am 1. Januar I98U. 

3. Erste Erfahrungen 
Der er.ste Erfahrvmgsbericht konnte der 
Landesregierung (dem Senat) im Oktober 
1986 zugeleitet werden. Er enthält eine 
umfangreiche Dokumentation und Analyse der 
Effahrungen der einzelnen Behörden vmd . 
Dienststellen, die Auswertung von Daten 
vmd von Erhebungsbögen, die i n den Behör­
den und Dienststellen!geführt -wurden, 
sowie érste Gedanken über notwendige Kon­
sequenzen aus den bisherigen Erfahrungen. 

Nach einer Lavif zeit von nur 2 Jahren wa­
ren s t a t i s t i s c h nachweisbare, wesentliche 
Verbesserungen nicht zu erwarten, zumal 
das Inkrafttreten der Ric h t l i n i e zusammen­
f i e l mit Personal-Bewirtschaftvmgsmass-
nahmen zvir Stabilisierung der Haushalts.-
lage. Wir hatten gefürchtet, dass der da­
raus resultierende Rückgang der Gesamt-
Beschäftigvmgszahl sich -besonders zuun­
gunsten von Frauen auswirken -würde. Tat­
sächlich aber hat sich der. Frauenanteil 
vmterproportionäl verringeft (Anteil an 

den Beschäftigten im Jahre I985: U3,9^, 
Anteil am Personalabbau:. 37;7^)..Das 
lässt den vorsichtigen Schluss zu, dass 
die Vorgaben der Ri c h t l i n i e dazu geführt 
haben, dass Frauen bei Einstellungen' 
stärker berücksichtigt -wurden. 

Ueber die'Teilnahme -v-on Frauen am b e r u f l i ­
chen Aufstieg, (Beförderungen) l i e g t uns 
Zahlenmatefial noch nicht vor. 

Positiv zu bewerten i s t auch die V i e l f a l t 
der flankierenden Massnahmen vmd I n i t i a ­
t iven. So wurden -
- mit zwei Ausnahmen i n allen Dienststel­

len vmd Personalräten "Frauenbeauftrag­
t e " benarmt, 

- Fortbildvmgsveranstaltungen zu frauen­
spezifischen Fragestellungen angeboten, 

- spezielle Fortbildungsangebote für be­
urlaubte Frauen durchgeführt 

- vmd Portbildungs-Curricula nach unseren 
Vorgaben verändert. 

Aus der ständig wachsenden Zahl von Kol­
leginnen aus dem öffentlichen Dienst, 
die sich r a t - und unterstützungssuchend 
an vms wenden, schliessen wir, dass das 
Vorhandensein der Ri c h t l i n i e weibliche Be­
schäftigte ermutigt, ihre Interessen 
stärker als zuvor zu vertreten. 

Wenn auch die Frauenförderrichtlinie noch 
nicht zu i n Zahlen messbaren Verbesserungen 
der Situation von Frauen geführt hat, so 
i s t doch o f f e n s i c h t l i c h , dass wir uns i n 
,der "historischen Phase" der "ersten 
Frauen" i n ganz unterschiedlichen Berei­
chen der öffentlichen Verwaltung befinden. 
Das i s t v i e l l e i c h t nicht direkt ein Er­
folg der R i c h t l i n i e , ganz sicher aber 
ein Ergebnis der damit verbundenen in-ter-' 
nen und öffen-tlichen Diskussionen. So . 
gibt es z.B. i n Hamburg seit 198O: 
- .die beiden ersten Bezirksleiterinnen 

(Bürgermeisterinnen auf kommunaler 
Ebene) i n der Geschichte Hamburgs; 

- Amtsleiterinnen vmd Abteilungsleiterinnen 
i n Bereichen, i n denen bislang aus­
schliesslich Männer solche Funktionen 
wahrgenommen haben; 

- i n der Steuerverwaltvmg und beim Zoll 
Frauen i n Funktionen, die bisher "Män­
nerdomänen" waren; 
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- im Bereich der Justiz erstmals 
2 Vorsitzende Richterinnen am Oberlan­

desgericht 
1 Vorsitzende Richterin am Obefver-

j^altvmgsgericht . 
1 Dèzernatsleiterin beim Amtsgericht 
7 Vorsitzende Richterinnen bei,Kammern 

des Landgérichts ' -
1 Oberstaatsanwältin als Hauptabtei­

lungsleiterin bei der Stäatsanwalt-
schaft. 

Positiv i s t auch die Entwicklung des Frau­
enanteils bei der-Einstellung für die T e i l -
riahme zu Verwältungslehrgängen 'für die 
verschiedenen Laufbahnen, unbefriedigend 
bei der Besetzung von Ausbildungsplätzen im 
gewerblich-technischeri Bereich. 

In der bundesweiten Diskussion über ar­
beitsmarktpolitische Frauenfördermass-
riahmen wird immer'wieder angeführt, posi­
t i v e Diskriminiervmg stehe im Gegensatz 
zu Art. 3 Abs. 3 des' Grundgesetzes: 
"Niemand darf wegen seines-Geschlechts, 
seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner 
Sprache, seiner Heimat vmd Herkunft, s e i ­
nes Glaubens, seiner'religiösen oder p o l i ­
tischen Anschauungen benachteiligt und 
bevorziügt werden" 
bzw. Art.' 33 Abs.' 2 des Grundgesetzes: 
"Jeder Deutsche, hat nach seiner.Eignung, 
Befähigung und fachlichen Leistvm-g g l e i ­
chen Zugang zu jedem ciffentlichen Amte." 

Aus Jansen Mechtild (Hg.)': Halbe-Halbe. Berlin 1986,'S. 3U. 

Die hartnäckigste Barriere bilden nach wie 
vor gesellschaftliche Rollenzuschreibvmgen 
vmd Vorurteile,, wie z.B.- die generalisieren­
de Zuordnung.von Familienaufgaben zu Frauen 
oder die einseitige Ueberbewertung""männli­
cher" Verhaltensweisen vmd Eigenschaft im 
Zusammenhang mit Leitungs- und Vorgesetz--
tenfunktionen. 

Wir sind bei unserer Argumentation davon 
ausgegangen, dass diese Verfassvmgsarti-
kel Quotier-vmg zugvmsten von Frauen, ge­
radezu gebieten, da nachweislich Frauen 
- t r o t z vorhandener Bildurig vmd fachlicher 
Qualifikation - i n vielen Bereichen unter­
repräsentiert, i n anderen dafür vmange-
messen überrepräsentiert sind. 

U. Ausblick 
Zur Vorbereitung des nächsten Erfahrungs­
berichtes entwickeln wir zur Zeit i n Zusam­
menarbeit mit dem Senatsamt für den Ver­
waltungsdienst Erhebvmgsverfahren, die er-
môglichèn sollen, zahlenmässige'Entwick- , 
Ivmgen regelmässig vergleichend darzustellen. 
So z.B. auch Informationen über,den Anteil 
von Männern vmd Frauen an Bewerbungen und 
darauf folgende Stellenbesetzvmgen. 

Dennoch haben wir ein verfassungsrechtli­
ches Gutachten zu dieser Ffage .in Auftrag 
gegeben. Der frühere, Richter beim Bun­
desverfassungsgericht , Prof. Dr. Ernst 
Benda'hat i n seinem Gutachten die' Zulässig­
kei t leistvmgsbezogener Quotierung aus­
drücklich ' bestätigt . Er geht allerdings 
davon aus, dass Grundrechtsverwirklichvmg 
nicht durch Verwaltungsvorschfiften mög­
l i c h i s t , dass daher ,gesetzliche Re­
gelungen - zumindest für den Beamtenbe-
reich - erforderlich sind. 
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Da die bisherigen Frauenför-dermassnahmen 
in der öfferitlichen Verwaltung des Bun-̂  
des, der Länder urid ,der Kommvmen als "Ver-
waltvmgsvorschriften oder Verwaltvmgs-
r i c h t l i n i e n erlassen worden sind, hat die­
ses Gutachten bundesweit Beachtung gefun­
den und neue. Aktivitäten -ausgelöst. . 

Wie bei uns i n Hamburg verhandeln auch 
unsere Kolleginnen i n den anderen Bundes­
ländern mit den jeweils fachlich zustän­
digen Ministerien darüber, i n welcher 
Form die für erforderlich gehaltenen ge­
setzlichen Grundlagen geschaffen wefden 
können. 

Nach unseren bisherigen Erfahrungen gehe 
ich.davon^aus, dass erneut die Ueber-
windung von Vorbehalten eine geraume' Zeit 
i n Anspruch nehmen wird. Ich hoffe, dass 
wir Mit-te I988 der Landesregierung (dem 
Senat) einen entsprechenden'Gesetzesent­
wurf vorlegen.können., 

Echtheit erweist sich in Beziehungen von Frauen. Man(n) hat 
uns lange nachgesagt, daß Beziehungen unter Frauen immer, 
dann in die Brüche gingen, wenn ein.Mann ins Spiel komme. 
Zweifellos gibt es viele solche Erfahrungen, und es gibt immer 
noch viele Frauen, die davon überzeugt sind, daß Beziehungen 
zu einem Maim oder zu Männern wichtiger sind als diejenigen 
zu Frauen. Solange frau das glaubt, wertet sie ihre Frauenbe-. 
Ziehungen als eine Art Notbehelf ab, auch weim sie das nicht so 
formulieren würde. Sie steht sich auch selbst im Wege, ihre ver­
schiedenartigen Beziehungen zu Fraüen wirklich zu leben und 
Wärme, Herzlichkeit und ZärtUchkeit ohne Angst zuzulassen. 
Das patriarchale Muster von Ehe und Familie als der einzig 
normalen Lebensform steht der Entfaltung von Frauenbezie­
hungen der verschiedensten Art immer noch un Wege. Erst 
wenn frau diese Zusammenhänge durchschaut und die Abso­
lutheit der herkömmlichen Muster in Frage zu stellen wagt, 
kann sie den Reichtum und die ganz venchiedenen Spielarten 
von Freundschaft unter Frauen wahrnehmen und erleben. Das 
soll nicht heißen, daß Frauen keine oder weniger Schwierigkei­
ten miteinander hätten als Männer.. 

( . . . ) 

»Was Feministinnen in den letzten zwanzig Jahren für alle 
Frauen erreicht^haben, wäre nicht möglich gewesen ohne starke 
Frauenfreundschaften. Freundschaft war wiriclich ein Neben­
produkt von manchen bewußtseinsbildenden Gruppen. Frauen 
entdeckten, daß die partriarchale Prägung, die sie gelehrt hatte, 
andere Frauen nicht zu schätzen, andere Frauen als Rivalinnen 
im Bemühen um Beachtung und Schutz von Männem zu sehen, 
sie selbst im Innersten zerstörte. Frauen fanden beieinander jene 

•> tiefste Menschlichkeit, von der man ihnen gesagt hatte, sie könn­
ten sie nur in der Begegnung mit einem Mann finden. Manche 
entdeckten sogar, daß männliches Anderssein för sie Entfrem­
dung und Tod bedeutete, ebenso wie das totale Anderssein eines 
patriarchalen Gottes.« 

Diese Zerstörung erlebe ich an jenen Frauen, die meinen, ohne 
Beziehung zu einem Mann nicht leben zu können, und die von 
einer veriinglückten Beziehung in die nächste stolpern oder 
dann bei einer Frau dasselbe Muster sexueller Bindung suchen, 
das sie mit Mäimem erlebt haben. Wir haben viel zu enge, 
von mäimlichen Erwartungen iind männlicher Sexualität ge­
prägte Vorstellungen von nahen persönlichen Beziehungen. 
Fraueilfreundschäften, und zwar solche mit und ohne erotische 
und/oder sexuelle Komponente, sprengen diese Muster. Inso­
fern siiid sie ein Heilnüttel gegen vom Patriarchat geschlagene 
Wunden, sowohl auf persönlicher als auch auf beruflicher oder 
politischer Ebene, und geben Frauen die Kraft, sich für Ge­
rechtigkeit gegenüber Frauen und allen Benachteiligten zu 
wehren, Widerstand gegen alle Formen von Hierarchie zu lei­
sten. Dies ist in unserer bürokratisch und technokratisch von 
Männem verwalteten Welt ein Politikum, ein auch politisch 
wirksamer Aufstand für das Leben. 
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Les possibilités de promotion de l a fem­
me par l a Confédération en sa qualité 
d'employeur *) ' 

par Mariette B o t t i n e l l i 

Aperçu statistique et i n s t i t u t i o n n e l 
Compte tenu du f a i t qu'elles représentaient 
37 pour cent de l a population active lors 
du dernier recensement fédéral en I98O, 
les femmes sont généralement sous-représen­
tées à l a Confédération. Elles constituent 
17 pour cent de l ' e f f e c t i f global (PTT et -
CFF compris). Leur présence est particu­
lièrement déficitaire dans les classes de 
traitement moyennes et supérieures; e l l e 
est bonne en revanche (env. 50^) au bas de 
l'échelle, notamment.dans des domaines 
d'activité typiquement féminins. 

Que f a i t l a Confédération pour améliorer 
l a situation et de quels moyens dispose-t­
e l l e à ce-t effet? 

Organe d'état-major chargé d'élaborer les 
bases de l a politique en matière de person­
nel, l'Office fédéral du personnel dispose 
d'un poste à temps p a r t i e l pour l a condi­
t i o n féminine dans l'administration. En. 
plus des conseils q u ' i l dispense, ce ser­
vice contribue actuellement à l a ré-vision 
des instructions qui régissent l a mise au 
concours public des places vacantes. Cette 
révision entraîriera l a désignation automa­
tique des' fonctions dans les genres mascu­
l i n et féminin et l e recours à des termes 
neutres pour l a formulation des annonces. 
Dans le secteur de l a formation, différents 
projets visant à sensibiliser les milieux 

*) Discours tenu à l a Journée des quotas dans 
l a politique et dans l e monde du t r a v a i l , 
'Quoten - Reizwort oder Wundermittel?' 
du 31.10.87 

les plus larges possible à l a question 
de l a promotion de l a femme, sont â 
l'examen. I l s ont t r a i t aux cours de per­
fectionnement et à l a formation des ca­
dres. L'occupation des femmes dans l e 
Corps des gardes-frontière est égale­
ment à 1'étude. 

Indépendamment des' questions touchant son 
propre personnel, l a Confédération 
s'emploie aussi à'créer les bases struc­
t u r e l l e s qui permettront d'instituer un 
sefvice chargé de promouvoir l'applica­
t i o n du principe de l'égalité dans tous 
les domaines de l a vie. 

Avant d'entrer dans l e v i f du sujet, i l 
convient de relever que l a Confédération 
ne dispose pas encore d'un projet formel 
qui permettrait de promouvoir 1'égalité, 
entre les sexes dans les emplois fédéraux. 
I l en résulte que les réflexions et les 
idées livrées ci-après ne sont que des 
généralités qui pourraient servir de ré­
férence pour l'élaboration de mesvires plus 
concrètes. 

Inconvénients de l a solution des quotas 
Dans l'impossibilité de réaliser l'égali­
té entre femmes et hommes dans un délai' 
déterminé, i l est l o i s i b l e de recourir 
à l a solution des quotas. Les quotas 
peuvent être fixés selon différents c r i ­
tères: proportion des femmes dans l a po­
pulation active, dans un secteur précis 
du marché du t r a v a i l ou parmi les d i -
plômé-es d'une profession." La solution 
des quotas exige què le principe de l ' a p t i 
tude soit respecté. Autrement d i t , lors 
d'vm engagement ou d'une nomination, l a 
préférence ne peut pas être donnée à une 
femme par rapport à un homme qui- serait 
mieux qualifié pour l a fonction. I l en -
résulte que ce genre de mesure ne peut 
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p r o f i t e r à l a femme que dans des situa­
tions- où l a candidate et l e candidat j u s t i ­
f ient des mêmes aptitudes. Of, on ne sait 
pas s i les situations "à qualifications 
égales" eritre les candidats des deux sexes 
sont fréquentes ou s i elles existent tout 
simplement. On ne peut admettre q u ' i l n'y a 
parité de qualifications entre l a candi­
date et le candidat que s i le.choix défi­
n i t i f repose sur l a s t r i c t e formulation 
des exigences liées à l a fonction. Quel 
que soit l e poste â occuper, i l est d i f f i ­
c i l e d'imaginer que les éléments subjectifs 
d'appréciation découlant des entretiens 
d'engagement ne joueraient aucun rôle. 

Voilà une des raisons pour lesquelles l a 
solution des quotas pourrait être consi­
dérée comme n'étant pas nécessairement lé­
gitime et renforcerait dès lors les a t t i ­
tudes sexistes, sans que l e résultat sta­
t i s t i q u e qu'on en attend ne soit assuré 
pour autant. 

Les expériences réalisées au moyen de mé­
thodes semblables nous confirment que 
certaines personnes né croient pas à une 
parité de qualifications, parce qu'elles 
ont le sentiment d'être prétéritées -
ne serait-ce qu'indirectement. Tel est l e 
cas dans l e domaine de l a représentation 
des minorités linguistiques dans l'admi­
n i s t r a t i o n fédérale. D'où l a tentation 
•pour ces personnes de conclure qu'une so­
lu t i o n par quotas serait l e moyen de con­
trevenir indirectement au principe de 
l'aptitude. Par contre, elles n'ont rien 
â objectéf 'contre des mesures dites de 
discrimination positive. 

La solution des quotas peut présenter un . 
autre inconvénient: le risque de repro--
duire, dans l'organisation dans laquelle 
elle s'applique, les inégalités qui. 
existent entré les sexes sur l e marché" du' 
t r a v a i l . 

Tenant compte de ces réserves, que pour­
r a i t entreprendre l a Confédération? I l 
me paraît important de reposer le. problè­
me en -vue de l'esquisse d'une autre solu­
t i o n . 

Reformulation du problème et autre solu­
t i o n  
La discrimination des femmes ri'est pas -
seulement perceptible par l e biais de 
leur représentation dans un organisme ,-
dans l a société ou sur l e marché du t r a ­
v a i l . Elle se reflète aussi-dans leur 
présence .dans l a hiérarchie. I l est i n ­
téressant de relever qu'eri 1982, lors du 
dernier recensement du personnel fédéral, 
l a classe de traitement médiane des 
femmes était l a 17e, celle des hommes l a 
lUe, l a 2Ue étant l a plus basse de 
l'échelle des traitements. 

Donc, les femmes ne sont pas seulement 
sous-représentées à l a Confédération, 
mais l a valeur économique de leur t r a v a i l 
est moindre. Cette constatation n'est 
pas eri contradiction avec l'application 
du principe "â t r a v a i l égal, salaire 
égal".. Elle est en rapport avec le paf t a ­
ge des rôles entre hommes et femmes. 
Les tâches pour lesquelles i l faut j u s t i ­
f i e r de compétences spécifiques et 
d'expérience de l a gestion sont en général 
l'apanage des hommes. Les travaux qui 
requièrent une qu a l i f i c a t i o n profession­
nelle moins grande et ont un caractère 
d'exécution ressortissent principalement 
aux femmes. On pourfait par conséquent 
-imaginer des solutions qui, tout en ayant 
des effets directs sur la'divis i o n des 
fonctions, contribueraient•à l a reva­
l o r i s a t i o n du t r a v a i l des femmes. 

En d'autres termes, on pourrait essayer 
de renforcer l a présence des femmes aux 
postes importants réservés pour ainsi 
dire exclusivement aux hommes, au l i e u 
d'assurer l a parité à tous les échelons 
de l a hiérarchie. Cette manière de pro­
céder aiderait à corriger non seulement 
les effets, statistiques de l'a division 
du travail-, mais encore' sés causes. 
D'autres motifs plaident en sa faveur. 

Les qualifications professionnelles ou 
les "diplômes" exigés pour un poste 
d'encadrement moyen ou supérieur pour­
raient être assimilés, en tout ou partie, 
à 1'ancienneté.de service, voire à l'ex- -
périenc.e professionnelle. En re v a l o r i ­
sant certains diplômes, on r e l a t i v i s e r a i t 
l'ancienneté, .ce qui serait p o s i t i f pour 
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les femmes eu égard au f a i t que leur car­
rière professionnelle accuse plus d'in­
terruptions que celle des hommes, po.-ur des 
raisons évidentes. Les femmes qui occu­
pent des positions de cadres semblent, 
de plus, mievix à même de f a i r e face à l a 
double charge professionnelle et familia­
l e . Voilà pour quelques aspects i n d i v i ­
duels de l a question. 

Les décisions relatives à l a division du 
t r a v a i l sont prises pour l a plupart à 
l'intérieur de l'administration et cela 
au haut de l a hiérarchie. Or, contraire­
ment à l a solution des quotas, celle que 
je viens d'esquisser éviterait l a repro­
duction, dans l'administration fédérale, 
des inégalités que l'on constate dans l a 
répartition du t r a v a i l dans notre 
société. Elle permettrait de rehaus­
ser l a valeur moyenne du t r a v a i l 
des femmes, ce qui ne serait pas 
négligeable en attendant l a réa­
l i s a t i o n d'une représentation p a r i ­
t a i r e . 

Présentes dans les postes-clés, 
les femmes exerceraient de l ' i n ­
fluence sur l e recrutement et 
l'engagement du personnel, sur 
les promotions, etc. Cette i n f l u ­
ence serait d'autant plus impor­
tante en matière d'avancement 
que les promotions internes aug­
mentent proportionnellement à 
l a valeur des fonctions.» 

Une t e l l e solution éviterait en p r i n ­
cipe aux femmes de devoir réclamer des 
mesures appropriées, puisqu'elles seraient 
en situation de les élaborer ou, pour 
l e moins, de contribuer à leur élabora­
tion.! I l faudrait évidemment que les 
femmes en question soient absolument 
convaincues de l a cause et prêtes à pro­
mouvoir, d'une manière conséquente, les 
autres femmes. 

.„.n^TftRE DES DROITS 

Jansen Mechtild ( é d . ) : Halbe-Halbe, Ber l in 1986, 
p. 121. 
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Erfahrungen mit der Quotierung i n ei­
ner schweizerischen Partei *) 

von Mascha Madörin 

Im Oktober 1985 "wurde an einem POCH--
Frauen-Seminar der'Antrag auf eine 
Quotierung der zentralen Gremien (Ge­
schäft s l e i t ung, Vorstand, Zentralsekre­
t a r i a t ) g e s t e l l t vmd am 16. Juni I986 
an einer Delegiertenversammlüng ein­
stimmig beschlossen. Die neuen Gremien 
begannen nach der Sommerpause zu ar­
beiten. Die Erfahrvmgen', über die ich 
schreiben kann, sind also kurz. Die 
Zeit nach der Einführung der 60^-Quo-
tierung war von den kommenden National­
rat swahlen vmd Debatten vim däs grün­
alternative Bündnis geprägt, und diese 
dominierten nach .wenigen Monaten die 
parteiinterne Diskussion. Fragestel-
Ivmgen vmd Schwierigkeiten, die mit der 
Einführung der 60^-Quotierung entstan­
den, -wurden deshalb - jedenfalls- vor­
übergehend - verdî ängt. Die Relevanz 
unserer Erfahrvmgen i s t daher sehr be­
schränkt. Trotzdem sind schon i n der 
kurzen Zeit ungeahnte vmd nichtvorweg-
gedachte Fragestellungen aufgetaucht, 
die ich im folgenden darstellen w i l l . 
Während der Quotierungsdebatte vmd 
nach ihrer Einführung hatten wir mehrere 
Gespräche mit Frauen von der Grûrién Par­
t e i der BRD,,die für die folgenden 
Ueberlegungen sehr anregend gewesen sind. 

Die POCH-Frauen -haben den Antrag auf 60^ 
mit der Begründung g e s t e l l t , dass wir 
Frauen zuerst die Mehrheit haben müssen, 
um überhaupt -unsere Anliegen durch­
setzen zu können: die 50^-Quotiervmg 
sei später "anzustreben. Im wesentlichen 
gab es zwei Motivationen, die zu dieser • 
Forderung führten: 
*) Ueberarbeitetes und gekürztes Referat, 

gehalten an der Tagung 'Quoten -. Reiz­
wort oder Wundermittel?' vom 31.10.87 

a) Das Bedürfnis, eine frauenorientierte 
Gesamtpolitik machen vmd die Doppel-
•belastvmg von P a r t e i p o l i t i k vmd Fraü-
enbewegungspolitik abbauen zu können: , 
Es bestand also der Anspruch, Debatten 
ü'ber fraueriorientierte P o l i t i k i n a l ­
len politischen Fragen i n den regu­
lären Parteigremien führen zu können. 
Zum T e i l i s t dieses Bedürfnis auch^in 
einer Situation entstan.den, i n der die 
: autonome Frauenbewegung stark projekt­
o r i e n t i e r t arbeitet vmd als organi­
s i e r t e , gesamtpolitisch relevante- Kraft 
wenig i n Erscheinung t r i t t . 

b) Unzufriedenheit über parteiinterne Hier-
afchien, über die Diskussioris- vmd 
Konfliktaustragvmgskultur vmd das Be­
dürfnis, Arbeitsweisen zu entwickeln,' 

• bei denen Frauen sich wohl fühlen kön­
nen,, ohne sich jeweils ihre psychische 
Regeneration vom Parteistress im P r i ­
vaten odef "Frauenraum" organisieren 
zu müssen. 

Thesenartig seien hier ein paar Aspekte 
zusammengefasst, die mir für eine Dis-
'kussion über frauenorientierte P o l i t i k 
wichtig zu sein scheinen: 

1. Im Gespräch mit Grünen Frauen i n der 
BRD wurde mir k l a r , dass ein -wesentli­
cher Purütt bei dér Beurteilung der 
Quotierung im Unterschied zwischen 
quotierten bezahlten Parteistellen vmd 
quotiefter Gratisarbeit l i e g t . In der 
BRD e x i s t i e r t ein ausgebautes Subven­
tionssystem für Parteien. Bei den 
Quotiervmgsfordervmgen der Grünen 
Frauen geht es auch um bezahlte Sekre­
t a r i a t s s t e l l e n und Fachreferate. Beim 
Vorstand vmd bei der. Geschäftsleitvmg 
der POCH handelt es sich jedoch um 
ehrenamtliche Arbeit. Beim Zentral­
sekretariat handelte es sich um eine 
60^-Stelle. Heute frage ich mich, ob 
es r i c h t i g i s t , unbezahlte Arbeit i n 
^gemischten Organisationen zu quotieren, 
oder ob es nicht besser wäre, eine 
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Art FrauenvetoSystem einzuführen. 

2. Ein weiterer Unterschied zur BRD i s t 
.mir aufgefallen: die Kleinheit der 
Schweiz. Für eine eigenständige P o l i ­
t i k müssen Frauen i n grösseren Gruppen 
arbeiten können, schon nur deshalb, 
weil sich sehr viele Fragen neu s t e l ­
len. Meiner Meinung nach haben kleine 
Frauengrupperi zudem die Tendenz, den 
Ausschluss der Frauen aus der Oef­
fe n t l i c h k e i t vmd i h r Eingeschlossen­
sein i n quasi-familiärem Beziehungsver-
halten zu reproduzieren. Die I n i ­
tiantinnen der Quotierung i n der 
POCH haben deshalb grosses Gewicht 
auf die Quotierung i n den zentralen • 
'Gremien (als ersten Schritt) gelegt, 
um den Kontakt vmter den Frauen zu 
fördern. Dies steht aber im Gegen­
satz zu den politischen Realitäten 
des schweizerischen Föderalismus' -
auch die POCH-Frauen arbeiten vor­
wiegend kantonsorientiert und haben 
Schwierigkeiten, sich mehr für zen­
t r a l e Gremien zu interessieren. 

Es gibt zwei Arten von "kritischer 
Masse", die es braucht, damit Frau­
en sich i n gemischten Organisationen 
durchsetzen können: Einerseits i s t es 
notwendig, dass Frauen i n Entschei-
dungsgremien mindestens die Hälfte 
sind (oder das Vetorecht besitzen). 
Andererseits muss es auch eine ge­
nügend grosse Anzahl von Frauen ge­
ben, die sich mit den'zahlreichen vmd 
komplexen, Aspekten frauenorientierter 
P o l i t i k befassen. Die Kleinheit der 
Schwéiz und i h r ausgeprägter Fördera-
- lismus zwingen vms frauenpolitisch 
interessierten Frauen,unkonventionel­
le Organisationsformen zu suchen, die 
sowohl überregional als auch organi-
sationsübergreifend sind. Dies wird 
auf jeden F a l l parteipolitische Tra­
ditionen sprengen müssen - vmd das 
macht die Sache nicht einfacher. 

3. Es i s t schon v i e l über die Soziali­
sierung der Frauen gésagt und ge­
schrieben worden; Unsere Soziali-
sierung geht bekanntlich"in Richtung 
Beziehvmgspflege, Unterstützvmgsar-
•beit für Männer, Dienen vmd Unter­
ordnung unserer eigenen Interessen un­
ter andere, meist von Männern bestimmte. 

Dies dürfte i n der Schweiz nicht anders 
sein als i n der BRD. Was i n der 
Schweiz jedoch erschwerend hinzukommt, 
i s t die Tradition der Konsensdemokra­
t i e . die nach meinem Dafürhalten den 
tra d i t i o n e l l e n Frauensozialisiervmgs-
effekt verstärkt: Die Bereitschaft zu 
antizipierten Kompromissen - bevor es 
überhaupt zu Konflikten kommt -, die 
Bereitschaft, auf den guten Willen der 
Männer zu vertrauen, anstatt auf der 
Institutionalisiervmg von Rechten zu 
beharren, i s t unter- vms Schweizerinnen 
fast grenzenlos; ebenso die Angst vor 
Konflikten vmd davor, durch fehlendes 
Wohl verhalten das konsensdemokra,tische 
Stillhalteabkommen zu stören. Ich habe-
i n den letzten zwei Jahren gemerkt, wie 
schwierig es i s t , sich diesen Sozia-
lisiervmgseffekten zu eritziehen. Die 
Kombination von frauenspezifischer und 
schweizerisch-politischer Sozialisierung 
i s t meiner Meinung nach.ein wesentli­
ches Hindernis dafür, dass wir Frauen 
i n der Schweiz eigenständige frauen-
o r i e n t i e f t e politische. Konzeptionen 
formulieren, sie öffentlich vertreten 
vmd auch durchsetzen. Frauenpolitik 
besteht i n (allen) Parteien doch 
wesentlich immer noch aus dem gedul­
deten, zusätzlichen Einbringen sog. 
Frauenfragen, also einer Frauenkompo­
nente i n Männerparteien, und nicht aus 
einem autonomen Politikmachen aus 
Frauensicht vmd ausgehend von den ver­
schiedenen weiblichen Lebenszusammen­
hängen und Interessen. 

U. Die Quotierung hat sich p o s i t i v i n Be­
zug auf zwei Hinsichten ausgewirkt: 
Der Quotierungsbeschluss selbst hat 
viele Debatten über Frauenpolitik ausge­
löst. Bevor die NR-Wahlen zunehmend 
die Diskussion innerhalb der POCH zu 
dominieren begannen, fanden im neuen 
• Vorstand interessante Diskussionen zu 
verschiedenen Fragen s t a t t , die früher 
die Frauen i n separaten Frauenkommis­
sionen behandelt hatten. 

Negativ fallen, dagegen folgende Punkte • 
auf: |Die Erwartungen an die neuen Gre­
mien sind r i e s i g gewesen. Die Frauen 
(und die ebenfalls neu i n die zentralen 
Gremien gewählten Männer) sollten 
plötzlich mit allen parteiinternen Kon-' 
f l i k t e n vmd Krisen klarkommen, neue 
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Wählerinnenstimmen gewinnen; sich mit 
Organisationsfragen der Partei herum­
schlagen vmd zufallen Sachfragen einen 
"feministischen" Standpunkt entwickeln. 
Von uns Frauen klar formulierte Prio­
ritäten -wurden von Parteigenossen i g ­
noriert vmd jedes Nichterfüllen von Er­
wartungen als Schwächebeweis benutzt. 
Es spukt überall - nicht nur i n der 
POCH - das.elitäre Bild einer emanzi­
pierten Svipeffrau herum, die selbst­
verständlich wesentlich fähiger als Män­
ner zu sein und ebenso selbstverständ­
l i c h die weibliche Zusatzkomponehte 
mitzuliefern hat. Alle andern Frauen 
haben kein politisches Existenzrecht, 
d.h. kein Entscheidungsrecht vmd kein 
Recht auf Oeffentlichkeit. Was Erfolg 
von Frauen i s t vmd was nicht, wird eben 
auch wesentlich von Männern bestimmt. 
Und es braucht sehr v i e l Selbstbe-
-wusstsein, eigene Kriterien zu ent­
wickeln vmd auf eigene Grenzen, Sicht- -
weisen vmd Realitätsinterpretationen 
zu beharren. 

vmd problemlösvmgsorientiert geworden.  
Schon das a l l e i n i s t eine-Quotierung  
wert. Aber sehr schnell i s t das Pro­ 
blem der Organisationsform Partei auf­ 
getaucht . Grüne Frauen hatten uns vor­ 
gewarnt : "Wenn i h r w o l l t , das s Frauen  
vermehrt i n die P a r t e i p o l i t i k ein­ 
steigen, dann müsst i h r Rotation ein­ 
führen. Frauen'sind nicht bereit so  
viele Aemter zu akkumulieren vmd so  
v i e l Zeit nur für Parteiarbeit aufzu­ 
wenden wie Männer." Sie sind nicht nur  
nicht .dazu bereit, sie können es auch .  
wegen ihrer Zusatzpflichten i n Haushalt  
und Beziehungen, nicht. Wir haben ge­ 
merkt, dass wir, wenn wir Rotation ein­ 
führen wollen, zugleich alles - seien  
es Entscheidungsmechanismen vmd -Vor­ 
bereitung, Information, Qualifikation  
oder Arbeitsverteilung - umorganisieren  
müssen. Für mich i s t dies eine zentra­ 
le Erfahrvmg. Wir kommen um die Organi­ 
sationsfrage im weitesten Sinn nicht 

Es i s t zudem k l a r , dass i n einer 
kleinen Partei wie der POCH (auch 
wenn ausschliesslich die a l l e r -
emanzipiertesten Männer der 
Welt dabei wären), im wesentli­
chen nicht parteiintern ent­
schieden wird, was prioritär 
vmd wie politische Kultur zu 
sein hat. Wir befinden vms im 
permanenten Zugszwang von 
aussen. Die Frustration hat ,,; 
schon an der POCH-Delegierten-
verSammlung zur Quotierung be­
gonnen: Ausser bei einem kur­
zen Fernsehinterview hat kein 
Journalist vmd keine Journa­
l i s t i n Frauen befragt, sondern 
nur Männer. In den Zeitungs­
ar t i k e l n stammten zwei D r i t ­
t e l bis drei V i e r t e l der Zitate 
vmd Ansichten von führenden 
POCH-Männern und nicht von Frau­
en. Frauenkultur i s t immer noch 
Subkultur, vor allem i n der 
schweizerischen P o l i t i k . 

Was die Diskussionskultur und 
die. Frage der Hierarchisierung 
innerhalb der Partei anbelangt, 
so lässt sich generell folgendes 
aussagen: im Vorstand hat sich 
die Diskussionsweise p o s i t i v 
geändert - sie i s t engagierter 
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herum. Die Frage, wie denn eine Par­
t e i aussehen und funktionieren muss, 
damit Frauen kreativ und ihren Interes­
sen und Möglichkeiten gemäss mitarbei­
ten und wesentlich mitentscheiden kön­
nen, i s t für mich alles andere als be­
antwortet. V i e l l e i c h t i s t das im t r a d i ­
tionellen Parteiensystem gar nicht 
möglich. Zu diesem Thema gehört auch 
der Parlamentarismus i n der Schweiz: 
Wer kann es sich schon l e i s t e n , ins 
Parlament gewählt zu werden? Und wie 
gehen wir damit um, dass das Parlament 
vmd Parlamentswahlen so stark personen­
o r i e n t i e r t sind? Parlamentarismus er­
schwert kollektives Handeln vmter Frau­
en, weil Personenkult vmd Hierarchi­
sierung gefördert werden. Auf welche 
Hindernisse Frauen stossen können, hat 
sich i n St. Gallen gezeigt, wo den im 
Parlament vertretenen Ofra-Frauen die 
gut funktionierenden Parlamentsrota­
t i o n -untersagt -wurde. 

Der entscheidende Punkt für mich 
b l e i b t , dass Frauen (mit Ausnahme e i ­
ner kleinen E l i t e ) schon nvir von ihren 
Lebensumständen her avif sehr basisde­
mokratische, politische Strukturen an­
gewiesen sind. Wer - w i l l , dass Frauen 
sich mehr am politischen Leben betei­
ligen, muss sich mit Fragen der Hier­
archisierung innerhalb von politischen 
Organisationen, der Formen von Zusam­
menarbeit von Organisationen, des i n ­
strumenteilen Verhältnisses führender 
Leute zur Basis und des Konkurrenz-
und Profiliervmgsverhaltens befassen, 
also mit der Arbeitsweise politischer 
Organisationen vmd damit auch mit den 
Formen schweizerischer Demokratie. 

Frauen sind sehr fähig i n kleinen 
Gruppen vmd sachbezogenen Projekten zu 
arbeiten, aber es fehlen vorwiegend 
Erfahrungen i n grösseren, kontinuier­
l i c h arbeitenden Organisationen. Es 
ginge d£irum, Organisationsformen zu 
finden, die kontinuierliches Arbeiten, 
Erfahrvmgsvermittlung vmd gezieltes 
Handeln ermöglichen, ohne i n die t r a ­
ditionellen patriarchalischen Metho­
den der Aemterakkumulation, des Per­
sonenkults oder des Zentralkomitee­
s t i l s zu f a l l e n . Von Seiten der Frau­
en fehlen dazu weitgehend eigene Kon­
zepte vmd politische Strategien. 

6. Beim letzten Punkt meiner Ausführungen 
geht es um einen Aspekt von Hegemonie 
oder um die Frage, wer die Welt auf 
welche Weise i n t e r p r e t i e r t . Als wir die 
Diskussion über das instrumenteile Ver­
hältnis von Parteien zu Bewegvmgen an­
lässlich der Auseinandersetzungen um die 
beiden Anti-AKW-Initiativen begonnen 
haben, sind wir auf starkes Unverständ­
nis bei führenden Politikmacher/innen ge­
stossen. Die Möglichkeit, sich politische 
Konflikte anders als i n gängigen Zu­
sammenhängen zu denken, befremdete sie 
sehr. Mir i s t auch j e t z t nach den Wahlen 
aufgefallen, wie stereotyp die gängigen 
Realitätsinterpretationen i n der P o l i t i k 
sind, so wie wenn Frauen nicht existieren 
vmd z.B. wählen -würden. Das gleiche g i l t 
i n Bezug auf die Debatten um die Neu­
formierung der Kräfte innerhalb des 
nicht-bürgerlichen Parteienspektrums. 
Frauen sind zwar i n wesentlichen Bereichen 
gesellschaftskritischer P o l i t i k ( D r i t t e -
Welt-Solidaritätsbewegung, Friedens­
bewegung, Flüchtlingspolitik, Umwelt­
fragen) sehr a k t i v , zahlenmässig ver­
mutlich sogar mehr als Männer. Aber 
Frauen werden nicht als ein p o l i t i s c h 
relevanter Faktor angesehen, auch von 
Parteien nicht, die gesllschaftskri-
tische Positionen vertreten. Das Be­
denklichste jedoch i s t , dass vmter den 
Frauen Debatten über Themen wie Bündnis-
p o l i t i k gar nicht oder kaum geführt wer­
den. 

Kurz zusammengefasst: es gibt grosse Be­
reiche politischen Handelns, wo Frauen 
i n der Schweiz den Anspruch auf ein e i ­
genständiges Politikmachen noch gar 
nicht g e s t e l l t haben. 

Zum Schluss möchte ich folgendes betonen: 
Ueber viele Fragen hätten ich imd andere 
POCH-Frauen ohne Quotenregelung nie nach­
gedacht , einfach weil sie sich nicht ge­
s t e l l t hätten. Nur durch den ernsthaften 
Anspruch, frauenorientierte P o l i t i k durch­
zusetzen, werden wir Frauen gezwungen sein, 
uns damit zu befassen, was frauenorientierte 
P o l i t i k überhaupt is t / s e i n könnte. Quoten­
regelungen sind animierend, wenn die Quoten 
gross sind ! 

In den letzten zwei Jahren Quotierungspo­
l i t i k habe ich o f t an meinen Aufenthalt i n 
Moçambique gedacht. Die antikoloniale Be-
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freiungsbewegung hat dort immer wieder 
betont, dass die Befreiung vom Kolonia­
lismus immer, auch die Befreiung von ver-
innerlichten, herrschenden Denkstruktu-
ren, Organisationskonzepten vmd P o l i t i k -
vorstellvmgen sind. Und ich denke, dass 
es bei einer fraüenorientierten P o l i t i k 
genau auch darum geht. Quotenregelungen 
können ein grosser -Anfangsschritt dazu 
sein, mehr nicht - abef immerhin dies. 

der Rede einer- f<btf<g'"n <i^^ Opposii{o\n iavschend • 

Aus: Jansen Mechtild (Hg.): Halbe-Halbe, Berlin-I986, S. 73. 
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Vorschläge der Eidg. Kommission für 'Frauenfragen 
für die 10. AHV-Revision 

E i n l e i t u n g 
Die Eidg. Kommission für Frauenfragen hat s i c h während rund einem 
Jahr i n t e n s i v m i t den Fragen zur S t e l l u n g der Frau i n der h e u t i g e n 
und e i n e r künftigen AHV beschäftigt. Sie führte e i n Hearing m i t 
folgenden Teilnehmerinnen und Teilnehmern durch: P r o f . D r . i u r . 
Alexandre B e r e n s t e i n , a . B u n d e s r i c h t e r , Genf; D r . i u r . M a r g r i t h 
Bigler-Eggenberger, B u n d e s r i c h t e r i n , Lausanne; Dr.iur-. Andreas 
Brunner, a . N a t i o n a l r a t , Zug; .Christiane Brunner, A d v o k a t i n , Genf; 
Dr.nat.oec. P e t r a Bürgisser-Peters, Basel; Anny Hamburger, M u s i k e r i n , 
Präsidentin A r b e i t s g e m e i n s c h a f t u n v e r h e i r a t e t e r Frauen, Z o f i n g e n ; 
Dr.oec.publ. Günter L a t z e l , Sekretär der Schweizerischen V e r e i n i g u n g 
für S o z i a l p o l i t i k , Zürich; D r . i u r . Georg L e c h l e i t e r , M i t g l i e d PdA, 
Zürich. Im Anschluss daran hat d i e Kommission u n t e r ' B e i z u g e i n e r 
e i d g . d i p l . P e r i s i o n s v e r S i c h e r u n g s e x p e r t i n , Fräu Helga Koppenburg, 
ei n eigenes Modell für d i e e r s t e Säule e n t w i c k e l t . An dér Plenar­
s i t z u n g vom 25- J u n i I987 wurden diesè Vorschläge, d i e nachstehend 
v o r z u s t e l l e n und näher auszuführen s i n d , von der Kommission e i n ­
stimmig genehmigt. 

Bei i h r e r A r b e i t l i e s s s i c h ' d i e Eidg. Kommission für Frauenfragen 
von folgenden Grundsätzen l e i t e n : 

- Die künftige AHV-^-Geset zgebung muss sowohl m i t dem Verfassungs­
gebot "Gleiche Rechte für Mann und Frau" ( A r t . U Abs. 2 BV) 
wie auch m i t dem neuen Eherecht, das am 1. Januar 1988 i n 
K r a f t t r e t e n w i r d , v e r e i n b a r s e i n und hat deren Kerngehalte im 
s o z i a l v e r s i c h e r u n g s r e c h t l i c h e n B e r e i c h umzusetzen. 

- I n der bevorstehenden AHV-Revision i s t prioritär d i e s e i t Jahren 
versprochene R e a l i s i e r u n g der sog. " F r a u e n p o s t u l a t e " zu v e r ­
w i r k l i c h e n ; d i e G l e i c h s t e l l u n g von Frau und Mann auf der e i n e n , 
aber auch d i e Gleichbehandlung der Zivilstände auf der andern 
S e i t e d a r f k e i n e s f a l l s e r s t i n e i n e r übernächsten Re v i s i o n be­
rücksichtigt werden. Die demographischen Probleme, d i e m i t t e l ­
f r i s t i g zu lösen s i n d , s o l l e n Gegenstand e i n e r 11. AHV-Reform 
s e i n . 

- Die Eidg. Kommission.für Frauenfragen bemühte s i c h , m it i h r e n 
Vorschlägen d i e o f t geäusserte Behauptung zu entkrâftén, d i e . 
Umsetzung der "Frauen- und G l e i c h s t e l l u n g s p o s t u l a t e " seien m i t 
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e r h e b l i c h e n Mehrkosten verbunden. Das Modell der Kommission 
z e i g t , a u f , dass und auf welche Weise d i e a l t e n Forderungen der 
verschiedenen F f a u e n k r e i s e im heute gegebenen f i n a n z i e l l e n 
Rahmen mehr a l s erfüllt werden können. H i e r b e i s i n d weder d i e 
mi t der demographischen E n t w i c k l u n g noch m i t der F l e x i b i l i s i e r u n g 
des R e n t e n a l t e r s verbundenen Kos-ten berücksichtigt. 

Geltende AHV-Bestimmungen und d i e Revisionsvorschläge des Eidg. 
Departementes des I n n e r n -vom November I986 im L i c h t e von A r t . "U 
Abs. 2 BV und des neuen Eherechts 

Da s i c h das g e l t e n d e S o z i a l v e r s i c h e r u n g s s y s t e m auf eine Aufga-ben-
und R o l l ' e n v e r t e i l u n g zwischen Frauen und Männern abstützt, wie 
s i e im Eherecht von 1907 f e s t g e l e g t wurde, f i n d e n w i r auch im AHV-
Gesetz a l s Anknüpfungspunkt d i e L e i t b i l d e r des ununterbrochen 
erwerbstätigen, u n t e r h a l t s p f l i c h t i g e n Ehemannes auf der e i n e n , 
sowie der Ehe f r a u , d i e durch deri Eheschluss i h r e Selbständigkeit 
v e r l i e r t und vom g e s e l l s c h a f t l i c h e n und f i n a n z i e l l e n Status des 
E h e g a t t e n . p r o f i t i e r t r e s p . abhängig i s t , auf der andern S e i t e . 

Die S t e l l u n g der v e r h e i r a t e t e n Frau i s t nur m i t dem überkommenen 
R o l l e n b i l d des Eherechts erklärbar. Dieses t r a d i t i o n e l l e F a m i l i e n ­
b i l d e n t s p r i c h t n i c h t mehr der i n der Schweiz ge l e b t e n Realität: 
nur V5 der erwachsenen Frauen s i n d v e r h e i r a t e t und haben Kinder, 
u n t e r 16 Jahren; nur noch e i n r e l a t i v k l e i n e r T e i l v e r h e i r a t e t e r 
Frauen, d i e Kinder zu betreuen haben resp. h a t t e n , b l e i b t z e i t ­
lebens n i c h t erwerbstätig. Zu bedenken i s t h i e r z u f e r n e r , wie 
Kurt Lüscher b e t o n t , dass d i e zunehmende Durchdringung von W i r t ­
s c h a f t und F a m i l i e i n Verbindung mit e i n e r vermehrten P r o f e s s i o n a -
l i s i e r u n g von D i e n s t l e i s t u n g e n a l l e r A r t dazu führt, dass d i e 
Erwerbstätigkeit für v e r h e i r a t e t e Frauen vermehrt zur w i c h t i g s t e n , 
wenn n i c h t sogar e i n z i g e n Möglichkeit w i r d , am g e s e l l s c h a f t l i c h e n 
Leben persönlich und a k t i v teilzunehmen. Aus dem Bedürfnis, d i e 
B e r u f s a r b e i t auf d i e Familienaufgaben abstimmen und je' nach Lebens­
s i t u a t i o n , A l t e r und Zahl der zu betreuenden Kinder v a r i i e r e n zu 
können, ergeben s i c h für Frauen massive s o z i a l v e r s i c h e r u n g s r e c h t l i ­
che Probleme b e i T e i l z e i t a r b e i t - und b e r u f l i c h e m W i e d e r e i n s t i e g . 

Neben den g e s c h l e c h t s s p e z i f i s c h e n U n g l e i c h h e i t e n s i n d vor a l l e m 
die z i v i l s t a n d s b e d i n g t e n U n g l e i c h h e i t e n i n der AHV stossend und 
mit dem allgemeinen G l e i c h h e i t s s a t z von A r t . UAbs. 1 BV riicht 
v e r e i n b a r . 

Aus diesen Gründen b l e i b e n n a m e n t l i c h folgende Bestimmungen des 
geltenden Rechts u n b e f r i e d i g e n d : 

- Das System des a b g e l e i t e t e n Rentenanspruches und séine Folgen 
für d i e Ehefrau, i n s b . : 
-.primäre Berechnung der E h e p a a r - A l t e r s r e n t e aufgrund der • 

Beiträge des Ehemannes; 
- A u s s c h l i e s s l i c h e r Rechtsanspruch des Ehemannes auf d i e 

E h e p a a r - A l t e r s r e n t e und d i e daraus folgende grundsätzliche 
Ausbezahlung der ganzen Rente an i h n ; 
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- G e s c h l e c h t s s p e z i f i s c h e und zivilstandsabhängige B e i t r a g s b e ­
f r e i u n g für nichterwerbstätige Ehefrauen und Witwen. 

- Anspruch des Ehemannes auf eine Zusatzrente für seine jüngere 
Ehefrau. 

/ 
- Anspruch auf eine a u s s e r o r d e n t l i c h e Rente für d i e Ehefrau, 

unabhängig von ihrem Jahreseinkommen und Vermögen, s o f e r n i h r 
Ehegatte noch keine E h e p a a r - A l t e r s r e n t e beanspruchen kann 
und s o f e r n er keine Beitragslücken hat ( A r t . U2 AHVG). 

- G e s c h l e c h t s s p e z i f i s c h e H i n t e r b l i e b e n e n r e n t e . b e i m Ableben 
des Ehepartners. 

- U n t e r s c h i e d l i c h e B e i t r a g s d a u e r für Frauen und Männer. 
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Revisionsvorschläge der Eidg, Kommission für Frauenfragen  

I . Eigenständige Renten, Glei'chbehandlung 

1. E r s a t z der E h e p a a r - A l t e r s r e n t e durch.zwei E i n z e l r e r i t e n 
Die Rente für jeden Ehepartner w i r d nach der gel t e n d e n Formel für 
E i n z e l r e n t e n bere.chnet ( F i x b e t r a g von F r : 6'912.- + 20^ des mass­
gebenden Einkommens). Zur E r m i t t l u n g des massgebenden Einkommens 
werden d i e Einkommen, auf" welchen während der Ehejähre Beiträge 
g e l e i s t e t wurden, hälftig auf d i e beiden Ehepartner a u f g e t e i l t . 
Die A u f t e i l u n g e r f o l g t b e i der e r s t m a l i g e n R e n t e n f e s t s e t z u n g . 
Bei der Anwendung der Formel für E i n z e l r e n t e n e r h a l t e n Ehepaare 
m i t massgebenden Gesamteinkommen b i s zu Fr. 3U'560 höhere A l t e r s ­
r e n t e n a l s b i s h e r ; Ehepaare m i t massgebenden Gesamteinkommen 
zwischen Fr. 3U ' 5 6 l und Fr. 60'U80 e r h a l t e n dageg~en n i e d r i g e r e 
A l t e r s r e n t e n a l s b i s h e r . Bei noch höheren Gesamteinkommen e r ­
geben s i c h aus der Anwendung der Formel für E i n z e l r e n t e n nur 
dann höhere A l t e r s r e n t e n , wenn e i n Ehepaar'zusammen zwei Éinzel-
rent.en beziehen d a r f , welche Fr. 25'920 übersteigen. 

2. Erhöhung des fi x e n • G r u n d b e t r a g e s der. E i n z e l r e n t e durch ' 
einen Betr.euungsbonüs . [ ' • . 

Der f i x e Gr.undbetrag der Rente w i r d füf a l l e V e r s i c h e r t e n , die' 
Kinder erzogen habén, während 15 Jahren um lV3 % pro Ja h r , f o l g l i c h 
max. 20^, erhöht ( F r . 1'382.- plafoniértér Ffankenbetrag pro J a h r ) . 
Während der Ehejahre w i r d d i e s e r Bonus hälftig auf beide P a r t n e r 
a u f g e t e i l t . 
Der K r e i s , der zur Anrechnung des Betreuungsbonus,be- • 
r e c h t i g t , s o l l auf Blutsverwandte i n a u f - und abste i g e n d e r L i n i e 
resp. Ehegatten und Geschwister, d i e entweder eine IV-Rente 
beziehen oder i n m i t t l e r e m Grade h i l f l o s s i n d , ausgedehnt werden. 
H i e r z u . f i n d e t das System der S e l b s t d e k l a f a t i o n Anwendung. 
Für d i e Eidg. Kommission für Frauenfragen s t e l l t s i c h i n diesem 
Zusammenhang d i e g e n e r e l l e Forderung, i n den S o z i a l v e r s i c h e r u n g e n 
d i e umfangreiche und g e s e l l s c h a f t l i c h bedeutende B e n e v o l a t s a r b e i t , 
d i e von Frauen a l s Erziehungs- und' B e t r e u u n g s a r b e i t im i n n e r -
wie auch aus serfamiliären Bereich g e l e i s t e t w i r d , zu berücksichtigen 
und s i e . a l s l e i s t u n g s r e l e v a n t anzuerkennen. * ) ' • • • . ' Die Einführung des. Betreuungsbonus hat zur Folge:. 
- eine Erhöhung der .Altersrentë l e d i g e r und geschiedener. Ver­

s i c h e r t e r , d i e B e t r e u u n g s f u n k t i o n e n ausgeübt haben; 
r _ 

- eine nochmalige Erhöhung der A l t e r s r e n t e n von Ehepaaren mit Ge­
samteinkommen . b i s zu Fr. 3U'560, s o f e r n s i e Kinder erzogeri haben 
oder d i e obgenannte Betreuung von Angehörigen ausgeübt haben ; 

- für Ehepaare m i t Gesamteinkommen zwischen Fr. 3U'560 und Fr.-
60'U8o w i r d d i e aus dem Ue'bergang von der Ehepaarrente zur 
E i n e l r e n t e b e d i n g t e V e r s c h l e c h t e r u n g k o m p e n s i e r t , s o f e r n s i e 
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E r z i e h u n g s f u n k t i o n ausgeübt haben. 

3. Erhöhung des Plafonds der A l t e r s r e n t e n von Ehepaaren auf 
160^ der maximalen Einzelrentén ^ 

Diese Erhöhung des P l a f o n d s , von b i s h e r Fr. 25'920 auf 
Fr. 27'6U8, ermöglicht, dass auch Ehepaare m i t einem gemeinsamen 
Einkommen von über Ff. 60'U80 i n den Genuss des Betreuungsbonus 
( s . Punkt 2) gelängen. 

U. E i n z e l - A l t e r s r e n t e des überlebenden Ehepartners 
Nach dem Tode eines Ehepartners erhält der überlebende Ehepartner 
eine A l t e r s r e n t e von 50^ der Summe der beiden ungekürzten E i n z e l -
A l t e r s r e n t e n bzw. w e i t e r h i n seine eigene ungekürzte A l t e r s r e n t e , 
s o f e r n .dieser Betrag höher i s t . 
Es h a n d e l t s i c h um eine Angleichung der E i n z e l - A l t e r s r e n t e v e r ­
h e i r a t e t e r Personen an d i e j e n i g e a l l e r anderen V e r s i c h e r t e n . 
Bisher s i n d v e r h e i r a t e t gewesene A l t e r s r e n t n e r nach dem Tod i h r e s 
P a r t n e r s p r i v i l e g i e r t , da i h r e E i n z e l r e n t e 2/3 der Ehepaarrente 
beträgt. 

t 

Voraussetzung für d i e Einführung d i e s e r n i e d r i g e r e n Rente des 
überlebenden Ehegatten i s t d i e Regelung - e i n e r langen Uebergangszeit: 
Der h i e r u n t e r b r e i t e t e Vorschlag geht von .einer gewissen Eigen­
v e r a n t w o r t l i c h k e i t der P a r t n e r auch während ihrèr Ehe aus und be­
t r a c h t e t deshalb konsequenterweise den Eheschluss n i c h t a l s 
Garanten für einen l e b e n s l a n g g e s i c h e r t e n U n t e r h a l t . 
Damit diese Ueberzeugung g e s e l l s c h a f t l i c h e W i r k l i c h k e i t werden kann, 
w i r d es noch e i n i g e r Z e i t bedürfen, b i s d i e B e t r o f f e n e n im 
g l e i c h e n Masse aber auch W i r t s c h a f t und Rechtsordnung ( i n s b . 
Gesetzgebung zur 2. Säule), den im neueri Eherecht v e r a n k e r t e n 
L e i t b i l d e r zum Durchbruch v e r h e l f e n können. 

5. S t r e i c h e n der Zu s a t z r e n t e zur A l t e r s r e n t e eines v e r h e i r a t e t e n 
Mannes für d i e Ehefrau zwischen A l t e r 55 und 6 I 

Bei der S t r e i c h u n g d i e s e r Z u s a t z r e n t e geht d i e Kommission davon 
aus, dass für Härtefälle e x i s t e n z s i c h e r n d e Ergänzungsleistungen 
a u s g e r i c h t e t .werden. 
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6. Ersatz der h e u t i g e n Witwenrente durch Ilinterbliebénenrenten resp 
Abfindung für v e r w i t w e t e Personen 

Eine H i n t e r b l i e b e n e n - R e n t e , , s o l l grundsätzlich;an Witwen und 
Witwer a u s g e r i c h t e t werden,, wenn s i e 
- w a i s e n r e n t e n b e r e c h t i g t e Kinder u n t e r 15 Jahren zu betreuen haben, 

oder 
- ab dem 50. Altersjähr des H i n t e r b l i e b e n e n b i s zum 

E i n t r i t t des Ren-tenalters, wenn s i e B e t r e u u n g s p f l i c h t e n h a t t e n 
oder ' i n den l e t z t e n 5 Jahren vor dem E i n t r i t t des 
T o d e s f a l l e s des Ehegatten höchstens, e i n zu bestimmendes Maxi­
maleinkommen e r z i e l t e n . -

(Wer obige Voraussetzungen nich-t erfüllt, hat keineri Anspruch 
auf eine H i n t e r b l i e b e n e n r e n t e . 

A l l e anderen, n i c h t erwerbstätigen Personen e r h a l t e n ab dem k5'. 
A l t e r s j a h r eine Abfindung zur E r l e i c h t e r u n g des W i e d e r e i n s t i e g s , 
die nach den heute g e l t e n d e n P r i n z i p i e n der Witwen-Abfindung e r ­
rechnet w i r d ( j e nach Ehedauer 1-5 J a h r e s r e n t e n ) . 
Als Berechnungsgrundlage g i l t das massgebende Einkommen des v e r ­
storbenen P a r t n e r s . Dieses System s t e h t i n keinem Gegensatz zum, 
S p l i t t i n g - V e r f a h r e n , das b e i den A l t e r s r e n t e n für Ehepaare zur 
Anwendung•gelangen s o l l , da j a das Anknüpfen am Einkommen des 
verst o r b e n e n Ehegatten einen A u s g l e i c h für d i e ab dem Z e i t p u n k t 
seines Tod.es e n t f a l l e n d e B e t e i l i g u n g , an dessen Einkommen bedeute t . 

7. B e i t r a g s p f l i c h t 
Von der B e i t r a g s p f l i c h t ausgenommen s i n d nichterwerbstätige Vef-
s i c h e r t e , welche K i n d e r e r z i e h u n g s f u n k t i o n ausüben.. 

A l l e übrigen V e r s i c h e r t e n s i n d grundsätzlich b e i t r a g s p f l i c h t i g . 

Die Mindestbeiträge Nichterwerbstätiger s o l l e n auf Fr. 300 f e s t ­
g e s e t z t werden; darüber hinaus bestimmen s i c h d i e Beiträge analog 
zur h e u t i g e n Regelung nach dem . j ewe i l i gen. Vermögen. 

Die dem ehemaligen Ehegatten zustehende Scheidungsrente i s t 
wie der A H V . u n t e r s t e l l t e s Einkommen ("Salär") zu behandeln. 

Die Beiträge aus der Scheidungsrente sind vom Rentenpflichtigen 
zu entrichten, wobei diese Summe vom AHV relevanten Einkommen 
abgezogen wird, damit für denselben Betrag nicht zweimal AHV-
Bei-träge bezahlt werden müssen. ' • 
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I I . O r d e n t l i c h e s R e n t e n a l t e r 

Unter der Voraussetzung der B e i t r a g s - und L e i s t u n g s g l e i c h h e i t 
für Frauen und Männer sowie der Zivils-tandsunabhängigkeit ( i n 
Form des S p l i t t i n g s ) s p r i c h t s i c h d i e Eidg. Kommission für 
Frauenfragen für e i n g l e i c h e s R e n t e n a l t e r von Frauen und Männern 
aus. . , 

Hat s i c h , d i e Kommission e i n s t i m m i g für das P r i n z i p der Geschlechter­
g l e i c h s t e l l u n g auch beim o r d e n t l i c h e n R e n t e n a l t e r e n t s c h i e d e n , 'so 
i s t i h r e i n Beschluss über,die Höhe des R e n t e n a l t e r s n i c h t l e i c h t 
g e f a l l e n . A l l e drei- V a r i a n t e n - Heraufsetzung des R e n t e n a l t e r s 
der Frau, Herabsetzung des R e n t e n a l t e r s des Mannes und eine .Misch­
form der beiden erstgenannten A r t e n - fanden Fürsprecherinnen und 
Fürsprecher. I n der Schlussabstimmung i s t s c h l i e s s l i c h eine hauch­
dünne Mehrheit - aus Kostengründen - für eine Anpassung des 
F r a u e n a l t e r s i n Richtung 65 e i n g e t r e t e n . Diese Erhöhung des 
R e n t e n a l t e r s b l e i b t j e o c h an d i e k l a r e Voraussetzung geknüpft, 
dass s i e nur im Zusammenhäng m i t den übrigen G l e i c h s t e l l u n g s p o s t u -
lat^'en i n Erwägung gezogen und n i c h t a l s e i n z e l n e r Punkt v e r ­
w i r k l i c h t werden d a r f . 

I I I . F l e x i b l e s Rücktrittsalter 

Unabhängig von der Höhe des o r d e n t l i c h e n R e n t e n a l t e r s s p r i c h t s i c h 
d i e Kommission für d i e Möglichkeit eines frühzeitigen Rücktfitts 
ab 60 Jahren aus. An. der Möglichkeit des Aufschubs der AHV-Rente 
im Sinne von A r t . 39 AHVG s o l l f e s t g e h a l t e n werden. Der 
Kürzungsfaktor für. d i e F l e x i b i l i s i e r u n g hat grundsätzlich 6,8^ 
pro Jahr früherem Rücktritt zu betragen und für a l l e A r b e i t ­
nehmerinnen und Arbeitnehmer m i t f o l g e n d e r Ausnahme zu g e l t e n : 
Personen, deren v e r m i n d e r t e Arbeitsfähigkeit i n einem r e c h t l i c h 
g e r e g e l t e n V e r f a h r e n f e s t g e s t e l l t wurde, s o l l t e n eine ungekürzte 
Rente érhalten. ' . 

IV. Uebergangsregelungen  

1. Grundsatz 
11 Auch nach I n k r a f t s e t z u n g der r e v i d i e r t e n AHV werden laufende 

und davon a.bgele.itete Renten nach heute geltendem Recht ge-
. l e i s t e t werden. A l l e r d i n g s g i l t a l s M o d i f i k a t i o n , dass d i e Ehe­
p a a r r e n t e automatisch hälftig an beide Ehegatten ausbezahlt 
w i r d . ' • 

12 Für Neurenten . g i l t ab I n k r a f t s e t z u n g der r e v i d i e r t e n AHV das 
neue Recht., wobei. Ehegatten während e i n e r U e b e r g a n g s f r i s t von 
mindestens zwölf Jahren ab I n k r a f t t r e t e n des neuen Rechts e i n 
Wahlrecht zwischen Leistungen nach altem und Leistungen nach­
neuem Recht haben. 
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2. Einzelbestimmüngen 
21 Vom Opitionsrecht gemäss Z i f f . 1.2. müssen d i e Ehegatten vor 

dem E i n t r i t t des 1. Ehegatten i n s AHV-Alter Gebrauch machen. 
Die Option i s t von den Ehegatten gemeinsam aus zuüben..Bei Un­
e i n i g k e i t oder Schweigen g i l t das neue'Recht. 

22 Das f i x e R e n t e n a l t e r kann n i c h t um /mehr a l s jährlich 
d r e i Monate verändert werden. ' • 

23 F l e x i b l e s R e n t e n a l t e r : i n den. Genuss des f l e x i b l e n Rentenr 
a l t e r s kommen nur V e r s i c h e r t e , d i e un-ter dem neuen .Recht stehen 

V. F i n a n z i e l l e Konsequenzen der Vorschläge 

Im folgenden s o l l e n d i e Mehrkosten bzw. Einsparungen aufgeführt 
werden, soweit s i e eingeschätzt werden können. Es i s t zu beachten, 
dass sämtliche Schätzungen auf der V e r t e i l u n g der Rentner/innen i n 
Alt , e r s - und Einkommensgruppen gemäss "Ergebnissen der Monats-
erheburigen März I98U" des Bundesamtes für S o z i a l v e r s i c h e r u n g be­
ruhen. Annahmen über zukünftige Abweichungen von d i e s e r V e r t e i l u n g 
konnten n i c h t g e t r o f f e n werden. Ferner werden d i e meisten Mehr­
kosten und Einsparungen nur sukzessive zum Tragen kommen, da s i e 
die zukünftigen Neurentner/in'nen b e t r e f f e n . Die v o l l e n Kosten- und 
E i n s p a r u n g s e f f e k t e werden s i c h i n ca. 15 Jahren auswirken, wenn 
p r a k t i s c h nur noch nach neuem System f e s t g e l e g t e Renten l a u f e n . 

1. Zivilstandsunabhängige E i n z e l r e n t e n 
11 Ersatz der, E h e p a a r - A l t e r s r e n t e durch zwei E i n z e l r e n t e n ; Plafond 

der 'beiden E i n z e l r e n t e n : l 6 0 ^ der maximalen Einzelrente'. 
Mehrkosten: rund-Fr.' 70- Mio 

12 Erziehungsbonus/Betreuungsbonus von max. 20^ des f i x e n Grund­
b e t r a g s der Rente. 
Mehrkosten:- r.und Fr. 200 Mio. ' . - . 

13 E i n z e l - A l t e r s r e n t e des überlebenden Ehepartners = 50^ der Summe 
der beiden ungekürzten A l t e r s r e n t e n bzw. eigene ungekürzte 
A l t e r s r e n t e , s o f e r n höher.. 
Einsparung: rund Fr. 250 Mio. r 

Diese Einsparung w i r d nur ganz allmählich r e a l i s i e r t , da d i e neue 
Berechnungsme-thode nur auf Ehepaare Anwendung f i n d e t , derén A l ­
t e r s r e n t e n b e r e i t s nach neuem Modell e r m i t t e l t wurden. V o l l e 

, Auswirkung der Ein sparung e r s t i n ca. 15 Jahren nach Ersatz der 
Ehepaarrente durc.h zwei E i n z e l r e n t e n . , " 
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lU S t r e i c h e n der Zus a t z r e n t e zur A l t e r s r e n t e eines v e r h e i r a t e t e n 
Mannes für d i e Ehefrau zwischen A l t e r 55 und 6 l . 
Einsparung: rund Fr. lUO Mio. 

15 Beschränkung des Bezüger-Kreises für Hi n t e r b l i e b e n e n - R e n t e n auf 
überlebende Ehegatten, d i e 
a) Kinder u n t e r 15 Jahren zu betreuen haben oder 
b) älter a l s 50 s i n d , B e t r e u u n g s p f l i c h t e n h a t t e n und i n den 

l e t z t e n 5 Jahren vor dem Tod des Ehegatten höchstens e i n 
zu bestimmendes Maximaleinkommen e r r e i c h t e n . 

A l l e anderen, n i c h t erwerbstätigen H i n t e r b l i e b e n e n ab U5 e r ­
h a l t e n e i n e Abfindung (1-5 J a h r e s r e n t e n ) . 

a) Annahme A 
Die Hälfte a l l e r über 50-jährigen Witwen e r h a l t e n w e i t e r h i n 
Witwenrenten; e i n V i e r t e l erhält eine Abfindung von 5 Jahres-
r e n t en. 
Einsparung: rund Fr. 190 Mio. 

Annahme_B 
Ein V i e r t e l a l l e r über 50-jährigen Witwen e r h a l t e n w e i t e r h i n 
Witwenrenten; e i n V i e r t e l erhält Abfindungen. 
Einsparung: rund Fr. 310 Mio. 
Die Einsparungen kämen aufgrund der Uebergangsbestimmungen nur 
allmählich zum Tragen. 

Einführung von Witwer-Renten, g l e i c h e r Bezügerkreis; Abfindung 
b) für Nicht-Erwerbstätige ab dem U5. A l t e r s j a h r . 

Mehrkosten: rund Fr. 50 Mio. 
Diese "Schätzung" beruht auf der Annahme, dass es rund 3mal 
weniger Witwer a l s Witwen g i b t und dass p r a k t i s c h a l l e Witwer, 
zumindest i n nächster Z e i t , berufstätig s i n d . 

16 B e i t r a g s p f l i c h t s a u s d e h n u n g auf n i c h t erwerbstätige v e r h e i r a t e t e 
Frauen und Witwen, deren jüngstes Kind älter a l s 15 i s t . 
Mehreinnahmen: f a l l e n v e r m u t l i c h n i c h t i n s Gewicht und können 

deshalb unberücksichtigt b l e i b e n . 

Kumulierte Mehrausgaben/Einsparungen zu den Revisionsbegehren 
b e t r e f f e n d zivilstandsunabhängige E i n z e l r e n t e n nach Abschluss 
der Uebergangsphase: 

Mehrausgaben: 320 Mio. 
Einsparungen: 58O Mio. , 
Einsparungen: 260 Mio. 
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2. O r d e n t l i c h e s R e n t e n a l t e r 
Einsparung pro Jahr höheren 
R e n t e n a l t e r s für Frauen rund Fr. 300 Mio 

Wenn eine sukzessive Erhöhung des R e n t e n a l t e r s für Frauen i n dem 
Sirine vorgesehen w i r d , dass das R e n t e n a l t e r ab 1990 jährlich um 
d r e i Monate erhöht w i r d und 1993 das A l t e r 63 e r r e i c h t , beträgt 
die Einspraung rund Fr. 75 Mio. im Jahre 1990; s i e würde jährlich 
um w e i t e r e Fr. 75 Mio. a n s t e i g e n und 1993 Fr. 300 Mio. e r ­
r e i c h e n . Unter der Voraussetzung der Erhöhung des R e n t e n a l t e r s 
der Frauen auf 65 würde d i e Einsparung b i s zum Jahr 2001 in s g e ­
samt 900 Mio. be t r a g e n . H i e r b e i müssen d i e demographische Ent­
w i c k l u n g und d i e Mehrkosten e i n e r F l e x i b i l i s i e r u n g wegen der 
n i c h t bestimmbaren Zahl der v o r z e i t i g Zurücktretenden unberück­
s i c h t i g t b l e i b e n . 



56 

P r o p o s i t i o n s de l a ' Commis s i on fédérale pour l e s quest i o n s féminines 
en vue de l a 10e révision de l'AVS 

I n t r o d u c t i o n 
La Commission fédérale pour l e s questions'féminines s'est consacrée 
pendant une année aux pro,blèmes liés au s t a t u t de l a femme dans 
l'AVS a c t u e l l e et f u t u r e . Pour ce f a i r e , e l l e a entendu l e s experts 
et expertes s u i v a n t s : l e p r o f e s s e u r Alexandre B e r e n s t e i n , ancien 
juge fédéral de Genève; Mme M a r g r i t h Bigler-Eggenberger, juge 
fédérale à Lausanne; M. Andreas Brunner, dr en d r o i t , ancien con­
s e i l l e r n a t i o n a l de Zoug; Mme C h r i s t i a n e Brunner, avocate à Ge'nèv'e; 
Mme Petra Bür g i s s er-Pét er s , dr en se. écon. de Bâle;. Mme Anny Hamburger, 
musicienne, présidente de 1'"Arbeitsgemeinschaft u n v e r h e i r a t e - ' 
t e r . Frauen"de Z o f i n g e n ; M. Günter L a t z e l , dr en se. écon., secré­
t a i r e de l ' A s s o c i a t i o n suisse de p o l i t i q u e , s o c i a l e de Z u r i c h ; M.' 
Georg L e c h l e i t e r , dr, en d r o i t , membre du PST de Z u r i c h . La Commis­
si o n a ensuite'mis au p o i n t son propre système d'AVS avec l e 
concours d'une spécialiste, Mme Helga Koppenburg, q u i disposé d'un, 
diplôme fédéral en assurances v i e i l l e s s e . Adoptées â l'unanimité 
à l a réunion plénière du 25 j u i n I 9 8 7 , ces p r o p o s i t i o n s sont expo­
sées ci-dessous. 

Dans son t r a v a i l , l a Commission s'est inspirée des p r i n c i p e s s u i v a n t s : 

- La f u t u r e législation sur l'AVS d o i t r e s p e c t e r t a n t l e p r i n c i p e 
c o n s t i t u t i o n n e l de l'égalité des d r o i t s e n t r e hommes et f.emmes 
institué par l ' a r t i c l e U, 2e alinéa Cst, que' l e nouveau d r o i t 
m a t r i m o n i a l en vi g u e u r dès l e 1er j a n v i e r 1988, et en concrétiser 
l e contenu dans l e domaine des, assurances ' s o c i a l e s . 

- La révision de l'AVS prévue.doit donner l a priorité à l a concré­
t i s a t i o n des r e v e n d i c a t i o n s des femmes q u i l e u r est promise de­
pu i s des années; i l n'est pas q u e s t i o n de r e p o r t e r à une révision 
ultéfieure des impératifs t e l s que l'égalité des d r o i t s e n t r e 

-• l e s sexes et 1'.égalité de t r a i t e m e n t e n t r e tous et t o u t e s indé­
pendamment de l'état c i v i l . Les problèmes démographiques, q u ' i l 
f a u d r a résoudre à moyen terme d o i v e n t être traités dans l e cadre 
de l a l i e révision. 

- En élaborant ses p r o p o s i t i o n s , l a Commission s'est attachée à 
démontrer que c o n t r a i r e m e n t à une a f f i r m a t i o n f o r t répandue, l a 
concrétisation des r e v e n d i c a t i o n s féminines et de l'égalité des 
d r o i t s n'entraîne pas forcément un accroissement de dépenses. 
Le système proposé montre q u ' i l est t o u t à f a i t p o s s i b l e de don­
ner s u i t e aux demandes des femmes avec l e s fonds e x i s t a n t s , et i l 
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en décrit, l e s modalité-s. La Commission ri'a cependant, pas -tenu 
comp"te des f r a i s supplémentaires pou"v-ant résulter de l'évolution 
démographiq'ue et de l'échelonnement de l'âge de l a r e t r a i t e . 

L'AVS a c t u e l l e et l e s p r o p o s i t i o n s de ,révision du Département 
fédéral de l'intérieur de novembre 1986 à l a lumière de l ' a r t i c l e U, 
2e alinéa Cst et du nouveau d r o i t m a t r i m o n i a l ^ ' 
Puisque l e s assurances s o c i a l e s , que nous connaissons reposent sur 
l'idée d'une répartition s t r i c t e des,tâches et d'une a t t r i b u t i o n 
déterminée des_ rôles à l'intérieur du coupl e , conformément au mo­
dèle établi- par l e d r o i t m a t r i m o n i a l de 1907,. nous r e t r o u v o n s dans 
l a l o i sur l'.AVS l e schéma d'un époux q u i .'mène une cafriêre p r o f e s ­
s i o n n e l l e c o n t i n u e e t q u i a l ' o b l i g a t i o n d ' e n t r e t e n i r sa f a l m i l l e , 
d'une p a r t , et d'une femme qui- perd son autonomie en se mariant 
et bénéficie du s t a t u t s o c i a l et de l a s i t u a t i o n financière de son 
mari t o u t en - dépendant ' de - l u , i , d' a u t r e part-. 

Le s t a t u t d e là femmé mariée ne s'exp l i q u e que s i l ' o n se. réfère à l ' i ­
mage type présente dans l ' a n c i e n d r o i t m a t r i m o n i a l . Or c e t t e conception 
t r a d i t i o n n e l l e de l a f a m i l l e ne reflète p l u s l a réalité: en Suisse, 
s e u l 1/5 des femmes a d u l t e s sont mariées e t . o n t des. e n f a n t s de 
moins de l 6 ans, et l e pourcentage des femmes mariées n'exerçant 
une activité p r o f e s s i o n n e l l e à aucun moment de léur v i e , a l o r s 
qu'elles^ élèvent ou ont élevé des e n f a n t s , e st r e l a t i v e m e n t peu élevé, 
de nos j o u r s . I l f a u t a u s s i s a v o i r , comme'le s o u l i g n e Kurt Lüscher, 
que l'interpénétration c r o i s s a n t e de l'économie e't de l a f a m i l l e 
qui résulte de l a p r o f e s s i o n n a l i sat i on des s e r v i c e s de t o u t e s.orte , 
a pour e f f e t qu'une' activité p r o f e s s i o n n e l l e -est l e p r i n c i p a l , 
v o i r e l e se u l moyen à l a d i s p o s i t i o n des femmes pour p a r t i c i p e r à 
l a v i e de l a société de manière pérsonnelle et a c t i v e . Et comme l e s 
femmes d o i v e n t adapter l e u r v i e p r o f e s s i o n n e l l e à l e u r s o'bligations 
f a m i l i a l e s , en f o n c t i o n de l e u r s i t u a t i o n ' p e r s o n n e l l e , de l e u r âge 
et du nombre d'enfants à, élever, e l l e s . s o u f f r e n t de problêmes con­
sidérables d'ass.urances s o c i a l e s en t r a v a i l l a n t à temps p a r t i e l ou -
en reprenant une activité p r o f e s s i o n n e l l e . 

Si l'AVS c o n t i e n t ' des inégalités découlant du sexe de l'assuré, ce 
sont s u r t o u t l e s , inégalités liées .à l'é-tat c i v i l des i n d i v i d u s q u i 
sont choquan"tes et en c o n t r a d i c t i o n f l a g r a n t e ' avec l e p r i n c i p i e 
général d'égalité des d r o i t s institué par l ' a r t i c l e U,, 1er alinéa 
de l a C o n s t i t u t i o n . -

Ces deux r a i s o n s f ont - que l e d r o i t a c t u e l e st ins.at i s f a i s ant p a r t i ­
culièrement dans l e s cas s u i v a n t s : 
- Le système du d r o i t à l a r e n t e dépendant du c o n j o i n t , et ses 

conséquences pour l a femme, mariée, à s a v o i r : 
- déterminati.on de base de l a r e n t e de v i e i l l e s s e pour couple en-

f o n c t i o n des c o t i s a t i o n s versées par l e ma r i . 
'- d r o i t e x c l u s i f du mari à l a r e n t e de v i e i l l e s ^ s e pour couple e t , 

a f o r t i o r i , versement de p r i n c i p e de l a totalité de l a ren t e au 
mari. . • ' i 
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- Exemption de l ' o b l i g a t i o n de c o t i s e r prévue pour l e s veuves et 
l e s femmes mariées n'exerçant pas d'activité l u c r a t i v e , parce 
q u ' e l l e s sont femmes et en r a i s o n de l e u r état c i v i l . 

- D r o i t du c o n j o i n t à une r e n t e complémentaire pour son épouse 
plus' j eune. 

- D r o i t de l'épouse à une r e n t e e x t r a o r d i n a i r e indépendante de 
son revenu annuel et de sa f o r t u n e l o r s q u e son c o n j o i n t n'a pas 
encore d r o i t à une r e n t e de v i e i l l e s s e pour couple e.t q u ' i l n'y 
a pas de lacunes dans l e versement des c o t i s a t i o n s . ( a r t . U2 LAVS). 

- O c t r o i , au décès' du c o n j o i n t , d'.une r e n t e de s u r v i v a n t e à l'épouse 
parce q u ' e l l e est femme. • ' 

- Durée de c o t i s a t i o n différente selon l e sexe de' l'assuré. 
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Les p r o p o s i t i o n de révision de l a Commission fédérale pour l e s 
questions féminines 

I . Rentes individualisées, égalité de t r a i t e m e n t 

1. Remplacement de l a r e n t e de v i e i l l e s s e pour-couple par deux 
r e n t e s i n d i v i d u e l l e s . ^  

La r e n t e de chaque c o n j o i n t se c a l c u l e selon l e système appliqué 
ac t u e l l e m e n t aux r e n t e s simples (montant f i x e àe.6'912 f r a n c s -̂  
20^ du revenu déterminant). P o u r , t r o u v e r lé revenu déterminant, 
on d i v i s e par deux, â l ' i n t e n t i o n dè chaque c o n j o i n t , les' revenus 
sur l a base desquels des c o t i s a t i o n s ont été vefsé,es pendant l e s 
années de mariage. La répartition se f a i t l o r s de l a détermination 
de l a r e n t e . ' 

Si l ' o n a p p l i q u e l e système destiné aux r e n t e s s i m p l e s , l e s couples 
disposant d'un s a l a i r e déterminant cumulé jusqu'à 3U'560 f r a n c s rece­
v r a i e n t dés r e n t e s dé v i e i l l e s s e p l u s élevées; l e s couples avec 
un s a l a i r e " déterminant -cumulé e n t r e 3U'56l f r a n c s et 60'U80 f r a n c s 
bénéficieraient en revanche de r e n t e s réd-uites. Lorsque l e revenu 
déterminant cumulé est encore p l u s élevé, l e s couples auxquels s'ap-
pliquérait l e système "des r e n t e s simples n ' o b t i e n d r a i e n t des rentes 
p l u s i m p o r t a n t e s que s ' i l s a v a i e n t l a possibilité de r e c e v o i r deux 
r e n t e s simples dépassant 25'9-20 f r a n c s . 

2. Augmentation du montant f i x e d,e l a r e n t e simple par un bonus  
pour tâches éducatives [ ' ' , 

Tous l e s assurés q u i ont élevé des e n f a n t s bénéficient pendant 
15 ans d'.une augmentation de 1 V3 pour cent par -année, s o i t de 
20 pour cent au maximum (plafonnement à l'382 f r a n c s par .an). Péndant 
l e s années de mariage, chaque c o n j o i n t reçoit l a moitié du bonus. 

Le groupe des personnes encadrées j u s t i f i a n t l ' o c t r o i d'un bonus 
pour tâches éducatives comprendrait dorénavant au s s i l e s consanguins 
de l i g n e ascendante e t descendante, c'est-à-dire l e s c o n j o i n t s 
a i n s i que l e s frères et -soeurs q u i touchent une r e n t e de l ' A i 
ou. présentent une impo"tènce moyenne. Ce s e r a i t l e système de l a 
déclaration spontanée q u i s e r a i t appliqué dans ce cas. 

La Commission c o n s t a t e que c e t t e ^formule p e r m e t t r a i t de s a t i s -
fairé-1'exigence, p l u s générale, selon l a q u e l l e l e s assurances so­
c i a l e s d e v r a i e n t prendre en compte et considérer comme digne d'une 
p r e s t a t i o n l'immense t r a v a i l bénévole que l e s femmes accomplissent 
pour l e - b i e n ' d e l a société en éle-v-ant- des e n f a n t s et en encadrant 
des personnes' non autonomes^ à l'intérieur et à l'extérieur du f o y e r . 

L ' i n t r o d u c t i o n du bonus aura,it. pour e f f e t : 

- d'augmenter l a r e n t e de v i e i l l e s s e des assurés célibataires et 
divorcés q u i se sont livrés' à des tâches éducatives; 

- d'augmenter encore l a r e n t e de v i e i l l e s s e des couples avec un 
. revenu cumulé de moins de' 3U'56l f r a n c s q u i ont élevé des en­
f a n t s ou se sont occupés de membres de l e u r f a m i l l e ( v o i r c i -
d e s s u s ) ; . , . 
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- de compenser, dans l e cas des couples avec un revenu cumulé se 
s i t u a n t eri'tre 3U'560 f r a n c s et 60'U80 f r a n c s , l e s inconvénients 
qui résulteraient du'passage de l a r e n t e de couple à l a r e n t e 
i n d i v i d u e l l e , à- c o n d i t i o n q u ' i l s a i e n t élevé d̂ es enfants-. 

3. Hausse du p l a f o n d des r e n t e s pour coup l e , . a t t e i g n a n t l60% 
de l a - r e n t e maximale simple ' 

En f a i s a n t p a s s e r ' l e p l a f o n d de 25*920 francs- à 27'6U8 f r a n c s , on 
f a i t également bénéficier du bonus ( v o i r au p o i n t 2) l e s couples 
disposant d'un revenu cumulé supérieur- à 60'U80 f r a n c s . 

U. Rente simple de v i e i l l e s s e du c o r i j o i n t s u r v i v a n t ' 
Lorsqu'un des c o n j o i n t s décède, l ' a u t r e c o n j o i n t reçoit une ren"te 
de v i e i l l e s s e représentant 50 pour cent de l a somme des deux r e n t e s 
simples non réduites, à moins q u ' i l c o n t i n u e à toucher sa propre 
r e n t e de v i e i l l e s s e non réduite s i ce montant s'avère p l u s élevé. 

I l s ' a g i t i c i de rapprocher, l a r e n t e de v i e i l l e s s e s.imple des 
personnes mariées de c e l l e des au t r e s assurés, car. ' j us qu ' i c i , l e s 
r e n t i e r s mariés "- q u i p e r d a i e n t l e u r c o n j o i n t étaient privilégiés 
dans l a mesure où i l s t o u c h a i e n t a l o r s l e s deux t i e r s de l a r e n t e ' 
de couple. i, -

I l f a u t t o u t e f o i s poser comme c o n d i t i o n à l ' i n t r o d u c t i o n d'une 
r e n t e réduite du c o n j o i n t s u r v i v a n t l'établissement d'une longue 
période de t r a n s i t i o n ; l a formule que nous proposons se fonde sur 
une p r i s e en charge r e l a t i v e de chaque .^conjoin-t, également pen­
dant l e s années de mariage, et ne considère pas, par co'nséquent, 
l a c o n c l u s i o n d.u mariage comme l a g a r a n t i e d'un e n t r e t i e n à v i e . 

Mais .pour que c e t t e formule devienne une réalité dans n o t r e société, 
i l f a u d ra encore du temps, jusqu'à ce que non seulement l e s inté­
ressés, 'mais égale,ent l'économie et l a législati.on (en p a r t i c u ­
l i e r l e d r o i t -du 2e p i l i e r ) a r r i v e n t à une concrétisation de l a 
no u v e l l e image du couple contenue dans l e d r o i t m a t r i m o n i a l a c t u e l . 

5. Suppression de l a r e n t e complémentaire allouée au r e n t i e r marié  
I pour son épouse âgée de 55 à 6 l ans ' 

S'agissant de c e t t e " s u p p r e s s i o n , l a Commission p a r t du p o i n t de 
vue que des aides seront prévues dans l e s cas de r i g u e u r , a f i n 
d'assurer l e minimum v i t a l aux r e n t i e r s concernés. 

6. Remplacement de l a r e n t e de-veuve par une r e n t e de s u r v i v a n t 
ou une a l l o c a t i o n pour personne veuve  

Une' r e n t e de s u r v i v a n t d o i t en p r i n c i p e être versée aux veufs et 
veuves q u i ' ' • - ' 

- s'occupent d'enfants de moins de 15 ans q u i touchent une r e n t e 
d ' o r p h e l i n s , - o u 
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- ont 50 ans au moins et n'ont pas encore a t t e i n t l'âge de l a r e ­
t r a i t e , s ' i l s se sont livrés à des tâches éducatives ou s ' i l s 
sont arrivés à un revenu maximal donné ^ définir)pendant l e s 5 
années q.ui ont précédé- l e décès du c o n j o i n t . 

(La personne veuve q u i ne r e m p l i t pas ces c o n d i t i o n s n'a pas d r o i t 
à une r e n t e de s u r v i v a n t ) . ' 

Toutes l e s a u t r e s personnes n'exerçant p^s d'activité l u c r a t i v e 
reçoivent à p a r t i r de U5 ans une a l l o c a t i o n s u s c e p t i b l e de l e u r 
fàcilitér l a r e p r i s e d'une p r o f e s s i o n , conformément aux p r i n c i p e s 

.,,qui régissent a u j o u r d ' h u i l ' o c t r o i d'une a l l o c a t i o n de veuve ( 1 à 
5 re n t e s a n n u e l l e s selon -la durée du mar i a g e ) . 

C'es-t l e revenu'déterminant du c o n j o i n t décédé q u i s e r t de base 
de c a l c u l . Cette façon de f a i r e ne s'oppose pas au système du 
" s p l i t t i n g " q u i d e v r a i t être appliqué à l'-avenir aux r e n t e s de 
v i e i l l e s s e pour cou p l e , puisqu'en ,se fondant sur- l e revenu du 
c o n j o i n t décédé, on compense l'absence de p a r t i c i p a t i o n au revenu 
q u i découle de son décès. 

7. O b l i g a t i o n de c o t i s e r 
Sont dispensés de . 1 ' o b l i g a t i o n de c o t i s e r , l e s assurés sans 
activité l u c r a t i v e q u i élèvent des, e n f a n t s. Tous l e s a u t r e s ' a s s u ­
rés d o i v e n t en p r i r i c i p e payer de^' primes. 

La c o t i s a t i o n minimale des personnes sans activité l u c r a t i v e s e r a i t 
fixée -à 300 f r a n c s ; au 'demeurant, l e s primes sont f o n c t i o n de l a 
f o r t u n e comme dans l e système a c t u e l . 

La r e n t e de d i v o r c e allouée à 1 ' e x - c o n j o i n t est assimilée au r e ­
venu soumis à l'AVS ( " s a l a i r e " ) . Les cotisationsprélevées sur 
c e t t e r e n t e l e sont par l a personne chargée de v e r s e r l a ' r e n t e , 
qui déduit c e t t e somme du revenu déterminant pour l'AVS, 
a f i n que l'AVS ne s o i t pas perçue^deux f o i s sur l e même montant. 

II. Agé normal de la retraite 1. 

La- Commission est f a v o r a b l e à l ' i n t r o d u c t i o n de l a r e t r a i t e au 
'même âge pour l a femme et l'homme, à c o n d i t i o n que l'égalité se 
concrétise également dans l e montant des c o t i . s a t i o n s et des p r e s t a ­
t i o n s , et qu'aucune différence ne résulte de l'état c i v i l de l ' a s ­
suré (sous l a forme du s p l i t t i n g ) . 

Si l a Commission est unanimemen-t d ' accord .avec l e p r i n c i p e de ̂  
l'égalité des sexes dans l a f i x a t i o n de l'âge normal de l a 
r e t r a i t e , e l l e n'en a pas moins eu des difficultés à décider 
de l'âge donnant d r o i t à l a r e n t e . L e s , t r o i s v a r i a n t e s - augmenta­
t i o n de l'âge dans l e cas de l a femme , baiss.e de l'âge fixé pour 
l'homme, ou forme mix t e des deux o p t i o n s précédentes - ont trouvé 
des défenseurs. Le vote f i n a l a dégagé une majorité extrêmement 
f a i b l e en fa v e u r d'une a d a p t a t i o n de l'âge de l a r e t r a i t e des 
femmes vers l e haut-, ce pour des m o t i f s f i n a n c i e r s . Cette hausse 
est t o u t e f o i s liée à l ' e x i g e n c e absolue que l e s a u t r e s p r o j e t s ' d e 
concrétisation de 1 ' égalité--se réalise.nt, et q u ' e l l e ne c o n s t i t u e 
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pas une-é'tape isolée sur l e chemin de l'égalité. 

I I I . Echelonnement de l'âge de l a r e t r a i t e . 
La Commission est f a v o r a b l e à l a r e t r a i t e à la- c a r t e dès l'âge 
de 60 ans, ce quel que s o i t l'âge normal de l a r e t r a i t e . I l con­
v i e n t en o u t r e de^ m a i n t e n i r l a possibilité d'ajourner l a rente' 
AVS conformément à l ' a r t i c l e 39 LAVSi Le f a c t e u r de réduction ap­
p l i c a b l e à l'échelonnement s e r a i t en p r i n c i p e de 6,8 pour cent pàr 
année de r e t r a i t e anticipée et d e v r a i t concerner l'ensemble des 
t r a v a i l l e u r s , avec l ' e x c e p t i o n s u i v a n t e : l e s pers.onnes dont l a 
d i m i n u t i o n de l a capacité de t r a v a i l a été constatée j u r i d i q u e m e n t 
ne d e v r a i e n t pas v o i r l e u r r e n t e réduite. 

IV. D i s p o s i t i o n s t r a n s i t o i r e s i 

1. P r i n c i p e 
11 Même après l'entrée en v i g u e u r de l a révision de l'AVS, l e s 

re n t e s en cours et c e l l e s q u i en dépendent seront; versées selon 
l e d r o i t a c t u e l . La seule m o . d i f i c a t i o n q ui i n t e r v i e n d r a sera 
l e paiement automatique de l a r e n t e de couple sous l a forme 
d'une moitié du montant â chaque c o n j o i n t . 

12 Les n o u v e l l e s r e n t e s seront régies par l e nouveau d r o i t dès 
l'entrée en vi g u e u r de l a révision de l'AVS, l e s couples ayant 
cependant l a possiblité, durant une période t r a n s i t o i r e de 
douze ans au moins â p a r t i r de l'entrée en vi g u e u r de l a 
révision, de c h o i s i r e n t r e l e s p r e s t a t i o n s de l'ancienne lé^ 
g i s l a t i o n et c e l l e s du nouveau régime. , 

2. D i s p o s i t i o n s particulières 
21 Les c o n j o i n t s d o i v e n t user dé l e u r d r o i t de c h o i s i r ( v o i r au 

p o i n t 1.2) avant que l e premier d'entre eux n ' a t t e i g n e l'âge 
de l a r e t r a i t e . Les c o n j o i n t s usent ensemble de ce d r o i t . En 
cas de désaccord ou de s i l e n c e de l e u r part-, c'est l e nouveau 
régime q u i l e u r est a p p l i c a b l e . 

22 L'âge f i x e de l a r e t r a i t e ne peut être modifié de pl u s de t r o i s 
moi s -par an. . ' 

23 Echelonnement de l'âge .de l a r e t r a i t e : seuls l e s assurés sou­
mis au nouveau d r o i t peuvent en bénéficier. ' , 

V. Incidences financières des p r o p o s i t i o n s 
Nous mentionnons ci-après l e s f r a i s supplémentaires ou les, écono­
mies que nos p r o p o s i t i o n s entraîneraient selon l e s e s t i m a t i o n s q ui 
ont pu être f a i t e s . Relevons que t o u t e s l e s es t i m a t i o n s - se fondent 
sur l a d i s t r i b u t i o n des r e n t i e r s selon l e u r groupe d'âge et l e u r 
catégorie, de revenu, t e l l e q u ' e l l e r e s s o r t des s t a t i s t i q u e s de 
I98U de l ' O f f i c e fédéral des assurances s o c i a l e s . I l n'est pas 
p o s s i b l e d'évaluer l e s écarts qui p o u r r a i e n t se p r o d u i r e par r a p -
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p o r t à c e t t e d i s t r i b u t i o n . De p l u s , l e s f r a i s supplémentaires et 
le s écon,omies n ' i n t e r v i e n d r o n t que progressivement, p u i s q u ' i l s 
concèrnént l e s f u t u r s , retraités. I l s ne déploieront donc pas tous 
l e u r s e f f e t s avant une q u i n z a i n e d'années, quand l e s r e n t e s seront 
quasiment t o u t e s fixées selon l e nouveau' d r o i t 1 

1. Des r e n t e s i n d i v i d u e l l e s indépendantes de l'état c i v i l 
11 Remplaceinerit de l a r e n t e de v i e i l l e s s e pour couple par deux 

r e n t e s s i m p l e s , plafonnement des deux r e n t e s simples à l60% de 
l a r e n t e ' maiximale simple. 
F r a i s s'upp'lément a i r e s : 70 m i l l i o n s de f r a n c s e n v i r o n 

12 Bonus pour tâches éducâtivès/encadrement ,- représentant au 
maximum 20^ du montant f i x e de l a r e n t e . 
F r a i s supplémentaires: 200 m i l l i o n s de f r a n c s e n v i r o n . ^ 

13 Rente de v i e i l l e s s e i n d i v i d u e l l e du c o n j o i n t s u r v i v a n t : 50^ 
.de l a somme de deux r e n t e s de v i e i l l e s s e non réduites, ou main­
t i e n de l a r e n t e i n d i v i d u e l l e non réduite s i c e t t e dernière 
est p l u s élevée.' 

. Economie: 250 m i l l i o n s de f r a n c s e n v i r o n . 
Cette' économie ne: se réalisera que très p r o g f e s s ivement , car l e 
nouveau mode de c a l c u l ne .s'applique qu'aux couples dont l e s 
r e n t e s sont dét erminé e s, ,sur l a "base du nouveau système. E l l e 
ne déploira pas tous ses- e f f e t s avant une quin'zaine d'années, 

• l o r s q u e l e s r e n t e s pour couples auront été remplacées par des 
r e n t e s de v i e i l l e s s e ' i n d i v i d u e l l e s . 

lU Suppression'de l a -rente complémentaire au retraité marié dont 
l'épouse est âgée de 55 à 6 l ans. 
Economie: lUO m i l l i o n s de f r a n c s e n v i r o n . 

15 L i m i t a t i o n des bénéficiaires de r e n t e s de s u r v i v a n t aux veufs 
et. • veuve s q u i 
a) s'occupent d l e n f a n t s de moins de 15 ans ou 
b) ont 50 ans au moins ét n'ont pas e n c o r e - a t t e i n t l'âge de l a -

r e t r a i t e , s ' i l s se sont livrés à des tâches éducatives et 
- sont arrivés à un revenu maximal donné pendant l e s 5 années 
qui ont précédé l e décès du c o n j o i n t . 

Les a u t r e s s u r v i v a n t s n'exerçant pas d'activité l u c r a t i v e r e ­
çoivent une a l l o c a t i o n à p a r t i r de U5 ans ( l à 5 r e n t e s annuel­
l e s ) . " 

a) Hypothèse_A 
La moitié de t o u t e s l e s veuves de p l u s de 50 ans'continue â 
b'énéficier d'une r e n t e de veuve; un quart r.eçoit une a l l o c a t i o n 
représentant 5 r e n t e s a n n u e l l e s . 
Economie: 190 m i l l i o n s de f r a n c s e n v i r o n . 
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Un qu a r t des veuves de p l u s de 50 ans co n t i n u e à bénéficier d'une 
r e n t e de veuve; un quart reçoit une a l l o c a t i o n . 
Economie: 310 m i l l i o n s de f r a n c s environ'. 
Ces économies ne s e r a i e n t réalisées que progressivement sur l a 
base des d i s p o s i t i o n s t r a n s i t o i r e s . 

b) I n t r o d u c t i o n de r e n t e s de v e u f s , pour l e s mêmes bériéficiaifes ; 
a l l o c a t i o n p o u r - l e s personnes sans activité l u c r a t i v e à p a r t i r 
de U5 ans. 
F r a i s supplémentaires: 50 m i l l i o n s de f r a n c s e n v i r o n . 
Cette évaluation p a r t de l'idéé qu ' . i l y a e n v i r o n 3 f o i s moins 
de veufs que de veuves, et que presque tous l e s veufs ont -une 
ac-tivité p r o f e s s i o n n e l l e , du moins pour l ' i n s t a n t . 

16 Extension de l ' o b l i g a t i o n de c o t i s e r aux femmes mariées et aux 
veuves sans activité l u c r a t i v e , dont l e p l u s jeune enf a n t a p l u s 
de 15 ans. 
Recettes supplémentaires: ne f o n t vraisemblablement pas une 

différence n o t a b l e . 

F r a i s supplémentaires et économies cumulés entraînés par l e s propo­
s i t i o n s de révision p o r t a n t sur des r e n t e s i n d i v i d u e l l e S i indépen­
dantes de l'état c i v i l , à l ' i s s u e de l a période t r a n s i t o i r e : 
F r a i s supplémentaires 320 m i l l i o n s 
Economies 58O m i l l i o n s 
Economies . 260 m i l l i o n s , 

2. Age normal de l a r e t r a i t e 
Economie par année de r e t r a i t e 
différée pour l e s femmes 300 m i l l i o n s de f r a n c s e n v i r o n . 

Si l ' o n prévoit de f a i r e r e c u l e r progressivement l'âge de l a r e ­
t r a i t e des femmes de façon à ce- q u ' i l s o i t différé de t r o i s mois 
par année dès 1990, pour• .que 1'âge de l a r e t r a i t e des femmes s o i t à 
63 ans en 1993, l'économie réalisée sera de quelque -75 m i l l i o n s de 
f r a n c s en 1990; c e t t e dernière augmenterait- chaque année de 75 
m i l l i o n s , jusqu'à ce q u ' e l l e a t t e i g n e 300 m i l l i o n s en 1993.- Si-l'âge 
de l a r e t r a i t e des femmes'est,fixé à 65 ans, l'économie se m o n t e r a i t 
à 900 m i l l i o n s de f r a n c s au t o t a l d ' i c i à 1'an 2001. I l n'est t o u t e ­
f o i s pas p o s s i b l e de t e n i r compte, dans ces c a l c u l s , de l'évolution 
démographique et des coûts que p o u r r a i t occasionner l a r e t r a i t e â 
l a c a r t e , car l e nombre des personnes désireuses de p r o f i t e r de l a 
r e t r a i t e anticipée n'est pas évaluable. 

(Traductio.n : L i s e Knöpfel) 
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Proposte per l a 10a r e v i s i o n e dell'AVS 
p r e s e n t a t e d a l l a Commissione fédérale per i p r o b l e m i i d e l l a donna 

I n t r o d u z i o n e ' - , , ' , ' 
La Commissione fédérale per i p r o b l e m i d e l l a donna, ha àppro-fondito 
per c i r c a un anno l e q u e s t i o n i i n e r e n t i a l l a c o n d i z i o n e d e l l a , donna 
n e l l ' a m b i t o dell'.ordinamento a t t u a l e e f u t u r o dell'AVS;' e ha p o i 
i n d e t t o un ' a u d i z i o n e con l e p a r t e c i p a n t i e . i p a r t e c i p a n t i ^ s e g u e n t i : 
p r o f . d r Alexandre Beren.s"t,e i n , già giùdice, fédérale, Ginevra; 
dr i u r . Margr'ith B i g l e r - E g g e n b e r g e r , g i u d i c e fédérale, Losanna; 
dr i u r . Andreas Brunner, già c o n s i g l i e r e näzionale, Zugo; C h r i s t i a n e 
Brunner, a.vvocata, Ginevra; dr nat.oec. P e t r a Bürgisser-Peters , -. 
B a s i l e a ; Anny Hamburger, mu s i c i s t a , , présidente del-la Comunità d i 
l a v o r o d e l l e donne non sposate, Zofingert; dr oec.publ. Günter 
L a t z e l , s e g r e t a r i o d e l l ' A s s o c i a z i o n e s v i z z e r a d i p o l i t i c a s o c i a l e , 
Z u r i g o ; d r - i u r . Georg L e c h l e i t e r , membro PdL, Z u r i g o . I n seguito' 
a ciô e i n c o l l a b o r a z i o n e con, lâ s i g n o r a Helga , Koppen-burg, p e r i t a -
d i p l o m a t a n e l ramo a s s i c u r a z i o n i s u l l a pensione, l a Commissione 
-ha sviluppa-to un p r o p r i o modello-per i l primo p i l a s t r e . Le proposte 
enierse - che verranno esposte e c h i a r i t e i n modo p a r t i c o l a r e g g i a t o ' 
"qui d i s e g u i t o ' - sono s t a t e approvàté a i l ' unanimità i n occ'asione 
'della seduta p l e n a r i a t e n u t a s i i l 25 - giugno 1987- ' 

In questo sub l a v o r o , l a Commissione fédérale^per i p r o b l e m i d e l l a 
donna ha osserva t o i s e g u e n t i p r i n c i p i : . -' ' 

- La f u t u r a l e g i s l a z i o n e sull'AVS deve -essere. c o m p a t i b i l e sia'con 
i l p r i n c i p i o côstituzionale del-l_' "eguaglianza d e i d i r i t t i t r a 
uomo e donna", ( a r t . U cpv. 2 C o s t . ) , s i a con i l nuovo d i r i t t o 
m a t r i m o n i a l e , che entrerà i n v i g o r e i l 1° gennaio 1988, d e i q u a l i 
deve contribùire a t r a d u r r e i " c o n t e n u t i e s s e n z i a l i n e l l a p r a t i c a 
i n m a t e r i a d i a s s i c u r a z i o n i s o c i a l i . , ' , ' 

- N e l l ' a m b i t o d e l l ' i m m i n e n t e r e v i s i o n e dell'AVS, la,' priorité va data 
a i l ' a t t u a z i o n e d e l l e c o s i d d e t t e " r i vendicaz;ioni f e m m i n i l i " ; l a 
parità d i d i r i t t i . t r a donna e uomo, da,-un c a n t o , e l a parità d i 
t r a t t a m e n t o t r a g l i s t a t i c i v i l i , d a l l ' a l t r o c a n t o , non devono 
per nessuna. ragione essere pro'cr-as"tinati a una d e l l e successive 
r e v i s i o n i . I p r o b l e m i d e m o g r a f i c i che s i pongono a medio termine' 
dovranno essere l ' o g g e t t o d i un' l i a - r i f orma d e l l ' AVS-. ' 

- Con l e propo.ste avanzate, l a Commissione fédérale per i problemi 
délia donna ha v o l u t o c o n f u t a r e l ' i d e a , da t r o p p i c o n d i v i s a , 
sécondo l a qüale l ' a t t u a z i o n e d e l l e " r i v e n d i c a z i o n i f e m m i n i l i " e 
d e l l e " r i v e n d i c a z i o n i d i parità" s i a i n d i s s o c i a b i l e da un c o n s i ­
s t e n t e maggior c o s t o . I l modello e l a b o r a t o d a l l a Commissione 
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mostra i n che modo l e r i v e n d i c a z i o n i f o r m u l a t e a suo tempo d a i v a r i 
a m b i e n t i ' f e m m i n i l i possano essere più che s o d d i s f a t t e anche n e l 
co n t e s t o f i n a n z i a r i o che conosciamo. I n questo caso, non si., sono 
c o n s i d e r a t i né i c o s t i l e g a t i a l l ' e v o l u z i o n e demografica, né 
q u e l l i d e r i v a n t i d a l l ' i n t r o d u z i o n e d i "una maggiore flessibilità -
n e l l a s c e l t a d e l termine d i pensionamento. 

Le d i s p o s i z i o n i sull'AVS i n v i g o r e e l e proposte d i r e v i s i o n e d e l  
D i p a r t i m e n t o fédérale d e l l ' i n t e r n o d a t a t e d e l novembre 1986 v i s t e  
a l l a l u c e d e l l ' a r t . U cpv. 2 Cost-. e del'-nuovo d i r i t t o m a t r i m o n i a l e 
Poiché t u t t o i l sistema d i s i c u r e z z a s o c i a l e i n v i g o r e ha .per fonda-
mento l a d i v i s i o n e d e i c o m p i t i e d e i r u o l i t r a dorine e u o m i n i , enun-
c i a t a n e l l a legge m a t r i m o n i a l e d e l 1907, anche n e l l a legge sull'AVS 
s i r i t r o v a i l modello che prevede, da un l a t o , un m a r i t o i n i n t e r -
r o t t a m e n t e d e d i t o a un'attività l u c r a t i v a e t e n u t o - a provvedere a l 
sostentamento d e l l a f a m i g l i a , e., d a l l ' a l t r o l a t o , una moglie che 
c o l matrimonio abdica a l l a p r o p r i a autonomia per t r a r r e p a r t i t o r i s p . 
r e n d e r s i dipendente d a l l o s t a t u s s o c i a l e e f i n a n z i a r i o d e l m a r i t o ; 

La condizione d e l l a donna sposata t r o v a una spiegazione n e l l a d i ­
v i s i o n e normativa d e i r u o l i r i p r e s a d a l d i r i t ' t o m a t r i m o n i a l e . Tale 
immagine d i v i t a non c o r r i s p o n d e p u r t r o p p o più a l l a realtà v i s s u t a 
i n S v i z z e r a : solo 1/5 d e l l e donne a d u l t e sono sposate e hanno f i g l i e 
e f i g l i i n età minore a i 16 a n n i ; solo una p a r t e relativamènte 
esigua d e l l e donné sposate che provvedono o hanno provveduto a l l a 
f i g l i o l a n z a rimane per sempre senza attività l u c r a t i v a . A questo 
p r o p o s i t o va r i c o r d a t o - come a s s e r i s c e Kurt Lüscher - che l a crescen­
te compenetrazione t r a economia e f a m i g l i a , l e g a t a a l d i f f o n d e r s i 
d e l l a p r o f e s s i o n a l i z z a z i o n e d e i s e r v i z i d'ogni s o r t a , f a sî che, 
per l e donne sposate, l'attdvità lucrativä f u o r i casa d i v e n t i . sempre 
più l a p r i n c i p a l e , se non a d d i r i t t u r a l ' u n i c a possibilità d i p a r t e ­
c i p a r e a t t i v a m e n t e d i persona a l l a v i t a s o c i a l e . L'esigenza d i con- , 
c i l i a r e l'attività p r o f e s s i o n a l e con i d o v e r i d i f a m i g l i a , e .di 
p o t e r l a adeguare i n funz i o n e d e l l a s i t u a z i o n e . e s i s t e r i z i a l e , dell'età 
e d e l numéro d e l l e f i g l i e e d e i f i g l i da a l l e v a r e . , créa per l e 
donne, per quanto riguarda- i l l a v o r o a tempo p a r z i a l e e i l reinserî-
.mento p r o f e s s i o n a l e , enormi pr o b l e m i d i c a r a t t e r e s o c i o a s s i c u r a t i v o . 

O l t r e a i l e disparità "legate a l sesso, nell'AVS r i s u l t a n o o f f e n s i v e 
e i n c o n c i l i a b i l i con i l précetto generale d e l l ' e g u a g l i a n z a d e i 
d i r i t t i e nunciato a l l ' a r t . U cpv. 2 Cost.- s o p r a t t u t t o l e disparità • 
connesse con l o s t a t o c i v i l e . 

Per l e r a g i o n i e l e n c a t e , i se g u e n t i d i p o s t i d e l d i r i t t o v i g e n t e 
non sono s o d d i s f acen.ti : 

- I l sistema d e l d - i r i t t o a l l a r e n d i t a d e r i v a t o e l e sue conseguenze 
per l a m o g l i e , segnatamente: 
- computo p r i m a r i o d e l l a r e n d i t a d i v e c c h i a i a per c o n i u g i i n 

base a i c o n t r i b u t i d e l m a r i t o ; ', ' 
- d i r i t t o e s c l u s i v o d e l m a r i t o d i r i s c u o t e r e l a r e n d i t a d i 

v e c c h i a i a per c o n i u g i e, conseguent.emente, versamento d e l l ' 
i n t e r a r e n d i t a a l u i . 
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I n r e l a z i o n e con i l sesso e l o s t a t o c i v i l e : ' p r o s c i o g l i m e n t o 
d a l l ' o b b l i g o d i ve r s a r e c o n t r i b u t i per l e mogli' e l e vedove 
senza attività l u c r a t i v a . 

D i r i t t o d e l m a r i t o a una r e n d i t a c o m p l e t i v a q u a l o r a l a moglie 
s i a più giovane d i l u i . 

D i r i t t o a una r e n d i t a - straordinariä per l a ' m o g l i e , i r i d i p e n d e n t e -
mente d a l suo r e d d i t o annuo e d a l l a sua sostanza, se i l m a r i t o 
non ha, ancora d i r i t t o a l l a réndita d i v e c c h i a i a per c o n i u g i e 
se non ha lacune n e l versamento d e i c p n t r i . b u t i ( a r t . U2 LA"VS). 

Rendita per s u p e r s t i t i l e g a t a a l sesso, i n caso d i decesso^del 
coniuge. 

Diversa durata' d e l i ' o b b l i g o contributivô per l e donne e g l i 
uomini'. 



68 

Proposte d i r e v i s i o n e avanzate d a l l a Commissione fédérale per- i 
pr o b l e m i d e l l a donna  

I . Rendite individùali, parità d i t r a t t a m e n t o ^ 

1. S o s t i t u z i o n e d e l l a r e n d i t a d i v e c c h i a i a per c o n i u g i con  
due r e n d i t e s e m p l i c i  

La r e n d i t a d i ciascun coniuge ê computata secondo l a v i g e n t e f o r m u l a 
a p p l i c a t a a i l e r e n d i t e s e m p l i c i ( p a r t e f i s s a d i 6'912.- f r . -̂  20^ ' 
d e l r e d d i t o déterminante). A l fi^ne d i s t a b i l i r e i l r e d d i t o déter­
minante, s i attri,"buisce a ciascun coniuge l a metà d e i r e d d i t i per 
i q u a l i sono s t a t i vérsa'ti i . c o n t r i b u t i durante g l i anni d i m a t r i ­
monio. Questa s u d d i v i s i o n e ha luogo quando viene f i s s a t a per l a 
p r i m a . v o l t a l a r e n d i t a . 

Applicando l a fo r m u l a per l e r e n d i t e s e m p l i c i , i c o n i u g i con un 
r e d d i t o déterminante complessivo i n f e r i o r e a 3U'560.- f r . r i c e -
verebbéro d e l l e r e n d i t e d i v e c c h i a i a s u p e r i o r i ' a i l e a t t u a l i ; i 
c o n i u g i con un r e d d i t o déterminante complessivo t r a 3U'56l.- e' 
60'U80.- f r . p e r c e p i r e b b e r o per contre' d e l l e .'rendite d i v e c c h i a i a 
i n f e r i o r i a i l e a t t u a l i . Nel caso d i r e d d i t i c o m p l e s s i v i più e l e v a -
t i , l 'adozione d e l l a f o r m u l a per r e n d i t e s e m p l i c i s i t r a d u r r e b b e 
i n r e n d i t e d i v e c c h i a i a più e l e v a t e solo se ambedue i c o n i u g i 
insieme r i u s c i s e r o a r i s c u o t e r e una r e n d i t a d i o l t r e 25'920.- f r . 

2. Aumento d e l montante d i base f i s s e d e l l a r e n d i t a semplice 
i n virtù d i ün assegno d'educazione e a s s i s t e n z a . 

Per t u t t i g l i a s s i c u r a t i che hanno a l l e v a t o i f i g l i , i l montante 
d i base f i s s e d e l l a r e n d i t a viene maggiorato per 15 ann-i d e l l ' 
1 V3^ l'anno, dunque a l massimo d e l ' 2 0 ^ ( i l montante annuo è 
l i m i t a t o a l'382.- f r . . ) - . Tale assegno viene a t t r i b u i t o per metà 
a ciascun coniuge i n funzione d e l l a d u r a t a d e l matrimonio. 

La c e r c h i a d e l l e persone a v e n t i d i r i t t o a l l ' a s s e g r i o va estesa 
a i p a r e n t i consanguinei i n l i n e a ascendente e discendente r i s p . 
a i c o n i u g i o f r a t e l l i e s o r e l l e che percepiscono una r e n d i t a A I 
oppure s i t r o v a n o i n c o n d i z i o n i èconomiche mediamente" d i s a g i a t e ; 
A questo f i n e viene a p p l i c a t o i l sistema d e l l ' a u t o d i c c h i a r a z i o n e . 

La Commissione fédérale per i p r o b l e m i d e l l a donna sente d i dover 
esprimere.a t a l e p r o p o s i t o l ' e s i g e n z a d i r i c o n o s c e r e anche a t t r a ­
verso l e a s s i c u r a z i o n i s o c i a l i l a mole d i l a v o r o benevolo t a n t o 
i m p o r t a n t e per l a collettività, che l e donné svolgono , n e l l ' a m b i t o 
d e l l e l o r o f u n z i o n i éducative e a s s i s t e n z i a l i d e n t r o e f u o r i l e 
mura dpmestidie, -e, p e r t a n t o ,• d i o n o r a r l a con d e l l e p r e s t a z i o n i 
a s s i c u r a t i v e . 

L ' i n t r o d u z i o n e dell'assegno d'educazione e a s s i s t e n z a ha per con­
seguenza : , • . -
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Di aumentare l a . r e n d i t a d i v e c c h i a i a d e l l a a s s i c u r a t e n u b i l i e 
d i v o r z i a t e che s i sono p r o d i g a t e n e l l e mansioni. éducative e 
assi s ' t e n z ' i a l i ; 

d i aumentare u l t e r i o r m e n t e l e r e n d i t e d i , vecchia,ià d e i c o n i u g i , 
a v e n t i un r e d d i t o complessivo i n f e r i o r e a-3U'560.- f r . , e che • 
abbiano a l l e v a t o i f i g l i o a s s i s t i t o i p a r e n t i ; ' • ' . ' - . • '•• ' 
d i -compensare l a ri'duz'ion.e r i s u l t a n t e d a l passaggio d a l l a r e n d i t a 
per c o n i u g i a q u e l l a semplice che c o l p i r e b b e i c o n i u g i con un 
r e d d i t o compie s s i v o . "tra 3U'560.- é 60'U80.- f r . , è ciô a co'ndi-
zione che abbiano provveduto a l l a f i g l i o l a n z a . ' ' ' 

3. Aumento d e l l i m i t e d e l l e r e n d i t e d i v e c c h i a i a per c o n i u g i a l 
160^ - d e l l a re'ndita semplice massima 

L'aumento d i t a l e l i m i t e d a g l i o d i e r n i . 25'920.- a 27'6U8'.- f r . con­
s e n t i r e b b e anche a i c o n i u g i con un r e d d i t o comune superioré a i 
60'U8b.- f r . 'di b.eneficiare d e l l ' a s s e g n o d'educazione e assiste'nz,a 
(v. p a r a g r a f o 2 ) . 

U. Rendita semplice d i v e c c h i a i a p e r . i l coniuge s u p e r s t i t e 
^ - -

A l l a m o r t e , d e l p a r t n e r , i l coniuge s u p e r s t i t e p e r c e p i s c e r e n d i t a d i 
v e c c h i a i a p a r i a l 50^ d e l l a somma d e l l e d.ue .rendit'e s e m p l i c i com­
plète r i s p . c o n t i n u a a per c e p i r e ' i n t e g r a l m e n t e l a p r o p r i a r e n d i t a , 
se q u e s t ' u l t i m o montante 'risülta'sse più e l e v a t o d e l primo. 

••'••.' , L 
I n questo caso s i t f a t t e r e b i b e di/una p a r i f i c a z i o n e t r a l e r e n d i t e 
d i v e c c h i a i a s'emplici per l e persone non coniugate e q u e l l e d e g l i 
a l t r i a s s i c u r a t i - . A l l a morte- d e l part.ner-, i p e n s i o n a t i c o n i u g a t i 
s i trovavano f i r i o r a a v v a n t a g g i a t i : l a l o r o r e n d i t a semplice ammonta 
a i 2/3 d e l l a r e n d i t a per c o n i u g i . ' ,, ' . ^ 
iQual'e premessa, per 1'.introduzione ,di tal,e r e n d i t a . r i d o t t a va p r e -
. v i s t o un lungo termine- d i t r a n s i z i o n e : l a p r o p o s t a q u i avanzata . 
presuppone che i c o n i u g i s i assumano un c e r t o - g r a d o -di - responsabilità 
anche durante i l matrimonio e, d i conseguenza, che i l c o n t r a t t o 
m a t r i m o n i a l e non venga conf uso con una garan-zia d i mantenimento ä 
v i t a . . . < 

Ma c i vorrà-del tempo affinchè t a l e c o n v i n z i o n e permei l a , realtà 
s o c i a l e e affinchè g l i • a s s i c u r a t i , come pure l'economia e l a 
l e g i s l a z i o n e (segnatamente q u e l l a . r i g u a r d a n t e i l 2° ' p i l a s t r e ) , con-
t r i b u i s c a n o a promuovere 1'affermazione d e i m o d e l l i d i v i t a äccolti 
n e l nuovo d i r i t t o m a t r i m o n i a l e . - > • 

5. Aboli'zione. d e l l a r e n d i t a c^ompletiva per l a moglie i n ' età t r a 
i 55 e i 61 anni, versata con la rendita di vecchiaia all'uomo'  
sposato ^ [ _, 

Suggerendo l ' a b o l i z i o n e d i t a l e r e n d i t a c o m p l e t i v a , l a Commissione 
s o t t i n t e n d e che i n caso d i bisogno possano essere v e r s a t e d e l l e 
p r e s t a z i o n i . complementari a t t e ad as s i c urare ' i l minimo d ' es.istenza , 
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6. S o s t i t u z i o n e d e l l ' o d i e r n a r e n d i t a per vedove con una r e n d i t a per 
s u p e r s t i t i r i s p . un ' inde.nnità. per persone vedove 

Là r e n d i t a per s u p e r s t i t i deve per p r i n c i p i o essere v e r s a t a a l l e 
vedove e a i vedovi 

- che abbiano da provvedere a l l a f i g l i o l a n z a i n età i n f e r i o r e a i 
15 anni avente d i r i t t o a l l a r e n d i t a per o r f a n i , oppure 

- a p a r t i r e d a l 50° anno d i età d e l / d e l l a s u p e r s t i t e f i n o a l 
raggiungimento dell'età d e l l a pensione, purche abbiano s v o l t o 
f u n z i o n i éducative e a s s i s - t e n z i a l i o abbiano c o n s e g u i t o , n e i .5 
anni p r e c e d e n t i i l decesso d e l coniuge, un r e d d i t o i n f e r i o r e a 
un massimo da s t a b i l i r s i . . 

(Chi non risponde a i r e q u i s i t i f o r m u l a t i , non ha d i r i t t o a l l a r e n d i t a 
per s u p e r s t i t i . 

T u t t e l e a l t r e persone senza attività l u c r a t i v a r i c e v o n o , a p a r t i r e 
d a l U5' anno d i età, un'indennità i n t e s a a f a c i l i t a r e i l r e i n s e r i ­
mento p r o f e s s i o n a l e , c a l c o l a t a secondo i p r i n c i p i v i g e n t i a t t u a l ­
mente per 1'indennità d i vedovanza (da 2 a 5 r e n d i t e annue, secondo 
l a d u r a t a d e l m a t r i m o n i o ) . 

La base d i computo ê f o r n i t a d a l r e d d i t o déterminante d e l coniuge 
deceduto. Tale sistema non s i oppone per n u l l a a l proçedimento d e l l o 
S p l i t t i n g , che^dovrebbé essere a d o t t a t o per l e r e n d i t e d i v e c c h i a i a 
per c o n i u g i , dato che un s i m i l e colleganiento con i l r e d d i t o d e l 
p a r t n e r deceduto e v i d e n z i a i l c a r a t t e r e d i compensazione per l a 
mancata p a r t e c i p a z i o n e a l suo r e d d i t o a p a r t i r e d a l momento d e l de­
cesso. 

7. Obbligo d i c o n t r i b u t o 
Sono e s e n t a t i d a l l ' o b b l i g o c o n t r i b u t i v e ! g l i a s s i c u r a t i che a l l e v a n o 
i f i g l i . 

T u t t i g l i a l t r i a s s i c u r a t i sono per p r i n c i p i o t e n u t i a versäre i 
c o n t r i b u t i . 

I c o n t r i b u t i m i n imi d e l l e persone. senza attività l u c r a t i v a devono 
'essere f i s s a t i a 300.- f r . ; per i l r e s t o , i c o n t r i b u t i sono da 
f i s s a r s i i n base a l l a sostanza, i n modo d e l t u t t o analoge a quanto 
avviene o g g i . 

G l i al'imenti a i q u a l i ha d i r i t t o l ' e x coniuge devono essere considera­
t i a l l a stessa st r e g u a d e l r e d d i t o s o t t o p o s t o all'AVS. 

I c o n t r i b u t i s u g l i a l i m e n t i devono essere c o r r i s p o s t i da c h i ê t e n u ­
t o a l pagämento d i t a l i a l i m e n t i ; ma i n questo cäso, l a c i f r a à de-^ 
d o t t a d a l r e d d i t o déterminante a i f i n i dell'AVS, per e v i t a r e che s i 
paghi due v o l t e i l c o n t r i b u t o AVS s u l l o stesso montante. 
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I I . Età. o r d i n a r i a d i pensionamento 

A condi.zione che i c o n t r i b u t i e l e p r e s t a z i o n i s i a n o - u g u a l i per l e 
donne e g l i uomini., e' a co n d i z i o n e che siano d i s s o c i a t i d a l l o 
s t a t o c i v i l e ( n e l l a modalità d e l l o s p l i t t i n g ) , l a Commissione federa­
lé per i p r o b l e m i d e l l a donna è f a v o r e v o l e a l l a stessa età d i pen­
sionamento per le,donne e g l i u o m i n i . 

Ma se l a Commissione s i è p r o n u n c i a t a a i l ' unanimità -per l a p a r i ­
f i c a z i o n e t r a i s e s s i per quanto concerne l'età r e g o l a r e d i pen­
sionamento, l a d e c i s i o n e a p r o p o s i t o dell'età stessa non è s t a t a 
f a c i l e . Per tüt-te e t r e l e v a r i a n t i - innalzamento dell'età d i 
pensionamento d e l l a donna, abbassamento dell'età d i pensionamento 
déll'uomo o una forma i n t e r m e d i a t r a i due p o l i - s i sono avute 
s o s t e n i t r i c i e s o s t e n i t o r i . N e l l a v o t a z i o n e f i n a l e s i è c r i s t a l l i z -
zata. una maggioranza d i s t r e t t i s s i m o numéro a f a v o r e d i un ade­
guamento verso i 65 anni per quanto r i g u a r d a l'età d i pensionamento 
dellà donna, ê c i o per r a g i o n i d i costo.. Tale innalzamento dell'età 
d i pé.nsionamento rimane comunque legäto a l l ' e s p l i c i t a condizione' 
che abbiä ä essere c o n s i d e r a t o s o l o unitamente àlle a l t r e r i v e n d i c a ­
z i o n i d i p a r i f i c a z i o n e , e che non venga messo i n p r a t i c a quale \ 
s i n g o l o provvedimento. " 

-. - 1 

I I I . Eta f l e s s i b i l e d i pensionamento 

Indipendentemente da quale sarà l a r e g o l a r e età d i pensionamento, 
l a Commissione s i pr o n u n c i a a.favore d i un p o s s i b i l e r i t i r o a n t i ­
c i p a t o d a l l a v i t a a t t i v a a p a r t i r e d a i 60 änni. La possibilità 
d i r i n v i ' o d e l l a f e n d i t a AVS n e i se n s i d e l l , ' a r t . 39 LAVS va mantenuta, 
I l f a t t o r e d i r i d u z i o n e per l a flessibilità va f i s s a t o per p r i n c i p i o . 
a l 6,8^ per ogni anni d i r i t i r o a n t i c i p a t o , come pure, per t u t t e l e 
l a v o r a t r i c i e i l a v o r a t o r i , a un'unica eccezione: l e persone l a 
c u i r i d o t t a capacità làvorativa s i a s t a t a a c c e r t a t a per mezzo d i 
u n a • p r o c e d u r a • s t a b i l i t a d a l l a legge hanno d i r i t t o a l l a r e n d i t a com­
pléta. 

IV. D i s p o s i z i o n i t r a n s i t o r i e  

1. P r i n c i p i o 
11 Anche dopo 1 ' e n t r a t a i n v i g o r e dell'AVS r i v e d u t a , l e r e n d i t e cor­

r e n t i e q u e l l e d e r i v a t e sono da v e r s a r s i secondo lé modalità p r e ­
v i s t e d a l d i r i t t o i n v i g o r e o g g i . I l cambiamento s t a n e l f a t t o 
che l a r e n d i t a per c o n i u g i verrebbe automat.icamente v e r s a t a per 
metà a ciascun p a r t n e r . 

12 Dal momento d e l l ' e n t r a t a i n v i g o r e dell'AVS .r i-veduta, ' a i l e nuove 
r e n d i t e s i applic.ano i ^ n u o v i d i s p o s t i ' ; ma per un per i o d o d i t r a n s i ­
zione d i almeno'.-. 12 anni d a l l ' e n t r a t a i n ' v i g o r e d e l l a nuova legge, 
a i c o n i u g i è data facoltà d i opzione t r a l e p r e s t a z i o n i secondo 
i l vecchio d i r i t t o r i s p . l e p r e s t a z i o n i secondo q u e l l o nuovo. 
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2. D i s p o s i z i o n i ' p a r t i c o l a r i 
21 I c o n i u g i .devonö f a r v a l e r e i l d i r i t t o d'opzione d e f i n i t o a l 

punto 1.2 prima che i l più anziano d i l o r o e n t r i i n età d i 
pensionamento. L'opzione d.eve essere s c e l t a d i comune i n t e s a ; 
i n caso d i divergenze oppure i n assenza d i una r i c h i e s t a e s p l i ­
c i t a s i a p p l i c a i l nuovo d i r i t t o . 

22 L'età o r d i n a r i a d i pensionamento non puô essere m o d i f i c a t a d i 
più d i t r e mesi l'anno. . ' -

23 Età d i pensionamento flessibilè: d i t a l e modalità,di pension'a-
mento possono - solo g l i a s s i c u r a t i a i q u a l i s i a p p l i ­
ca i l nuovo d i r i t t o . 

V. R i p e r c u s s i o n i f i n a n z i a r i e d e l l e proposte 

I m a g g i o r i c o s t i r i s p . i r i s p a r m i sono elencat-i d i s e g u i t o n e l l a -
misura i n c u i era p o s s i b i l e una l o r o v a l u t a z i o n e . T u t t e l e stime 
sono S t a t e , f a t t e i n base a l l a d i s t r ibvEÎone d e l l e pe'nsionate e d e i 
pe.nsionati per catégorie d i età e d i r e d d i t o secondo i ' " R i s u l t a t i 
d e i r i l e v a m e n t i m e n s i l i , marzo 198U" d e l l ' U f f i c i o fédérale d e l l e 
a s s i c u r a z i o n i s o c i a l i . Non s i sono p o t u t e formulare. i p o t e s i a 
p r o p o s i t o d i p o s s i b i l i f u t u r e d e v i a z i o n i da t'aie distribuzionè. , 
I n o l t r e , gräri p a r t e d e i m a g g i o r i c o s t i r i s p . d e i r i s p a r m i i n c i d e r a n -
no s u l b i l a n c i o .solo i n s e g u i t o e progressivamente, poiché i n t e r e s ­
sano l e i f u t u r e pensionate e i f u t u r i p e n s i o n a t i . M a g g i o r i c o s t i e 
r i s p a r m i s i r i p e r c u o t e r a n n o appieno t r a una q u i n d i c i n a d'anni, 
quando non v i saranno più che l e r e n d i t e f i s s a t e secondo i nuovi 
c r i t e r i . ' 

1. Rendite s e m p l i c i d i s s o c i a t e - d a l l o s t a t o c i v i l e 
I I S o s t i t u z i o n e d e l l a r e n d i t a d i v e c c h i a i a per c o n i u g i con^ due 

r e n d i t e s e m p l i c i ; l i m i t e per l e due r e n d i t e s e m p l i c i : • l 6 0 ^ 
d e l l a r e n d i t a semplice massima. 
Maggior costo: c i r c a 70 m i l i o n i d i f r a n c h i . 

12 Assegno d'educazione o d'as s i s t e n z a p a r i a un massimo d e l 20^ 
d e l montante d i base f i s s o d e l l a r e n d i t a . 
-Maggior costo: c i r C a 200 m i l i o n i d i f r a n c h i . 

13 Rendita semplice d i v e c c h i a i a per i l , c o n i u g e s u p e r s t i t e = 50^ 
d e l l a ,somma d e l l e due r e n d i t e complète r i s p . p r o p r i a r e n d i t a 
semplice se t a l e montante fosse più e l e v a t o . 
Risparmio: c i r c a . 2 5 0 - m i l i o n i d i " f r a n c h i . - -

Tale r i s p a r m i o potrà essere r e a l i z z a t o s o l o progressivamente, 
dato che i l ' nuovo metodo d i computo s i a p p l i c a s o l o a i c o n i u g i l e 
c u i r e n d i t e d i v e c c h i a i a sono già State f i s s a t e s.econdo i l nuovo 
modello. G l i e f f e t t i d e l r i s p a r m i o s i r i p e r c u o t e r a n n o appieno solo 
dopo una'' q u i n d i c i n a d'anni a contare d a l passaggio d a l l a r e n d i t a per 
c o n i u g i a l l e due r e n d i t e - s e m p l i c i . 
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lU A b o l i z i o n e d e l l a r e n d i t a c o m p l e t i v a per l a moglie i n età t r a i 
55 e i 61 anni v e r s a t a i n a g g i u n t a a l l a r e n d i t a d i v e c c h i a i a 
d e l m a r i t o . 

, - - ^ ' Risparmio: c i r c a lUO m i l i o n i d i f r a n c h i . , 

15 L i m i t a z i o n e d e l l a c e r c h i a d e g l i a v e n t i d i r i t t o a i l e r e n d i t e per 
s u p e r s t i t i a i c o n i u g i s u p e r s t i t i - ^ _ 
a) che debbano provvedere a f i g l i m i n o r i .di 15 anni,-oppure 
b) che abbiano più d i 50 a n n i , abbiano avuto o b b l i g h i d 'assistenza 

e, n e l cofso d e g l i u l t i m i 5 anni prima d e l l a , 'mofte d e l coniuge, 
abbiano conseguito un r e d d i t o i n f e r i o r e a un montante massimo 
da s t a b i l i r s i . -

T u t t i g l i a l t r i s u p e r s t i t i senza attività l u c r a t i v a e i n ' età 
s u p e r i o r e a i U5 anni b e n e f i c i a n o d i un'indennità (dä 2 a 5 r e n ­
d i t e annue). - • 

a) l22tÊËi_^ 
La metà d e l l e vedove i n età s u p e r i o r e a i 50 anni c o n t i n u a a per­
c e p i r e l a r e n d i t a per vedove; un qua r t o r i c e v e un'indennità p a r i 
a. 5 r e n d i t e . annue. 
Risparmio: c i r c a I90 m i l i o n i d i f r a n c h i . 

I p o t e s i _ B N 
Un quarto d i t u t t e l e vedove i n età s u p e r i o r e a i 50 anni c o n t i n u a 
a p e r c e p i r e l a r e n d i t a per vedcv-e; UQ q u a r t o r i c e v e un'indennità. 
Risparmio: c i r c a ' 310 m i l i o n i d i f r a n c h i . 

«, . . . I . . . . . ' . 

I n v i r t u d e l l e d i s p o s i z i o n i t r a n s i t o r i e , l e r i p e r c u s s i o n i d e l 
r i s p a r m i s i faranno s e n t i r e s o l o progressivamente. 

b) I n t r o d u z i o n e d i una r e n d i t a per v e d o v i , uguale cerchia- d i a v e n t i 
. . . . V - -* . . < . ' - . d i r i t t o ; indennità per persone senza a t t i v i t a l u c r a t i v a a p a r t i r e 

d a l U5° anno d i età. 
Maggior costo: c i r c a '50 m i l i o n i d i f r a n c h i . 
Tale " s t i m a " s i basa s u l l ' i p o t e s i che v i sono t r e v o l t e meno ve­
dov i che vedove e che p r a t i c a m e n t e t u t t i i v e d o v i , perloméno i n 
un f u t u r o immédiate, avranno un'attività l u c r a t i v a . 

16 Estensione d e l i ' o b b l i g o c o n t r i b u t i v e a i l e donne sposate e a i l e 
vedove senza attività l u c r a t i v a , i l c u i f i g l i o minore abbia già 
compiuto i 15 a n n i . 
M a g g i o r i entrate:- probabilm,ente i r i s i g n i f i c a n t i , per c u i s i 

possono t r a l a s c i a r e . 

Bilanci'o d e i maggiori, c o s t i , e d e i r i s p a r m i r i c o n d u c i b i l i a i l e domande 
d i r e v i s i o n e c o n c e r n e n t i l e r e n d i t e s e m p l i c i d i s s o c i a t e d a l l o s t a t o 
c i v i l e , a l termine d e l p e r i o d o t r a n s i t o f i o : 
M a g giori c o s t i 320 m i l . i o n i 
Risparmi 58O m i l i o n i 
Risparmio e f f e t t i v o 260 m i l i o n i 
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2. Età o r d i n a r i a d i pensionamento 

Risparmi o per ogni anno d i età d i pensionamento 
più e l e v a t a per l e donne: c i r c a 300 m i l i o n i d i f r a n c h i , 

Qualora venisse p r e v i s t o un innalzamento p r o g r e s s i v e dell'età d i 
pensionamento per l e donne - segnatamente cosî che a p a r t i r e d a l 
1990 viene i n n a l z a t a d i 3 mesi sino a raggiungere i .63 anni n e l 1993 ' 
i l r i s p a r m i o s i aggirebbe -sui 75 m i l i o n i n e l 1990; p o i aumenterebbe 
d i a l t r i 75 m i l i o n i d i f r a n c h i , f i n o a raggiungere i 30O m i l i o n i d i 
f r a n c h i n e l 1993. Se l'età d i pensionamento d e l l e donne viene a l z a t a 
a i 65 a n n i , i l r i s p a r m i o raggiungerebbe i 900 m i l i o n i d i f r a n c h i 
e n t r o i l 2001. I n questo c a l c o i o non s i è p o t u t a c o n s i d e r a r e l ' e v o ­
l u z i o n e demografica né i l maggior costo d e l pensionamento f l e s s i b i l e , 
dato che non è p o s s i b i l e determinare i l numéro d e l l e persone che 
s i r i t i r e r e b b e a n t i c i p a t a m e n t e . 

(Traduzione: Romana Camani-Pedrina) 
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Die Tätigkeit der Eidg. Kommission für 
Frauenfragen im Jahre 1987 

Die Eidg. Kommission für Frauenfragen 
hat sich während diesem Jahr vor allem i n ­
tensiv mit den Fragen zur Stellung der Frau 
i n der heutigen vmd i n einer künftigen AHV 
beschäftigt. Dabei haben folgende Diskus-
sionspunkte i p Vordergrund-gestanden: In 
einer künftigen AHV sind Inhalt vmd Z i e l ­
setzung von Art. U Abs. 2 Bvmdesverfassvmg 
vmd das damit verbundene Gleichberechti­
gungsverständnis wie auch das neue Ehe­
recht zu berücksichtigen; Frauen sind unab­
hängig vom Zivilstand als eigene Rechtsper­
sönlichkeiten zu behandeln; die umfangrei­
che vmd gesellschaftlich bedeutende Bene­
volatsarbeit, die von Frauen als Erziehungs-
und Betreuungsarbeit im inner- vmd ausser-
familiären Bereich geleistet wird, muss be­
rücksichtigt und als leistvmgsrelevant an­
erkannt wefden. Die Kommission hat ein Mo­
d e l l für die bevorstehende 10. AHV-Revi­
sion ausgearbeitet und dieses dem Vor­
steher des Eidg. Departementes des Innern 
zvir Kenntnis gebracht. Diese Vorschläge 
werden im "ersten B u l l e t i n F-Frauenfragen 
1988 veröffentlicht. 

I Sitzungen 

I I Plenarsitzungen 
An insgesamt 8 Sitzungstagen (3-2., 16./ 
17.3., 25.6., 19.8., 29.'9., 26./27III.) 
behandelte die Kommission als wesentli­
che Traktanden: Diskussion und Verab­
schiedung der Eingabe zur Scheiungsrechts-
revision; Diskussion vmd Verabschiedung 
einer Stellungnahme zum Revisionspro­
gramm 10. AHV-Revision des EDI vom No­
vember 1986 sowie eines eigenen Modells 
für die Altersvorsorge;.Hearing vmd-Dis-
kussion zur beruflichen Vorsorge (BVG), 
Stellungnahme zum Entwurf der Verord­
nung über die Bundesstelle für die Gleich­
stellung von Frau vmd Manri. 

12 Arbeitsgruppen 
Die Arbeitsgruppe 'Sozialpolitik' be­
r e i t e t e , zusammen"' mit Expertinnen, die 
Stellungnahme der Kommission zum Revi­
sionsprogramm 10. AHV-Revision des Eidg. 
Departementes des Innern vom November 
1986 sowie die Vorschläge für ein neues 
AHV-Modell zuhanden der Plenarsitzung vor. 

Zum Thema 'Frauen vmd neue Technologien' 
wurde das I n s t i t u t für Arbeits- und Or­
ganisationspsychologie der ETH-Zürich 
von der Kommission beauftragt, eine Stu­
die 'zu den Auswirkungen neuer Techniken 
auf Frauenarbeitsplätze im Büro- vmd Ver­
waltungsbereich auszuarbeiten. Begleitet 
werden die Beauftragten von einer Arbeits­
gruppe, die aus Kommissionsmitgliedern und 
zwei aussenstehenden Expertinnen zusammen­
gesetzt i s t . Diese Arbeitsgruppe wird 
•sich auch I988 mit. diesem Thema beschäfti­
gen. -

Nachdem Frau Bvmdesrätin Kopp vmd der 
Schlussbericht des Eidg. Departementes für 
auswärtige Angelegenheiten EDA zur UNO-
Weltfrauenkonferenz von 1985 sich für eine 
Analyse der verabschiedeten Strategien 
(FLS) durch die Kommission ausgesprochen 
hatten, nahm eine Arbeitsgruppe, die sich 
aus der Kommissionspräsidentin vmd den Re­
präsentantinnen der i n der Kommission 
vertreterien grossen Schweizer Frauenor­
ganisationen zusammensetzte, diese Analy­
se der FLS vor. Sie konnte ihre Konkreti-
siervmgsvorschläge zur Förderung der t a t ­
sächlichen Gleichstellung von Frau vmd 
Mann, quasi als Ergänzung zum Rechtsetzungs­
programm "Gleiche Rechte für Mann und 
Frau", der Vorsteherin des EJPD im Sommer 
überreichen. 
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2 Publikationen 

21 Bericht 'Frauen vmd Männer: Fakten, 
P£î!ËEË̂ tiYËîî±_yt°EiËïîl  

Der Bericht 'Frauen ivmd Männer: Fakten, 
Perspektiven, Utopien' wurde bereits 
im Jahre,1986 .von der Kommission ver­
abschiedet. Im Frühjahr konnte er i n 
einér deutscheri vmd französischen Fassung 
pu b l i z i e r t und anlässlich einer Presse-
konferenz der Oeffentlichkeit vorgestellt 
werden. 
22 F-Frauenfragen 
1987 erschienen 3 Nummern des Bulletins 

' der 'Eidg. Kommission für'Frauenfragen. 
Die erste Nummer behandelte die Frage ' 
der Gleichstellung von Fraü vmd Mann vmd 
der verschiedenen Zivilstände i n den 
Steuersystemen der Schweiz. Vor-̂  und 
Nachteile der Familien- resp. Individual­
besteuerung -wurden für Ehepaare, für das 
Konkubinat sowie für die alleinstehenden 
Frauen vmter die Lupe genommen. 

Die zweite, Nummer war ausschliesslich 
einem Thema gewidmet: der .Revision des 
Scheidungsrechts i n der Schweiz. Die von 

• der.Kommission entwickelten Vorschläge 
für die Scheidvmgsrechtsrevision wurden 
der ausse.rpajrlamentarischen Expertenkom-

' mission, welche mit der Ausarbeitung e i ­
nes Vorentwurfs für die Revision des 
Scheidungsrechts beauftragt i s t , zuge­
s t e l l t . Z i e l dés Berichtes i s t es, der, 
Expertenkommission möglichst früh die 
wichtigsten Aenderungen zu unterbfeiten, 
die sich die Eidg. Kommission für Frauen­
fragen von der bevorstehenden' Revision 
erhofft. F 2/87 l i e g t i n deutscher und 
französischer Fassung vor. 

Die d r i t t e Nummer beschäftigte sich mit 
dem Thema Frauen vmd Aelterwerden, A l -
te'rn." Es -wurde versucht, diese Problema­
t i k , wovon gewisse Aspekte auch i n Frau-
enkfeisen noch zuwenig beachtet werden, 

^ von den verschiedenen Aspekten her einzu-
• kreisen. Im weiteren wurde die-in F 1/86 
aufgenommene Diskussion zur Revision 
des Sexualstrafrechtes mit zwei Beiträ­
gen zur, Pornographie fortgesetzt. 

23 Pî|ËË£Ë55:EPÊ_Z_?2!s'™Ëîî!ËË:ti2ïlËË!ËÊiiÊ 
Auch i n diesem Jahr wurde monatlich eine 
Pressemappe mit Zeitungsartikeln- über die 
wichtigst'en frauenrelevanten Ereignisse 
u.a. aus den Bereichen P o l i t i k , Oeffent­
l i c h k e i t , Kultur, Erziehung', Arbeit, Ge­
sundheit vmd Familie zusammengestellt : 
Die Bibliothek--wurde durch Neuerscheinungen 
ergänzt. - . ' • 

Hinsichtlich einer besseren Uebérsicht 
wurde der Bestand über die Schweizer 
Frauenbewegung bis zum Jahre 1975 an das 
Gosteli-Archiv übergeben und Doubletten 
allgemeineren Inhalts eingetauscht. Das 
Gosteli Archiv i s t - wie die Dokumenta 
tio n s s t e l l e der Eidg. Frauenkommission -
öffentlich zugänglich und befindet sich 
an der Altikofenstrasse I86, 30U,8 Worb-
laufen (bei Bern). Die -Zusammenarbeit 
zwischen Archiv und Dokumentationsstelle 
i s t gewährleistet. 

3 Vernehmlassungen 

Bundesstelle für die Gleichstellung 
Y°H_l!ï!?:H_H5É:_î̂§:5ïi_. -
Die Eidg. Kommission für Frauenfragen 
äusserte sich zum Verordnungsent-wurf über 
die 1988 einzurichtende Bvmdesstelle zur 
Gleichstellung von^Frau vmd Mann. Die 
Kommission konnte sich jgrvmdsätzlich mit 
dem Entwurf einverstanden erklären vmd 
s t e l l t e mit Genugtuung fe s t , dass we­
sentliche F.ormulierungen vmd Elemente des 
von der Kommission im Jahre I985 vorge­
schlagenen Modells für eine Stabsstelle 
i n die Verordnung aufgenommen werden. A l ­
lerdings' hätte die Eidg. Kömmission für 

^ Frauenfragen i n ihrem Modell die Stabs­
s t e l l e hierarchisch höher- ges t e l l t vmd 
ih r weitere Kompetenzen gewünscht. 

U -Verschiedenes , 

Ul. YÊî!Sêï§:ûisyïîS_iïl_ÉËî!_?îîS 
Eine von der Frauenkommission unterstützte 
Untersuchung über Wünschbarkeit der Straf­
barkeit der Vergewaltigung i n der Ehe • ' 
wurde von der Sozialforschvmgsstelle 
der Universität Zürich durchgeführt und 
der Presse vorgestellt. Diese Umfrage ent­
stand aus dem Bedürfnis, die Meinung der 
Schweizer Bevölkerung zur Strafwürdigkeit 
der Vergewaltigung i n der Ehe zu erfahren 
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und entsprechende Daten zu erheben. 

Die Kommission erachtet es als wichtig, 
dass bei der vorgesehenen Neüheraüsgabe 
des historischen Lexikons der Schweiz so­
wohl i n h a l t l i c h die Frauenanliegen be­
rücksichtigt werden wie auch Frauen i n 
der Redaktion adäquat vertreten sind. 

U3 K°îl*5̂ tÊ 
Im Juni fand zwischen der Präsidentin' 
und dér Lichtensteinischen Frauenkommis­
sion eine Zusammenkunft s t a t t , die dem 
gegenseitigen Informationsaustausch 
diente. Von Seiten der Lichtensteinischen 
Frauenkommission wird.ein periodischer • 
Meinungsaustausch gewünscht. 
Ebenfalls im Juni, fand eine Aussprache' 
zwischen National- resp. Ständerätinnen 
vmd den Präsidentinnen der Schweiz. 
Frauenorganisationen s t a t t , an der,auch 
die Kommission vertreten war. Inhalt.des , 
Gespräches bildeten u.a. die Mutter-
schaftsversicherung, die 10. AHV-Revi­
sion sowie die Motion Stamm betreffend 
Bvmdesstelle zur Gleichstellung von 
Frau vmd Mann. Dieses Treffen s o l l künf­
t i g einmal jährlich stattfinden. 

Das ad-hoc Comité pour l'égalité entre 
les femmes et les hommes (CAHFM) des Eu-
roparates e r h i e l t I987 einen neuen Sta­
tus als ein ständiges Komitee'. Es trägt 
neu den Namen Comité européen pour l'éga­
lité entre les femmes et les hommes 
(CEEG). -, - . 

Tätigkeitsprogfamm 1988 

Sozialversicherung / BVG 
Nach ihrer Arbeit zur,10. AHV-Revision 
wird die Kommission Vorschläge zur be­
ruflichen Vorsorge (BVG-Revision) ent­
wickeln urid weitere Zweige der Sozial­
versicherung an die Hand nehmen.. 

Frauen und Neue Technologien 
Die Kommission wird sich mit den Ergeb­
nissen der bei der ETH-Zürich i n Auftrag 
gegebenen Untersuchung eingehend-be­
schäftigen. Sie wird versuchen, die ge­
wonnenen Erkenntnisse nicht nur i n Be-
richtsfofm zu veröffentlichen, sondern -
mit interessierten'Kreisen zusammen -
auch mittels Rahmenveranstaltvmgen vmd 
anderen Aktionen weiter zu verfolgen. 

Frauen i n der P o l i t i k 
Bei den Parlamentswahlen im Herbst I987 
konnte z-war der Prozentsatz der gewählten 
Fraüen angehoben werden-, eine adäquate 
Frauenvertretung i n der Bundesversammlung 
lässt jedoch immer noch auf sich warten. 
Die Kommission möchte daher i n einer Un­
tersuchung die bestehenden Widerstände, 
die gegenüber einer häufigeren Wahl von 
Frauen bestehen, analysieren: Weshalb 
wählen Frauen nicht konsequenter'Kandi­
datinnen, wie kann der Zugang zur P o l i t i k 
für Frauen e r l e i c h t e r t werden, welche 
Fravienfördefungsmassnahmen haben sich 
bewährt, wo liegen die Gründe für die nie­
drigere Wahlbeteiligung der Frauen? 

Die Kommission w,ar durch ihfe Sekretä­
r i n am Europaratskolloquium "Gewalt 
in der Familie" vertreten, das Ende No­
vember i n Strassburg abgehalten wurde. 

F-Frauen fragen -
Auch im nächsten Jahr sollen 2-U Nummern 
des Bulletins F-Frauenfragen erscheinen 
vmd frauenrelevante Fragestellungen be­
handeln. 

Weitefes 
Die Kommission wird die Gelegenheit wahr­
nehmen, sich k u r z f r i s t i g zu aktuellen 
Frauen- vmd Gleichstellungsfragèn zu 
äussern. So -wird sie u.a. am Vemehm­
lassungsverfahren zum Vorentwurf des Bun-
desgésetzes über die Hil f e an Opfer von 
Straftaten gegen Leib vmd Leben t e i l ­
nehmen . 



Des weitern verfolgt die Kommission mit 
grossem Interesse die Einrichtung des 
neuen Gleichstellungsorgans und'freut sich 
auf die regelmässigen Kontakte und auf 
die mögliche Zusammenarbeit. 

ir 
Ich erinnere mich an Gespräche in einer sehr großen Offen­

heit zwischen Frauen, die unterschiedlich weit gehen konnten, 
die sich miteinander auseinandersetzten, die auch am Ende 
nicht einer Meinung waren und einander doch als Schwestern 
erlebten. Ich kann mich aber auch an Abgrenzungen erinnern, 
die ich zwar intellektuell verstand, mit denen ich der Sache 
nach sogar einverstanden war und die ich doch nicht mitvollzie­
hen konnte. Was sich hier abspielt, läuft heute unter dem Namen 
»Schwestemstreit«. Darunter leide ich. Natürlich müssen wir 
verschiedene Standpunkte formulieren und einander auch sa­
gen: »Hier kann ich nicht mehr mit, hier ist für mich eine Grenze 
erreicht, die ich jetzt nicht überschreiten kann und will.« Das 
müssen wir aushalten, vielleicht können wir einander auch ver­
ständlich machen, warum wir aus unserem Lebens- und Glau­
bensverständnis heraus so und nicht anders entscheiden, 
müssen, und vielleicht ist es auch möglich, die eigene Stellung­
nahme als nicht endgültig und absolut zu sehen. Wenn es wahr 
ist, daß Feminismus und feministische Theologie aus der leben­
digen Erfahrung von Frauen wachsen, dann müssen wir einan­
der auch zugestehen, daß Wege auseinandergehen, aber auch 
offenlassen, ob sie nicht am einen oder anderen Punkt näher 
voneinander sind, als wir meinen, und daß sie sich auch wieder 
nähern können. Ich hoffe immer noch, daß die feministische 
Theologie nie zu einem in sich geschlossenen System wird und 
daß das Netz weit genug gespannt ist, um zum Beispiel matri­
archale Spiritualität, wissenschaftliche feministische Arbeit 
an biblischen Texten und der ganzen kirchlichen Tradition, 
eine pneumatologisch ausgerichtete, vielleicht mit gnostischen 
Elementen gespeiste Spiritualität, eine prophetische Befrei-
ungstheolo ê, die Neu-Interpretation von Symbolen und so 
weiter zu umfassen. Ein Netz ist kein Hut, unter den alle passen 
müssen, auch keine mit Mauern nach außen abgeschirmte Kir­
che. Es ist ein feines, zerbrechliches Gebilde, aus tausend Le­
bens- und Glaubenŝ den gewoben, und die Zerreißprobe ist 
hart. Wenn wir uns auseinanderreißen lassen, ist der Sieger 
klar. Es ist das in seiner »Rechtgläubigkeit« und Autorität be­
stärkte Patriarchat, und die Besiegten sind nicht nur wir 
Frauen, sondem die große Verliererin ist die Kirche, die gerade 
heute wir Frauen besonders verkörpern. Ich träume von einem 
fein gesponnenen, vielfach verzweigten uhd geknüpften Netz 
von Schwesternschaft, die uns stark macht und die Gerechtig­
keit, Frieden und Leben wachsen läßt. 



Les activités de l a Commission fédérale 
pour les questions féminines en I987 

Cétte année, l a Commission fédérale pour 
les questions féminines s'est surtout pen­
chée sur le statut de l a femme dans l'AVS 
d'aujourd'hui et de demain. I l en ressort 
qu'à l'avenir, l'AVS de'vrait se conformer 
au contenu et aux objectifs de l ' a r t i c l e 
U, 2e alinéa de l a Constitution fédérale, 
et s'inspirer de l a conception de l'éga­
lité qui en découle, ainsi que du nouveau 
droit matrimonial; les femmés devraient 
y avoir une existence juridique propre, 
indépendamment de leur état c i v i l ; i l 
faudrait reconnaître les nombreùses a c t i ­
vités bénévoles auxquelles les femmes se 
li'vrent pour l e bien de l a société, à 
l'intérieur et à l'extérieur du foyer, en 
élevant des enfants et en s'occupant des 
personnes requérant un encadrement, et 
considérer ce t r a v a i l comme une prestation. 
Dans l a perspective de l a 10e révision de 
l'AVS, l a Commission a préparé un pfojet 
qu'elle a adressé au Chef du Département 
fédéral de l'intérieur (DFl); e l l e pré­
sentera ces propositions dans l e premier 
F-Questions au féminin de I988. 

1- Réunions 

11 Rêunions_glenières 
La Commission s'est réunie pendant 8 jours 
au t o t a l (3.2., 16./17.3., 25.6., 19.8., 
29.9-» 26./27.II.), notamment pour discu­
ter et adopter sa demande concernant-le 
droit du divorce, sa prise de position 
sur le programme de révision de l a 10e 
révision de l'AVS publié par l e DFI en 
novembre I986 ainsi que son propre pro­
j e t de prévoyance v i e i l l e s s e ; pour enten­
dre des experts et débattre de l a pré­
voyance professionnelle (LPP), et pour 
se prononcer sur le projet d'ordonnance 
concernant un service fédéral de l'égali­
té des droits entre femmes et hommes. • 

Le groupe de t r a v a i l "Politique, sociale" 
a préparé, avec l e concours d'expertes, 
l a prise de position de l a Commission 
sur l e programme de révision de l a 10e 
révision de l'AVS publié par le DFI 
en novembre 1986, ainsi que des propo­
sitions pour un nouveau système AVS en 
'Vue de l a réunion plénière, de l a Commis­
sion. 

Au sujet des "Femmes et des techniques 
nouvelles", relevons que l a Commission 
a chargé l ' I n s t i t u t für Arbeits- und 
Organisationspsychologie de l'EPF de 
Zürich d'étudier les répercussions des 
nouvelles techniques sur l'emploi des 
femmes dans les domaines du secrétariat 
et de l'administration. Les responsables 
projet sont suivis par un groupe de t r a ­
v a i l comprenant des membres de l a Com­
mission et deux expertes indépendantes. 
Le groupe de t r a v a i l se consacrera à ce 
thème en 1988 égalemént. 

Vu que l a Conseillère fédérale Elisabeth 
Kopp et le räpport f i n a l du Département 
fédéral des affaires étrangères sur l a . 
Conférence mondiale de l a femme des Na­
tions Unies de I985 s'étaient di t s favo­
rables à l a constitution d'vm groupe 
de t r a v a i l chargé d'analyser les straté­
gies prospectives d'action adoptées par 
la Conférence, un t e l organe a été mis 
sur pied, qui regroupe l a présidente de 
l a Commission et les déléguées des grandes 
associations féminines, représentées au 
sein de l a Commission. Le groupe de t r a ­
v a i l a remis au cours de l'été â l a 
Chef du Département fédéral de justice 
et police, ses propositions visant à 
concrétiser dans les f a i t s le principe 
d'égalité entre l a femme et l'homme, 
comme une sorte de complément au Program­
me législatif "Egalité des droits". 
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2 Publications 

21 Rapport "Femmes et hommes: f a i t s . 
EËî!ËEË25iYÊËi_Ht2EiËË Ce rapport avait été adopté par l a Com­

mission en 1986 déjà. Au début de l'an­
née, l a sortie'des versions allemande et 
française a été l'occasion d'organiser 
une conférence de presse pour présen­
ter cette étude au p u b l i c . 

22 F-Questions au féminin  ^ 
1987 a 'VTi l a publication de 3 numéros , 
de l'organe de l a Commission. Le premier 
a traité de l a question de l'égalité 
des sexes et des différents états c i ­
v i l s existant dans les systèmes fiscaux 
du pays. C'est ainsi que furent examinés 
les avantages et les inconvénients de 
l'imposition "familiale" et individuelle 
des couples mariés, des personnes vivant 
en union l i b r e ainsi que des femmes 
seules. 

Publié en français et en allemand, l e 
deuxième niiméro a été exclusivement con­
sacré à l a révision du droit du divorce. 
Les recommandations de l a Commission ont 
été présentées à l a commission d'experts 
extra-parlementaire qui a reçu pour man­
dat d'élaborer un avant-projet en 'vue de 
cette révision, car i l faut que les ex­
perts connaissent l e plus t o t possible 
l'évolution que l a Commission pour les 
questions féminines attend de l a révi­
sion. 

Le troisième numéro s'est penché sur l a 
question des femmes âgées, sur l e f a i t -
de v i e i l l i r au féminin, s'efforçant 
d'élairer les différents aspects d'une 
problématique qui est rarement traitée 
de façon'approfondie, même dans les mi­
lieux féministes. Dans un second volet, 
l a Commission a poursuivi l e débat qu'el­
le avait entamé dans le F 1/86 à propos 
de l a révision du d r o i t pénal en matière 
sexuelle, par l e biais de deux a r t i c l e s 
sur l a pornographie. 

23 Re'vue de l a presse '/Service de 
documentation _ 

Comme de coutume, vme re'vue-mensuelle de 
la presse est parue sur les événements 
les plus marquants pour l a condition fé­
minine dans les domaines de l a politiq u e . 

des inass médias, de l a culture, de l'édu­
cation, du t r a v a i l , de l a santé et de l a 
•famille. La bibliothèque a été complétée 
par de nouvelles acquisitions. 

Afin de f a c i l i t e r les recherches, l e 
fonds de l a bibliothèque qui concerne le 
mouvement des femmes suisses jusqu'en 
1975 a été remis aux archives historiques 
Gosteli; les ou-vrages non spécialisés 
que l a Commission avait à double ont'en 
outre été échangés. Ouvertes à chacun, 
à l ' i n s t a r du Service de documentation 
de l a Commission, les archives Gosteli se 
trouvent tout près de Berne, à 1 ' A l t i ­
kofenstrasse "186 , 30U8 Worblaufen. Une 
coopération est assurée entre les deux 
organes. 

3 Procédvire de consultation 

Service fédéral de l'égalité des droits 

La Commission s'est prononcée sur le pro­
j e t d'ordonnance sur le service fédéral 
de l'égalité qui sera créé en 1988.. Elle 
a globalement accepté l e projet, heureuse 
de constater que les formulations et les 
points contenus dans sa proposition 
d'état-major de 1985 avaient, pour l'es­
s e n t i e l , été repris dans l'ordonnancé. 
I l est -vrai que son projet prévoyait que 
l'état-major serait placé à un niveau 
hiérarchique' supérieur et doté de davan­
tage de compétences. La Commission se fé­
l i c i t e de l a création d'un t e l organe, 
avec lequel e l l e aura sûrement l'occasion 
de t r a v a i l l e r régulièrement. 

U Divers 

Ul Le_viol_dans_le_mariage 
La Commission a accordé son soutien à 
vme enquête sur l a nécessité ou non de 
rendre passible d'une peine le v i o l en­
tr e époux. Présenté à l a presse, ce son­
dage réalisé par l a Sozialforschvmgs­
s t e l l e de l'Université de Zurich avait 
pour but de connaître l'opinion de l a 
popula'tion sur l e v i o l dans le mariage 
et de r e c u e i l l i r des informations à ce 
propos.' 
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La Commission trouve important que la.nou­
velle édition du Dictionnaire historique 
de l a Suisse tienne compte des questions 
intéressant l a condition féminine et que 
les femmes soierit dûment représentées 
dans l'équipe rédactionnelle. 

U3 Contacts ' / 
La présidente et l a Commission de l a con­
d i t i o n féminine du Liechtenstein ont eu 
en j u i n vme féunion d'information. Le 
Liechtenstein souhaite qu'un échange de 
•vues a i t liéu régvilièrement. . •> 

En j u i n égalément, là,Commission a.délé­
gué vme de ses membfes à une réunion or­
ganisée entre des députées du Conseil na­
ti o n a l et du Conseil des Etats, d'une • 
part, et les présidentes des sociétés 
féminines, sùisses, d'autre part. Les dis­
cussions ont surtout porte sur l'assuran­
ce maternité; l a 10e révision de l'A'VS 
ainsi que sur l a motion Stamm concernant 
l a création d'un service fédéral de 
l'égalité des dro i t s . Une t e l l e réunion , 
aura dorénavan-fc l i e u chaque année. 

UU Organisations_internati^ 
Le Comité ad hoc pour l'égalité entre 
les femmes et"les hommes (CAHFM) dû Con­
s e i l de l'Europe, a été doté en 1987 du" ' 
statut de comité permanent et rebaptisé 
"Comité européen pour l'égalité entre 
les femmes et les hommes" .(CEEG). 

A l a f i n du mois de novembre, un col ­
loque du Conseil de l'Europa consacré 
à l a violence au sein de l a famillé a 
été suivi par l a secrétaire de l a Commis­
sion. 

Programme d'activité I988.  

Sécurité sociale / LPP 
Après ses travaux sur l a 10e révision 
de l'AVS, l a Commission préparera des pro­
positions en -vue de l a révision de l a l o i 
sur.la prévoyance professionnelle, et 
abordera d'autres domaines des assuran­
ces sociales. . 

Les femmes et lës techniques nouvelles 
La Commission t r a i t e r a dans les détails 
des résultats du sondage confié à 1'EPF 
de Zviricli. Elle s'efforcéra non seule- . 
ment de publier ses conclusions dans un 
rapport, mais égalemerit de leur donner 
une suite par des manifestätions et 
actions diverses, avec le concours des 
milieux intéressés. 

Les femmes et l a politique 
Si les élections de l'automne I987 ont 
permis d'augmenter l e pourcentage.de 
fémmes aux Chambres fédérales, l a dé-
putation féminine continue, à y être trop 
f a i b l e . La Commission entend-par con­
séquent analyser les obstacles auxquels 
se heuftent les femmes au moment d'être 
élues: pourquoi 'les femmeŝ  ne votent-el­
les pas plus souvént pour des femmes ; 
commént f a c i l i t e r l'accès des femmes à 
l a p o l i t i q u e ; quelles sont'les mesures 
qui se sont révélées positives pour les 
carrières féminines; pour quels motifs 
l e taux de parti c i p a t i o n des femmes 
e s t - i l inférieur à celui des homme.s? 

F-Questions au féminin 
Comme tous les ans, l a Commission pu­
b l i e r a deuxi t r o i s ou quatre numéros • 
t r a i t a n t de'la condition féminine. 

Autres activités 
La Commission aura l'occasion de s'expri-' 
-mer très bientôt, sur des problèmes d'ac­
tualité ayant t r a i t à l'égalité des 
droits et'à l a condition féminine en géné­
r a l . C'est ainsi qu'elle participefa à 
l a procédure,de consultation sur l'avant-
proget de l o i - fé.dérale concernant l'aide 
aux victimes d'infractions contre l a vie 
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et l'intégfité corporelle. 

Enfin, l a Commission suit avec un v i f 
intérêt l a ini se sur pied-du service char­
gé de l'application du principe d'égalité 
dés d r o i t s i et se réjouit à l a perspecti­
ve de ses contacts et de sa collaboration 
avec cet organe. 

(Traduction: Lise Knöpfel) 

f f 

In der Frauenbewegung erlebten wir andere Formen von Ge­
meinschaft. Ein Wort, das ich in Berkeley lernte, hieß »mutua-
lity« - Gegenseitigkeit, Wechselseitigkeit - also flexible, nicht 
festgeschriebene Rollen, einmal stark und dann auch wieder 
schwach sein dürfen, auswechselbar, vertretbar sein. Eine Zu­
sammengehörigkeit in gegenseitiger Zuwendung, aufeinander 
hören und zueinander sprechen. Kreise bilden und wieder auf­
lösen, mehr Spontaneität, mehr "Verbundenheit ohne Gleich­
förmigkeit und ohne Unterordnung. In einem Artikel, den ich 
1982 für die Zeitschrift des Zentrums für Frauen und Religion 
zum Thema »Frau und Macht« schrieb, heißt es: 

»Was meinen wir Feministinnen, wenri wir von einer starken 
Frau sprechen, von einer Frau, die >power< hat? Es gibt sicher so 
viele Definitionen, wie es Frauen gibt. Ich kann nur versuchen, 
einige Elemente, die mir wichtig scheinen, zusammenzustellen. 
Ich stelle mir eine Frau vor, die sich ihrer emotionalen Kräfte 
bewußt ist und rnit ihnen umgehen kann, die in einer nahen Be­
ziehung zur Natur, zu ihrem eigenen Körper und ihrer Seele lebt 
und diese Kräfte auch bei anderen spürt, Aber sie hat auch ge­
lernt, so intelligent zu sein, wie sie ist, ohne Angst, deswegen als 
Blaustrumpf angesehen zu werden. Ich denke an eine ihrer selbst 
als Frau bewußte Frau (a woman-identified woman), eine mehr 
oder weniger voll integrierte Persönlichkeit, und ich bin über­
zeugt, daß Frauen in unserer Gesellschaft größere Chancen ha­
ben als Männer, solche in diesem Sinn machtvolle Persönlichkei­
ten zu werden. Mähner stehen viel mehr in der Gefahr, die eine 
Seite ihrer Persönlichkeit zu unterdrücken - ihre Gefühle, ihre 
Beziehungsfähigkeit, ihre Sensibilität, weil das berufliche und 
politische Leben, wie es heute ist, nur so funktionieren kann.tt 

Auch in diesem Artikel hieß es, in dieser Hinsicht sei die Kirche 
ein getreues Abbild der Gesellschaft, verwaltet durch männ­
liche, von im Patriarchat erzogenen Männem erdachte Struk­
turen, und männliches Denken waren vorherrschend in Theo­
logie und Dogma. Demgegenüber erlebten wir eine Fülle von 
Leben in der Gemeinschaft von Frauen, und, diese war doch 
auch Kirche - oder nicht? 
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Le attività-della Commissione fédérale 
per i problemi della donna nel I987 

Nel corso dell'anno, l a Commissione fé­
dérale per i problemi della donna ha ap­
profondito l ' a n a l i s i della posizione r i - -
servata a l l a donna nell'odierno e futuro 
ordinamento dell'AVS. L'attenzione è sta­
t a r i v o l t a i n particolarè a i l e seguenti 
esigerize: l a futura AVS deve considerare 
tenore e o b i e t t i v i d e l l ' a r t . U cpv. 2 
Cost., come pure l a nozione d'eguaglianza 
che ne dériva, e tenere 'conto del nuovo 
d i r i t t o matrimoniale ; l e donne devono 
essere t r a t t a t e come personalità g i u r i d i ­
che autonome, indipendentemente dal loro 
stato c i v i l e ; l a mole d i lavoro tanto im­
portante per l a società e svolta a t i t o l o 
benevolo dalle donne nell'ambito délie 
loro mansioni éducative e assistenziali 
dentro e f u o r i casa deve trovare un r i c o ­
noscimento e dare d i r i t t o a prestazioni. 
Sempre i n v i s t a dell'imminente X revisione 
dell'AVS, l a Commissione ha elaborato un 
modello, che ha poi sottoposto a l capo 
del Dipartimento fédérale dell'interno. 
Le proposte contenute nel modello verran- -
no pubblicate nel primo.boilettino "F-
Problemi a l femminile" del 1988. 

1- Sedute 

11 §edute_plenarie 
I p r i n c i p a l i argomenti i s c r i t t i a i l ' o r ­
dine del giorno delle 9 giornate d i - r i u ­
nione (3.2., I6./17.3., 25.6., 19.8., 
29.9.» 26./27.'ll.) erano: discussione 
e licenziamento d i una proposta eoncer­
nente l a revisione del d i r i t t o riguar­
dante i l divorzio; discussione e l i ­
cenziamento di una presa di posizione ' 
sul programma d'attuazione della X re­
visione dell'AVS s t a b i l i t o dal DFI nel 
novembre 1986, come pure d i un proprio 
modello per l a previdenza per l a vecchia­
i a ; audizione e discussione sulla pre­

videnza professionale (LPP); presa d i 
posizione sul progetto d i ordinanza eon­
cernente 1'Ufficio fédérale per là pa­
rità t r a donna e uomo. 

-̂^ 5î!HEEi_Éi îY°îI° 
A-walendosi della collaborazione d i 
esperte, i l gruppo d i lavoro sulla 'po­
l i t i c a sociale' ha elaborato -• a i l ' a t ­
tenzione della Commissione r i u n i t a i n 
seduta plenaria - sia l a presa d i po­
sizione commissionale riguardante i l 
programma d'attuazione della X revisione 
dell'AVS a l l e s t i t o dal Dipartimento fé­
dérale dell'interno e datato del novem­
bre 1986, sia delle proposte per un nuo­
vo ordinamento dell'AVS. 
A proposito d i 'donne e nuove tecnologie', 
,1a Commissione ha conferito a l l ' I s t i t u - , 
to d i psicologia del lavoro del P o l i -
tecnico di. Zurigo i l mandato di condurre 
uno studio sulle ripercussioni delle 
nuove tecniche sui posti d i lavoro fem­
m i n i l i nel settore amministrativo. La 
ricerca ê seguita da un gruppo d i lavoro, 
composte di.membri della Commissione coa-
diuvati da due esperte esterne. Detto 
gruppo^ continuerà a dedicarsi ail'argo­
mento anche nel I988. 

Giacché sia l a consigliera fédérale 
Kopp sia i l Dipartimento fédérale degli 
a f f a r i e s t e r i nel suo rapporto fina l e 
proprendevano per affidare a l l a Commis­
sione l ' a n a l i s i delle stratégie prospet­
t i v e adottate nel I985 dalla Conferenza 
mondiale delle donne indetta dall'ONU, 
un gruppo d i lavoro - composte dalla 
présidente della Commissione e dalle 
rappresentanti delle organizzazioni fem­
m i n i l i presenti i n seno a l l a Commission-
ne - s i è chinato su t a l i stratégie. Du­
rante l'lestate ha avuto modo d i pre­
sentare l e proposte volte al.,concre-
tamento d i vma parità e f f e t t i v a t r a don­
na e uomo" a l l a d i r e t t r i c e del DFGP; t a ­
l i proposte s i aggivmgono, a t i t o l o d i 
complemento, a l programma legi s l a t i v o 
'Eguaglianza d i d i r i t t i t r a uomo e don­
na'. 
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2 .Pubbli c az i on i 

21 Rapporto 'Donne e uomini: f a t t i , 
Eï!2SEËttiYËi_Ht°EiËl i  

I l -rapporto i n questione venne approvato' 
dalla Commissione già nel. 1986.- Questa 
primavera, I q s i è pubblicato nelle ver-
sioni francese e tedesca, presentato a l 
pubblico i n occasione d i una conferenza-
stampa. 
22 l!lÇEo'blemi_al_femminile 
Nel 1987, i l b o i l e t t i n o della-Commissione 
fédérale per i problemi della donna è 
apparso t r e volté. I l primo numéro era 
dedicato a l l a questione de'll ' eguaglianza 
t r a donna e uomo come pure t r a l e persone 
di diverso stato c i v i l e nei sistemi t r i b u -
t a r i svizzeri. Vi s i analizzavano i n p a r t i ­
colare i vantaggi e g l i svantaggi derivan­
t i da una tassazione per famiglie r i s p . 
da una tassaziorie individuale delle coppié 
coniugate e concubine come pure delle don­
ne sole. , , 

I l secondo nvimero sviluppava un unico ar­
gomento: l a revisione del d i r i t t o eoncer­
nente i l divorzio i n Svizzera. Le propo-' 
ste elaborate dalla Commissione sono 

• state trasmesse a l l a commissione p e r i ­
tale extraparlamentare incaricata d i a l -
l e s t i r e 1'avamprogetto. Lo scopo di det­
to rapporto era di confrontare tempestiva­
mente l a commissione peritale con i p r i n ­
c i p a l i mutamenti che l a Commissione fé­
dérale per i problemi della donna s i at­
tende dall'imminente revisione. I l boi­
l e t t i n o F 2/87 è disponibile nelle ver-
sioni francese e tedesca. 

I l terzo' numéro tentava un'analisi del 
processo d'invecchiamento, quale ê v i s ­
suto dalla donna. In e f f e t t i , v i sono 
aspetti di-questo problema che persino' 
g l i ambienti femminili sono r e s t i i ad 
affrontare é che sarebbe stato interes­
sante chiarire dai diversi punti d i v i s t a . 
I n o l t r e , s i è proseguito i l d i b a t t i t o i r i i -
ziato i n F 1/86 a proposito della r e v i ­
sione del d i r i t t o pénale i n materia d i 
rea t i sessuali, dandq spazio. a due c o n t r i ­
b u t i sulla pornografiä. 

23 Rassegna della stampa / Centro d i 
documentazione  

'Anche quest ' anno s i è pro-weduto a com-
porre mensilmente un incartamento con 
a r t i c o l i d i giornale riguardan'ti g l i av-

venimenti che maggiormente incidono sulla 
condizione della donna, i n particolare 
nei s e t t o r i della p o l i t i c a , délia v i t a 
pubblica, della cultura, dell'educazionè, 
del lavoro, della salute e deila famiglia. 
La biblioteca si-è a r r i c c h i t a d i nuove 
putjblicazioni. 

Per favorire vma maggiore chiarezza, i 
documenti riguardanti i l movimento fem- " 
minista svizzero fino a l 1975 sono sta--
t i corisegnanti all'Archivio Gosteli, con' 
i l quale s i sono pure scambiati dei 
doppioni aventi uh contenuto d i natura 
generale. L'Archivio Gosteli - come d'al­
tronde i l Centro di-documentazione della 
Commissione fédérale per i problemi del­
l a donna - è aperto a l pubblico, e s i 
trova i n Altikofenstrasse l86^ 30U8 • 
Worblaufen presso Berna. La collaborazione 
t r a Archivio e Centro d i documentazione 
è assicurata. 

• 3 Cönsultazioni 

.Ufficio-fédérale per l a parità t r a 
donna_ e_ uomp  
La- Commissione fédérale per i problemi 
della donna ha a-vuto modo d i esprimere 
i l suo punto d i v i s t a sul 'disegno d i or­
dinanza eoncernente 1'Ufficio fédérale 
per l a parità t r a donna e uomi, che 
dO'vrebbe essere creato nel 1988-. La Com­
missione ha potuto dare i l süo assenso 
di p r i n c i p i o , e ha constatato con pia­
cere che' nell'ordinanza sono r i p r e s i 
elementi e formulazioni essenziali conte­
n u t i nel modello per uno stato maggiore, 
di cui aveva suggerito l a creazione nel 
1985. Va pero ricordato che i n questo 
•suo modello, l a Commissione auspicava un 
vero e pfoprio stato maggiore: gerarchi-
camente più importante e dotato d i com­
petenze più vaste. La Commissione appro­
va esplicitamente l a creazione d i un 
simile u f f i c i o fédérale, con i l quale 
non mancherà di collaborare regolarmente. 

U Varia ^ 

Su incarico della Commissione fédérale 
per i problemi della donna, 1'Ufficio 
di ricerche sociali dell'Università d i 
Zurigo ha condotto un'indagine sulla 
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punibilità dello stupro consumato n e l l ' ' 
ambito dell'unione coniugale.', I r i s u l t a t i 
sono s t a t i presentati a l l a stampa. Una s i -
mile indagine rispondeva a l l a necessità 
di conoscere l'opinione della populazione 
svizzera i n merito, e d i collezionare i , . . . ' ^ 1 c o r r i s p e t t i v i d a t i . 

U2 L£5sico_storico_della_Svizzera 
La Cpmmissione r i t i e n e importante che i n 
occasione della prevista riedizioné del 
Lessico storico della Svizzera (per ora 
non reperibile i n i t a l i a n o ) vengano con­
siderate l e esigenze delle donne per quan­
to riguarda i l contenuto, e che l e don­
ne siano rappresentate i n modo adeguato 
nella redazione. -

U3 Contatti . • 
I l mese di giugrio .si ê a-vuto un incontro > 
per l o scambio d i informazioni t r a l a 
présidente e l a Commissione femminile 
déi Liechtenstein. Quest'ultima so l l e ­
c i t a vmo scambio d'opinioni periodico. 

Pure in giugno, si è svolto un incontro 
tra consigliere nazionali e degli stati e 
le presidenti delle organizzazioni fem­
minili svizzere, al quale era rappre­
sentata pure la Commissione. Tra gli. ar­
gomenti discussi vi erano tra l'altro 
1'assicuraziorie-maternità, la X revi­
sione dell'AVS e la'mozione.Stamm riguar­
dante l'Ufficio fédérale per la parità 
tra donne e uomo. Uri simile incontro 
a-vrà luogo d'ora, innanzi a scadenza an-
nuale. ', ' 

Programma d'attività I988 

Assicurazioni s o c i a l i / LPP 
Terminato i l lavoro i n vi s t a della X 
revisione dell'AVS, l a Commissione s v i ­
lupperà 'délie proposte' per l a previdenza 
professionale (revisione LPP); i n d i s i 
dedicherâ a l l o studio d i a l t r e branche ' 
delle assicurazioni s o c i a l i . 

Donne e nuove tecnologie 
La Commissione analizzerà esaurientemente 
i r i s u l t a t i dell'indagine cemmissionata a l 
Politecnico d i Zurigo. Essa tentera non 
solo d i presentare in,un rapporto le 
cogniziorii acquisite, ma anche di dare 
un seguito a ta l e indagine, organizzando 
convegni e a l t r e azioni i n collaborazio­
ne con l e cerchie interessate. 

Donne i n p o l i t i c a 
Cön l e elezioni dell'autunno I987, ê-au-
mentata-la percentuale delle deputate;. 
nondimerio-, . l e donne sono ancor-ben lon-
tane dal disporre d i un'adeguata rappre­
sentazione nelle Camere f e d e r a l i . L a 
Coinmissione intende perciô appurare per 
mezzo d i un'indagine' quali siano i f a t t o ­
r i che contrastano- l'elezione d i un mag­
gior .numéro d i donne : perché le dorine 
non privilegiano maggiormente l e candi­
date; come f a c i l i t a r e l'entrata i n p o l i - . 
t i c a delle donne; quali misùre promoziona-
l i s i sono r i v e l a t e favorevoli per l e 
donne; come s i g i u s t i f i c a l a minore par­
tecipazione femminile a i l e elezioni? 

UU Organizzazioni_internaziona^ 
Al Comité pour l'égalité entre les fem­
mes et les hommes (CAHFM) del, Consiglio 
d'Eurbpa, i s t i t u i t o ad-hoc, -è stato con­
f e r i t o nel I987 i l riuovo statuto d i 
comitato permanente. Porta ora i l no­
me di Comité européen pour l'égalité en­
tre les femmes et les hommes (CEEG). 

La Commissione è stata rappresentata dal­
l a sua segretària a l colloquio del Con­
­siglio d'Europa sullä 'Violenza nella 
famiglia', tenutosi a Strasburgo a l l a 
fine d i novembre. 

F-Problemi a l femminile ' , 
Anche per l'anno venturo sono p r e v i s t i da 
2 .a U numeri del belletino 'F-Problemi 
al femminile' dedicati a l l a disamina d i 
questioni inerenti a l l a condizione della 
donna. 

.Varia 
'La Commissione coglierà le-occasioni che 
le s i presentano, per esprimere l a sua 
opinione su' questioni d'attualità concer­
nenti l a donna e 1'eguaglianza. In quest' 
ordine d'idée," parteciperà t r a l ' a l t r o 
pure a l l a consultazione r e l a t i v a a i l ' 
avamprogetto d i legge fédérale sull'aiuto 
a i l e vittime d i r e a t i contre l'integrità 
della persona e l a v i t a . 
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La Commissione segue i n o l t r e con grande 
interesse 1'istituzione del nuovo uf­
f i c i o fédérale preposto all'egualianza 
t r a donna e uomo, e s i rallegra sin d'ora 
dei c o n t a t t i regolari e della possibile^ 
collaborazione che verranno a s t a b i l i r s i . 

(Traduzione: Romana Camani-Pedrina) 

f f 

Und das Frauenzeichen in der Mitte? Es ist leuchtend rot, 
eigentlich so rot, wie es in meinem Leben kaum gewesen ist, 
wenigstens nicht nach außen sichtbar. Ich habe lange ge­
braucht, bis ich geme eine Frau war. Aber das Rot ist eine 
meiner Lieblingsfarben, auch wenn ich es erst spät in mei­
nem Leben zu tragen wagte. An einem Fest während meiner 
Gymnasialzeit wurde ein Spiel inszeniert, von dem ich nur 
noch weiß, daß wir Mädchen eine Blume nennen sollten, die 
wir sein wollten. Ich wählte eine Tblpe, vermutlich, weil sie 
geschlossen nicht viel über sich aussagt. Hätte ich gewagt,-
das zu sagen, was ich wirklich in mir spürte, hätte ich viel­
leicht die von mir so geliebte dunkelrote Pfingstrose mit den 
vielen Blütenblättern genannt, die mein 'Vater in seinem Gar­
tenbeet zog. Aber das hatte ich nicht gewagt. Sie war zu 
schön für mich, ich fürchtete den Spott der Kameraden, de­
ren Normen von Schönheit und Attraktivität ich nicht ent­
sprach. 

Als alternde Frau habe ich das leuchtend rote Frauenzeichen 
mitten in mein Bild gesetzt. Es steht für viele positive Begeg­
nungen mit Frauen, für Freundschaft mit Frauen, für die Erfah­
rung, daß ein unerhörtes Potential von nicht genützter Enerke 
und Lebenskraft in Frauen verborgen ist. »Kommt das Heil von 
den Frauen?« fragte mich ein Mann spöttisch nach einem Refe­
rat. Nein, so nicht. Aber Kräfte der Heilung und des Lebens 
schon. Ob sie einmal auch die Wände der grauen Kirche auf­
brechen, nein abbrechen können, weil sie keine mehr braucht? 
Das weiß ich nicht. Aber manchmal träume ich davon. 
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Chronik der.laufenden Ereignisse 
J u l i bis^November I987 

von Elisabeth Kästli 

Erste Lehrmeisterinnen 
(8./13..7.) Zvei-Frauen haben i n ihrem 
Beruf als erste -weibliche Kandidatinnen 
die Meisterprüfung bestanden: Gabriela 
Steinegger i n Winterthur als Automecha-
nikerin vmd Nicole Chevalley i n La Chaux-
de-Fonds äls Möbelschreinerin. 
In'den letzten Jahren haben neben den 
rvmd 2'200 Automechaniker-L'ehrlingen je-^ 
•weils auch etwa 10 Frauen die Automecha-
niker-Lehrabschlussprüfung abgelegt. Im 
Schreinerge-werbe sind die Frauen noch 
rarer. So ha-tte es Nicole Chevalley 
nicht l e i c h t , während der Berufsschule 
in Lausanne einen Praktikumsplatz zu f i n ­
den, weil offenbar viele Schreiner­
meister den Frauen diese körperlich 
strenge.Arbeit nicht zutrauen. Als 
Meistèrin kann sie nun selber Lehrlinge 
ausbilden. 

Basler Beratungsstelle für Prostituierte 
(12.8.) Nach Genf vmd Bern ist'nvm auch 
in Basel ein Prostituiertentreffpunkt 
mit einer Beratungsstelle eröffnet wor­
den. Die I n i t i a t i v e dazu ging von Sozial­
arbeiterinnen aus, die 'an der Basler Schu­
le für Sozialarbeit eine Diplomarbeit über 
das Thema Prostitution schrieben. Mit 
einer Umfrage vmter,den Prostituierten, wur­
de das Bedürfnis nach einer Beratungsstel­
le abgeklärt. Die von einem Verein ge­
tragene vmd durch Geld aus Stiftungen und 
dem Lotteriefonds finanzierte Beratungs­
ste l l e "Horizont" wird bisher vor allem 
von selbständigeryerbenden Prostituierten 
in Anspruch genommen. Offenbar i s t bei 
Fraüen, die von Zuhältern abhängig sind, 
die Schwelleriangst grösser. 

Erster Internationaler Kongress über 
Inzest 
(1U.8.) In Zürich hat vom 10. bis 
12. August die erste internationale 
• Konferenz über Inzest rund 300 Frauen 
und Männer (wobei die Männer eine Min­
derheit waren) aus 16 Ländern zusammen­
geführt. Es"'wurden Informa-tionen vmd 
Anregungen ausgetauscht über Vor-
beugungsmassnahmen gegen Inzest sowie 
ûbér Therapien, und es -wurden erschüt­
ternde Erlebnisberichte von Inzestopfern 
eingebracht,. Mit einem Zehnpunktemani-
fest gegen den Inzest vmd gegen das 
Schweigeri darüber wurde die Konferenz 
abgeschlossen. Für die i n der Schweiz 
entstehenden Selbsthilfegruppen bot die 
Konferenz die Möglichkei-t, ein interna­
tionales Netz zu knüpfen, gibt es doch 
i n andern Ländern - z.B. i n Holland -
schon v i e l weitergehende Erfahrvmgen auf 
diesem Gebiet.- " 

Wunsch-Rentenalter bei 62 
(18.8.) Eine Umfrage des Zürcher I n s t i ­
t u t s für" Markt- und Werbeforschung "Pu-
b l i t e s t AG" bei 399 Bürgerinnen und 
Bürgern zwischen I8 vmd 7U Jahren hat 
ergeben, dass das Wunsch-Alter für den 
erstmaligen Bezug der AHV-Rente bei 
rund 62 Jahren l i e g t im M i t t e l . Bei den 
Frauen l i e g t der Mittelwert bei.6l,5 
Jahfen, bei den Männern bei 62,3 Jah­
ren. Insgesamt haben abér über 60^ der 
Befragten eine Senkung des AHV-Alters 
als "sehr" oder "ein bisschen" -wünschens­
wert bezeichnet. Weiter sind 5U,Û  
"sehr" und 17,5^ "ein .bisschen" dafür, 
dass das Rentenalter für Männer und 
Frauen gleich gesetzt werden s o l l . Da­
bei nimmt dieses Anliegen bei den Män­
nern einen höheren Stellenwert ein. 
Für das Rentenalter 60 sprachen sich 
26,3^ aus. 
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Hervorzuheben i s t weiter, dass sich bei 
dieser Un-tersuchung eine klare Mehr­
heit (72,7^) für eine zivilstandsunab- ' 
hängige Rente äusserte. .Dieser Wvmsch 
is t . b e i den Frauen ausgeprägter als bei 
den Männern. 

Nicht mehr au'tomatisch Schweizerin' durch 
Heirat 
(27.8.) In seiner Botschaft zur zweiten 
Etappe der Bürgerrechtsrevision sieht der 
Bundesrat vor, dass die- ausländische Ehe­
frau eines Sch'we.izers nicht mehr automa­
tis c h Schweizerin wird. Frau vmd Mann 
sollen auch i n Bürgerrechtsfragen-gleich­
gestell t werden, und zwar erfolgt die 
Gleichstellung durch Ausweitung des Ver­
fahrens, das bisher für ausländische Ehe­
männer von Schweizerinnen galt: Ausländi­
sche Ehepartner von Schweizerinnen bzw. 
Schweizern können erst nach fünfjähriger 
Wohnsitz- und dreijähriger Ehedauer beim 
Eidg. Justiz- und Polizeidepartement die 
erleichterte Einbürgervmg beantragen, 
r Der bundesrätliche Entwurf müss als 
nächster Schritt vom eidg. Parlament be­
raten werden. 

Séxualstrafrechts-Gegenentwurf von 
Juristinnen 
(29.8.) Eine Arbeitsgruppe, der Demokra­
tischen Juristinnen Basel hat aus femi­
nistischer Sicht einen Gegenent-wuff zu den 
Revisionsvorschlägen von Bundesrat und 
Ständerat für -das Sexualstrafrecht ausge-
arlDeitet. Der Gegenent-wurf geht vom sexuel­
len Selbstbe'stimmungsrecht der Frau aus 
und erklärt jede Sexualhandlvmg, die ge­
gen den Willen der beteiligten Frau ge­
schieht, als strafbar, nicht nur die Ver­
gewaltigung. Das sexuelle Selbstbestimmvmgs-
recht der Frau müsse selbstverständlich 
auch innerhalb dér Ehe geschützt werden, 
erklären die Autorinnen des Entwurfs. Sie 
hoffen, dass i h r Gegene'nt'wurf eine Diskus­
sion des Sexualstrafrechts aus dér Sicht 
der Frau i n Gang bringt. , • -
Ein zweiter T e i l zum Ent-wurf wird gegen­
wärtig von den Basler Juristinnen érarbei-
t e t ; er hat die Vermarktung dér weiblichen 
Sexualität zum Inhalt. 

Freizeitbeschäftigung von Schülerinnen ; 
(9.9.) Ueber eine Stunde pro Tag sitzen 
rvmd '17^ der 11- bis l6jährigen Schüler­
innen- hinter den Hausaufgaben; 5% sogar 
über zwei Stunden. Dies geht aus einer re­
präsentativen Untersuchung der Forschungs-
abteilvmg der Schweizerischen Fachstelle 
für Alkoholprobleme hervor. Einen be­
trächtlichen Teil, ihrer Freizeit .' wenden 
die 11- bis I6jährigen zudem für Hausar­
beiten oder zum Taschengeldverdienen auf, 
wobei Mädchen häufiger bei der Hausarbeit 
helfen vmd Knaben Häufiger Taschengeld ver­
dienen. Auch sitzen die .Knaben mehr -vor 
dem Fernseher vmd Mädchen hören mehr Ra-
dio oder Schallplatten. Weiter lesen Mäd­
chen mehr- Bücher, Knaben mehr Zeitung.-
Insgesamt sieht mehr als .die Hälfte der 
Jugendlichen täglich Fernsehsendungen. 

Mehrheit für Strafe bei Verge-waltigvmg 
i n Ehe 
(9.9.) 62^ der Schweizerinnén i s t - an­
ders als die Mehrheit des Ständerates -
dafür, dass Vergewaltigung auch innerhalb 
der Ehe strafbar erklärt werden s o l l . 
Von den 996 Personen im Alter zwischen 15 
und 7U Jahren, die' von der Sozialforschvmgs­
s t e l l e der Universität Zürich befragt 
wurden, erklärten nur 20^, ein Ehemann 
sei ̂ wegen der Vergewaltigung seiner Frau 

••nicht zu verurteilen;'weitere l 8 ^ Be'-
fragte. waren- i n dieser Frage unschlüssig. 

Präsidentin des. Wissenschaftsrates 
(17.9.) Der Schweizerische Wissenschafts­
rat wird erstmals von einer Frau präsi­
d i e r t : Der Bvmdesrat hat Verena Meyer, 
Professorin für Experimentalphysik an 
der Universität Zürich, gewählt. Sie ge­
hört dem Wissenschaftsrat seit 1985 an. 
Als Präsidentin ersetzt sie den zurückge,-
tretenen Bernhard ScHnyder,. Professor an 
.der Universität Freiburg'. 

Ordensfrau als "Bischöflicher Kanzler" 
(17.9.) Der',Basler Bischof Otto Wüst hat 
die Ordensfrau -Annelies Kurmann zum Bi­
schöflichen Kanzler ernannt. Dieses Amt 
wifd- damit erstmals von einer Frau beklei­
det. 
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Genfer Delegierte für. .Gleichberech-tigvmg 
(27.9.) Nach dem Kanton Jura erhält nun 
der Kanton Genf ein Büro für Frauenfragen. 
Die J u f i s t i n Marianne Frischknecht, welche 
bisher im kantonalen,Personalamt tätig war, 
t r i t t i h r neues Amts für die Gleichstellung 
von Frau vmd Mann am 1. November; an. Das , 
Büro für Frauenfragen isî ins kantonale 
Jüstiz- und Polizeidepartement eingegliedert. 

Beraterin von Bundesrat Cotti. 
(7.10.) Die 39jährige J u r i s t i n Marieangela 
Wallimann-Bornatico i s t vom Vorsteher des 
Eidg. Departementes des Innern, Flavio C o t t i , 
zur persönlichen Beraterin gewählt worden. 
Die Italienischbüridnerin Wallimann-Bornatico 
war zuvor Kommissionssekretärin der Bundes­
versammlung. Zu Bundesrat Cot'tis-persörilichem 
Beraterteam gehört ausserdem der Oberwalli-
ser Eduard B'rogle. 

Frauenhausgesetz für ' Baselland 
(9.10.) Der Kanton Baselland s o l l ein Frau­
enhausgesetz erhalten. Die Baselbieter Re­
gierung hat einen entsprechenden Gesetzes­
entwurf vorgelegt, mit dem Beiträge an Frau­
enhäuser und andere Institutionen zur Be­
treuung vergewaltigter Frauen auf eine 
rechtliche Grundlage, ge s t e l l t werden sollen. 

I n i t i a t i v e für Baselbieter Frauenstelle 
(9.10.) Mit rvmd 1'90Ö Unterschriften i s t < 
der Känzlei des Kantons Baselland eine I n i ­
t i a t i v e zur Schaffung einer kantonalen 
Frauenstelle überreicht worden. Die I n i t i a ­
t i v e -wurde von einem Komitee von Frauen 
aus dem Umkreis des.grünen Bündnisses ^ . 
lanciert. Mit dem Volksbegehren fordern 
sie die Schaffung einer verwaltvmgsinternén 
Frauenstelle, wie es sie i n den Kantonen 
Jura ünd Genf gibt. Die von einer Fraü ge­
l e i t e t e Stelle s o l l die Durchsetzung des 
Gleichstellurigsartikels der Vérfassung 
vorantreiben. ' . 

Volk, w i l l zweite Bvmdesrätin ^ . 
(12.10.) Rvmd zwei D r i t t e l der Bevölkerung 
wünschen sich bei den Bvmdesratswahlen vom 
9. ̂Dezember die Wahl'einer zweiten Frau i n 
den Bundesrat : Eine Umfrage des Meinungs-
forschungsinstituts Link bei 731 Frauen und 

Männern ergab, dass 65^ der Befragten eine 
zweite Bundesrätin möchten. In der 
französischsprachigen Schweiz sprachen 
sich 70^ für eine zweite Frau aus, i n 
der Deutschschweiz 62^. Von den Frauen 
äusserten sich-66^ für eine Bvmdesrätin, 
von den Männern 63^. - Die Bundesfraktio­
nen- der SP vmd der S'VP haben als Nachfol­
ger für die zurücktretenden Bundesräte 
Aubert (SP) und Schlumpf <SVP) jedoch 
männliche Kandidaten aufgestellt. 

Winterthur vinterstützt Frauenhaus 
(17.10.) Die Stadt Winterthur hat dem 
Frauenhaus ab sofort eine d e f i n i t i v e De­
f i z i t g a r a n t i e von 180'000 Franken zuge­
sprochen. Damit wird der städtische Bei­
trag nach einer dreijährigen Versuchs­
phase gesichert. Mit diesem Beitrag vmd 
weiteren Spenden i s t der Betrieb des 
Hauses.für misshandelte Frauen gesichert. 
Im vergangenen Jahr gab es. im Winterthurer 
Frauenhaus l'U8l Uebernachtvmgén von Frau­
en und 2'2U9 von Kindern. 

Schaffhauser Nottelefon, für Vergewaltigte 
(13.10.) In Schaffhausen hat eine Gruppe 
von Frauen ein Nottelefon für verge-. 
waltigte Frauen eingefichtet. Das Not­
telefon i s t während vier Stunden pro Wo­
che besetzt. In der übrigen Zeit können 
Anruferinnen die wichtigsten Informatio-' 
nen für, éine Anzeige bei Vergewaltigung 
ab Tonband erfahren. Die Nottelefon-Grup­
pe bietet Beratung an und s t e l l t sich auf 
Wvmsch von vergewaltigten Ffauén auch zur 
Verfügung, um sie beim Gang zur Pol i z e i , 
zur medizinischen Untersuchung und zur 
.Gerich-tsverhandlvmg zu begleiten. 

Eidg. Wahlen: 13^ Frauen 
(18.10.) Bei den Eidg. Wahlen I987 hat 
sich der Frauenanteil von rvmd 10^ auf 
13^ erhöht. Im Nationalrat sind mit ins-
gesam't 27 Sitzen 6 mehr als bisher von 
Frauen besetzt und im Ständerat hat sich 
die Zahl'der,Frauen von 3 auf 5 erhöht. 
Die neu gewählten Ständerätinnen heissen; 
Esther Bürer (SP) (bisher), Yvette Jaggi 
(SP), Josi Meier (CVP) (bisher), Rosmarie 
Simmen ( CVP ) urid Monika WelDer (LdU). 
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Bei einem Prauenanteil von 30% vmter den 
Kandidatinnen i s t der Frauenanteil vmter 
den Gewählten mit 13^ immer noch äusserst 
bescheiden geblieben. 

Cornelia Füeg Regierungsrätin 
(18.10.) Bei der Ersatzwahl für den So­
lothurner Regierungsrat hat die frühere 
Nationalrätin Cornelia Füeg den o f f i z i e l ­
len FdP-Kandidaten Willy Pfund überrun­
det . Obwohl weder sie noch der für den 
SP-Sitz kandidierende Rolf Ritschard das 
absolute Mehr erreichte, i s t ihre Wahl 
bestätig't worden, nachdem Pfund nicht 
mehr z'u einem zweiten Wahlgang antreten 
wollte. 
Mit der U6jährigen Gemeindepräsidentin 
vmd -Bäuerin von Wisen zieht nun auch im' 
Kanton Solothvirn erstmals eine Frau i n 
die Kantonsregierüng ein.--Je eine Regie-" 
rungsrätin gibt es ausserdem i n den Kan­
tonen Bern, Freiburg, Luzern und Zürich. 

das die Leberisréalitât von Frauen zum 
Ausgangspunkt hat. Die dänische Lehrbe­
auftragte der Universität Kopenhagen im 
Fachbereich "Frauenrecht", Kirsten Ketscher, 
berichtete von ihren Erfahrvmgen. 

Aargauer Gesetz regelt künstliche Be­
fruchtung 
(5.11.) In seinem neuen Gesundheitsgesetz, 
das i n zweiter Lesung vom Grossen Rat gut­
geheissen -wurde, regelt der Kanton Aargau 
die künstliche Befruchtung. Die künstliche 
Insemination mit einem fremden Samen i s t 
danach zugelassen, wenn die Befruchtvmg 
mit dem Samen des Ehemannes nicht möglich 
i s t oder dadurch Erbkrankheiten vermieden 
werden können. Eine Befruchtung ausserhalb 
des Körpers ( i n - v i t r o - F e r t i l i s a t i o n ) dajrf 
nur mit dem Samen des Ehemannes und der 
Eizelle der Ehefrau durchgeführt werden. 
Experimente und Manipulationen an Embryonen 
sind untersagt. 

Frauen fordern Platz i n Kirche 
(26.10. ) Rvmd 750 Frauen, haben ari einem 
ökumenischen Frauen-Kirchen-Fest i n 
Luzern einen Platz als gleichberechtigte 
Mitglieder "der Kirche gefordert. Das Fest 
setzte sich vmter anderem zum Z i e l , die 
Frauen zu ennutigen, sich ihren Raum in-
der Kirche zu nehmen. "Wir Frauen sind 
Kirche.'" sagte Marga Bührig, Präsidiums­
mitglied des Oekumenischen Rates der 
Kirchen, i n ihrer Ansprache. Sie t r a t 
für eine ökumenische Kirche ein, eine 
Kirche ohne Ueber- und Unterordnung, 
ohne für immer festgelegte Hierarchien, 
ohne Ausschluss von Frauen, Laien vmd 
Minderheiten. 

Recht aus der Sicht der Frau 
(26.10.)' Erstmals trafen sich rvmd 70 
feministische Juristinnen aus der ganzen 
Schweiz z,u einem Kongress mit dem Thema 
"Frauenrecht" i n Basel. Die Tagung hatte 
zum Z i e l , die Diskussion des bestehenden 
Rechtssystems unter dem Blickwinkel von 
Frauen i n Gang.zu setzen. Es ging nicht 
darum, nur einzelne Diskriminierungen zu 
vmtersuchen, sondern Ueberlegungen an­
zustellen, wie ein Recht aussehen s o l l . 

Erste Fraktionspräsidentin 
(7.11-. ) Die Aargauer Nationalrätin Ursula 
Mauch i s t zur neuen Fraktionspräsidentin 
der SP-Fraktion der Bundesversammlung 
gewählt worden. Sie ersetzt Dario Robbiani, 
der am I 8 . Oktober als Nationalrat abge­
wählt wurde. Die 52jährige Ursula Mauch 
steht als erste Frau einer Fraktion der 
Bundesversammlung vor.. 

Aids-Hilfe-Präsidentin: Monique Bauer-Lagier 
(16.11.) -An einer ausserordentlichen Mit­
gliederversammlung i n Bern i s t die ehema­
l i g e Genfer Ständerätin Monique Bauer-
Lagier zur Präsidentin der Aids-Hilfe-
Schweiz gewählt worden. Das Amt war seit 
dem' Tod des vormaligen Vereinspräsidenten 
André Ratti unbesetzt. Die Aids-Hilfe setzt 
sich für die Unterstützvmg der Aids-Kranken' 
ein vmd für die Information über diese 
Immunschwächekrankheit. 
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Ausserrhoder Ständeratswahl angefochten 
(25.11.) Im Kanton Appenzell-Ausserfho-
den verlangen 5U Frauen vmd die Kantonal­
partei des Landesrings mit einer Be- -
schwerde beim Bundesgericht dié Annul­
lierung dër Ausserrhoder Ständeratswahl 
vom 18. Oktober. Als einzige Schweizerin­
nen konnten die Ausserrhoderinnen bei den 
eidgenössischen Wahlen vom I8. Oktober 
nicht mitwählen, weil das kantonale Recht, 
welches die Ständeratswahlen regelt, den 
Frauen das Stimmrecht versagt. Da die 
beiden Ausserrhoder Nationalräte in. s t i l ­
l e r Wahl bestätigt -wurden, konnten sich 
die Frauen auch dazu nicht äussern. Die 
Beschwerdeführerinnen argumentieren, es 
sei unerträglich, wenn der Bundesver­
sammlung- ein Mitglied angehöre, von des­
sen Wahl die Frauen aüsgeschlossen wur­
den, dies widerspreche dem Gleichberechti­
gvmgsartikel i n der Bundesverfassung. Die 
Beschwerde-richte sich jedoch nicht ge­
gen die Person von Ständerat Otto Schoch, 
dessen Bemühungen um das Frauenstimm-, 
recht anerkannt würden. 

Geringe Frauenkriminalität 

(25.11.) Unter den Personen, die I986 
eine Haftstrafe antreten mussten, sind 
nur 3% Frauen. Wie die vom Bundesamt für 
St a t i s t i k veröffentlichte Analyse über 
die Straffälligkeit zeigt, i s t die Frau­
enkriminalität zwar seit Mitte der 
sechziger Jahre l e i c h t angestiegen; sie 
l i e g t aber immer noch weit vmter jener 
der Männer. Im letzten Jahr waren 12^ 
der verurteilten Personen weiblichen Ge­
schlechts. Die Frauen Verstössen nicht 
nur weniger gegen däs Gesetz als die 
Männer, sie begehen mehrheitlich auch 
andere Straftaten. So haben sich fast 
die Hälfte der verurteilten Fràuen Ver­
mögensdelikte (Diebstahl, Betrug, Ver­
untreuung) zu Schulden lassen kommen; 
dagegen begehen Frauen verhältnismässig 
wenig Strassenverkehrsdelikte (25^ der 
verurteilten Frauen). Bei den Männern 
i s t das Verhältnis umgekehrt. 

St. Galler Sainenbänk geschlossen 
(26.11.) Das St. Galler Kantonsparla­
ment hat beschlossen, künstliche Be­
fruchtungen mit Samen eines_ anonymen Spen­
ders zu verbieten. St. Gallen i s t der 
erste Kanton mit einem solchen Verbot. 
Damit wird die seit I7 Jahren i n St. Gal­
len bestehende Samenbank 'geschlossen. Die 
in St. Gallen' vorgenommenen künstlichen 
Befruchtungen führten zur Geburt von über 
.1'800 künstlich gezeugten Kindern. 
Im weiteren verbot das Parlament auch die 
bisher i n St. Gallen nicht pra k t i z i e r t e 
I n - v i t r o - F e r t i l i s a t i o n . 

« » « 

Publikationen 
Zu beziehen (solange Vorrat) beim 
•Sekretariat der 'Eidg. Kommission für 
Frauenfragen, Thunstrassé 20, 3OO6 Bern: 

'Positive Aktionen zugunsten der Frau', 
Europarat-Pilotstudie von Andrée Michel, 
Strassburg I986. Hg.-vom Bvmdesministerium 
für Arbeit und-Soziales, Wien 1987. 
(Gratis) 

•'Frauen im lokalen und regionalen Leben -
Gleichberechtigte Mitwirkung der Frau 
an politischen Entscheidvmgsprozessen 
auf kommunaler vmd regionaler Eben', Be­
r i c h t über die gemeinsam vom Eviroparat-
Komitee für die Gleichstellung von Frau 
vmd.Mann vmd von der Ständigen Konferenz 
der Gemeinden und Regionen Europas organi­
sierte Konferenz i n Athen vom 10.-12 .'9.86. 
Hg. vom Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales, Wien I987. (Gratis) 

'Vergewaltigung i n der'Ehe - Umfrage I987' 
•von A. Godenzi & A. Helminger, Sozial­
forschvmgsstelle der Universität Zürich. 
(Unkostenbeitrag Fr. U.-) 
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L'actualité au féminin • 
août - novembre 1987 

r 

par Martine Chaponnière 

EGALITE 
Ce sont s u r t o u t . l e s élections fédé­
ra l e s q ui ont occupé l e s e s p r i t s en 
cet automne 1987. Les résultats fé­
minins ont été assez bons en Suisse 
alémanique, très moyens en Romandie 
et catastrophiques à Genève où, 
contre t o u t e at'tente, pas une femme 
n'a passé l a rampe dans aucune des 
deux Chambres. Les cantons -de . 
Neuchâtel e t du 'Jura subissent l e 
même s o r t . Résultats finaux: 27 
femmes au Conseil n a t i o n a l (+6) et 
5 au Conseil dés Etats (+2). 
Nouvelle étape dans l'établissement 
des d r o i t s égaux entre hommes e t 
femmes: l e Conseil fédéraT a pro­
posé aux Chambres une révision de 
l a l o i sur l a nationalité q u i , p l u ­
tôt que d'étendre aux femmes un 
privilège masculin, préfère r e t i r e r 
aux hommes l e d i t privilège, mettant 
a i n s i l e s deux sexes sur un pied 
d'égalité; Selon l e proje't, l e 
co n j o i n t étranger d'une Suissesse 
du d'un Suisse'ne peut demander une 
na1:uralisation facilitée qu'après 
avoir résidé en Suisse pendant au 
moins c i n q ans dont t r o i s en étant 
marié. Rappèlons que dans l a légis­
l a t i o n a c t u e l l e , seul l'homme a l e 
d r o i t de; transmettre directement sa 
citoyenneté suisse à son épouse 
étrangère. 
Par a i l l e u r s , l e Conseil National a 
décidé .à l'unanimité, l e 22 sep­
tembre, que l e s époux des d i p l o ­
mates suisses à l'étranger pourront 
eux aussi voter' par correspondance, 
mesure q u i concerne en f a i t s u r t o u t 
les épouses des fo n c t i o n n a i r e s , l e s 
femmes étant, c'est bien connu. 

nettement plus nombreuses à suivre 
l e u r mari au bout du monde que 
l' i n v e r s e . 
Le 6 décembre, l e peuple genevois 
décidera s ' i l véut i n t r o d u i r e un 
a r t i c l e 2A sur l'égalité entre 
hommes e t femmes dans l a 
C o n s t i t u t i o n genevoise. C'est l e 
1er novembre qu'est entrée en fonc­
t i o n l a déléguée à l'égalité des 
d r o i t s entre hommes e t femmes, une 
nouveauté pour l e canton de Genève. 

TRAVAIL 
Deux secrétaires syndicales, 
Franziska Hauswirth (FTMH) et 
L i l i a n e Hildbrand (USV) ont montré, 
dans l e cadre d'un cours de l'Union 
syndicale valaisahne, que, selon 
l e s c h i f f r e s de l'Ofiamt ppur 1986, 
l'inégalité de tra i t e m e n t entre 
hommes et femmes était plus f o r t e 
en Valais que dans le. reste de l a 
Suisse.. S i l a différence est peu 
•sensible pour les ouvrières, e l l e 
est en revanche considérable en ce 
qui concerne l e s employés de toutes 
les branches économiques confon­
dues: l e s gains mensuels moyens des 
hommes e t des femmes accusent, dans 
ce secteur, uné différence de 2067 
francs eh Valais contre 1532 francs 
en Suisse. -
Dans l e Jura, les vendeuses gagnent 
en moyenne 1988 francs, mais cer­
taines bénéficient d'une convention 
c o l l e c t i v e , e t d'autres non, 'ce qui 
l a i s s e l a porte ouverte à toutes 
l e s inégalités. ' 
À Fribourg. selon l a s t a t i s t i q u e de 
1986 des 'salaires, l a rémunération 
du pèrsonnel de vente se s i t u e bien, 
en-dessous de l a inoyenne des" autres 
branches d'activité. A i n s i les ven­
deuses ne -touchent dans ce canton 
qu'un s a l a i r e mensuel moyen de 2200 
francs, t a n d is que pour l'ensemble 
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des branches économiques, l e sa­
l a i r e moyen s'élève à 2839 francs. 
A noter, en comparaison, qu'au n i ­
veau national, ïe s a l a i r e moyen 
d'une vendeuse'est de 2515 francs. 
Au niveau national, toujours, l e 
sal a i r e des ouvrières (toutes caté­
gories confondues) était, en. 1986, 
de Fr. .13,44 l'heure contre Fr. 
19,94 pour les,hommes. Selon 
l'Union syndicale suisse (USS), qui 
fournit ces c h i f f r e s , l e s inégali­
tés de s a l a i r e s sont particulière­
ment marquées - pour l e s ouvrières 
qualifiées. 

Plädoyer, organe des J u r i s t e s démo­
crates de .Suisse, à publié un dos-
siér sur l a représentation des 
femmes dans l e s professions i u r i -
digues. informations reprises par 
l'hebdomadaire romand Domaine 
Public; i l n'y a qu'une seule femme 
parmi 3 0 juges àu Tribunal fédéral, 
une seule femme au Tribunal fédéral 
des assurances à Lucerne. Dans l e s 
21 cantons considérés, l a situation 
n'est guère plus b r i l l a n t e : 250 
juges t i t u l a i r e s et 134 juges sup­
pléants sont des hommes, contre 
respectivement 16 et 20 femmes. Sur 
l'ensemble du pays, moins de 10% 
des avocats son^t des femmes. 

Le 25 août s'est réuni à Zurich l e 
premier Symposium sur l'égalité or­
ganisé par l e groupe "Des actes, 
moins de paroles" qui, rappelons-
le, vise à promouvoir l'égalité 
entre hommies et femmes dans 
1 ̂ entreprise. Quelques' personnali­
tés romandes s'occupent aujourd'hui 
de donner corps à un t e l mouvement 
en Romandie aussi. 
Plus de 200 déléguées du Syndicat 
suisse des services publics 
(SSP/VPOD) se sont réunies à Genève 
les 20 et 21 novembre pour leur -
cinquième conférence fédérative. 
E l l e s ont adopté t r o i s motions sur 
la promotion socio-professionnelle 
des femmes, l e t r a v a i l de nuit et 
le harcèlement sexuel. 
Un C o l l e c t i f Femmes de théâtre  
s'est'créé à Genève, sur l ' i n i t i ­ 
ative de quelques a r t i s t e s fémi­

nist e s . Le C o l l e c t i f a pour but de 
permettre aux femmes a r t i s t e s 
d'exprimer leurs«désirs et de 
"prendre leurs responsabilités par 
rapport à" l a représentation de l a 
vie sur scène, sans que leur expé­
rience s o i t qualifiée de marginale 
puisqu'elle représentent l a moitié 
de'l'humanité" (ext r a i t des statuts 
de l'association). Désireux 
d'appliquer l'égalité entre hommes 
et femmes, l e C o l l e c t i f a prévu 
qu'un comité mixte élisait l a d i ­
rection artisticjue. 

52,4% des emplois de 1'adminis­
tration cantonale genevoise sont 
occupés par des.femmes, nombreuses 
surtout dans l e s milieux médical et 
enseignant. 
L'Association suisse des opticiens 
innove sans doute en Suisse en lan­
çant un cours gratuit de recyclage 
pour des femmes voulant rentrer 
dans l a profession après une inter­
ruption de queliques années. 
Dans l e but de donner une bonne 
formation professionnelle aux pay--
sannes, l e Grand Conseil fribour-
geois a voté en septembre un crédit 
d'étude pour l a construction d'une 
école ménagère agricole à Grange-
neuve. En moyenne, en Suisse, on 
attribue aujourd'hui à l'épouse de 
l'agriculteur 20% du t r a v a i l de 
l'exploitation. 

MARIAGE. FAMILLE. MATERNITE 
Dès.le 1er janvier 1989, l a charge 
f i s c a l e pesant sur l e s familles 
sous forme d'impôt fédéral direct 
sera allégée. En effet, l e Conseil 
des Etats a confirmé le 7 octobre., 
l a décision prise par le Conseil 
na^tional. La nouvelle l o i introduit 
un double t a r i f pour mariés et cé­
l i b a t a i r e s . En outre, 20% du revenu 
du conjoint (au minimum 2000 et au 
maximum 5000 francs) seront déduc­
t i b l e s . Enfin,' l a déduction par en­
farit passera de 220Ô à 4000 francs. 
La Confédération y perdra 365 mil­
lions de francs.' 
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Les sections cantonales du P a r t i 
r a d i c a l (PRD) se démarquent du 
P a r t i suisse. Ce dernier s o u t i e n t 
l a révision de l'assurance-maladie 
(assurance maladie e t maternité), 
al o r s que pas moins de neuf sec­
t i o n s cantonales avaient déjà, à l a 
mi-novembre, recommandé l e non, à 
de f o r t e s majorités, pour l a vota­
t i o n du 6 décembre. 
Quant aux femmes, l e u r p o s i t i o n est 
c l a i r e : presque toutes les associa­
t i o n s féminines et féministes ont 
appelé, l e 27 octobre à Berne, à 
d i r e o ui à l a révision de 
l'assurance maladie. 
Pour l a première f o i s depuis 1973, 
l a barre des 40.000 mariages a été 
franchie en 1986: 40.234 couples se 
sont mariés, contre 38.776 en 1985. 
Cette progression est certes due en 
premier l i e u à l'augmentation du 
nombre de jeunes en âge de se ma­
r i e r , mais l ' O f f i c e fédéral de l a 
s t a t i s t i q u e (OFS) a aussi déterminé 
une augmenta"tion du taux de nuptia­
lité q u i , entre 1980 e t 1986, a 
passé de 66 à 68% pour les femmes 
célibataires, e t de 64 à 66% pour 
les hommes célibataires. En r e ­
vanche, l a fécondité par femme a 
baissé sensiblement depuis 1980. 
E l l e était pour c e t t e année là de 
155 enfants pour 100 femmes. En 
1986, c e t t e valeur a baissé à 153 
(-1,3%). Notons e n f i n que l e s 
femmes se mariant plus t a r d , e l l e s 
deviennent également mères plus 
t a r d . En 1980, l e quart des mères 
étaient âgées de moins de 25 ans. 
En 1986, c e t t e p r o p o r t i o n est tom­
bée à 21%. 
En ce qui concerne l e s divorces. 
l'augmentation, on l e s a i t , est 
spectaculaire: 42.000 hommes e t 
74.000 femmes divorcés en 1970, 
102.000 e t 148.000 respectivement 
en 1985. Des ruptures qui touchent 
surtout l a tranche d'âge des 30-39 
ans, e t q u i sont majoritairement 
demandées par l e s femmes. En 1985, 
sur l e s 11.415 divorces prononcés, 
4245, s o i t 37%, l ' o n t été à l a de­
mande de l'époux, l e re s t e , s o i t 
7150 (63%) à l a demande de 
l'épouse. La commission fédérale 
pour les Questions féminines a 

d ' a i l l e u r s rédigé un rapport propo­
sant, entre autres améliorations de 
l a l o i a c t u e l l e q ui date de 1907, 
l e divorce par consentement mutuel. 

SANTE 
Parmi l e s femmes de 24 pays, les 
Suissesses sont c e l l e s q ui v i v e n t 
l e plus longtemps, dont l e taux de 
mortalité est l e plus bas et dont 
l'espérance de v i e à 65 ans a l e 
plus progressé depuis l e début du 
siècle, pour a t t e i n d r e aujourd'hui 
80 ans. C'est une des conclusions 
qui r e s s o r t du rapport de l'OCDE 
sur l a santé: financement et pres­
t a t i o n s , Paris, 1987. 

La p r o p o r t i o n des femmes contami­
nées par l e Sida est en constante 
augmentation, ébranlant l a convic­
t i o n selon l a q u e l l e seuls les homo­
sexuels e t le s toxicomanes sont 
concernés par l a maladie. Pour 
f a i r e face à c e t t e s i t u a t i o n , un 
groupe de t r a v a i l "Femme et Sida" 
de l'Aide suisse contre l e Sida a 
publié à l a mi-septembre une bro­
chure destinée aux femmes. En 
outre, deux journées sur l e thème 
sont prévues au début de l'année 
1988. 

ETHIQUE 
Le Conseil fédéral a été chargé, l e 
6 octobre, par l e Conseil des 
Etats, de présenter un rapport e t 
des propositions sur l a manière de 
réglementer l a fécondation a r t i f i ­
c i e l l e chez l'être humain, t r a n s ­
mettant, ce f a i s a n t , une i n i t i a t i v e 
du canton de S a i n t - G a l l . Rappelons 
qu'en outre, l ' i n i t i a t i v e populaire 
du Beobachter a l l a n t dans l e même 
sens d o i t être traitée d ' i c i 1989. 
Par a i l l e u r s , répondant à une mo­
t i o n déposée par l e s s o c i a l i s t e s , 
l e gouvernement z u r i c o i s , quant à 
l u i , s'est opposé à une législation 
can^tonale en matière de fécondation 
i n v i t r o . 

Un groupe de t r a v a i l de j u r i s t e s 
bâloises s'est penché sur l a révi-
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sion du Code pénal examinée actuel­
lement par l e s Chambres.fédérales. 
Les quatre femmes, membres des 
Femmes j u r i s t e s progressistes, ont 
en effet présenté f i n août à Berne 
un contre-projet pour l a partie 
consacrée aux délits d'ordre 
sexuel, sous l e t i t r e "Les délits 
sexuels d'ùn point de vue fémi­
niste" . où e l l e s proposent l e 
consen^tement de l a femme comme un 
critère- déterminant de l a punissa-
bilité de l'homme ayant f a i t usage 
de l a violence. Ce projet est sou­
tenu par l'OFRA a i n s i que par des 
organisations d'accueil et de se­
cours pour femmes en détresse. Par 
a i l l e u r s , une enquête menée par 
l ' I n s t i t u t de Recherches sociales 
de l'Université de Zurich et pu­
bliée en septembre montre qu'une 
nette majorité des Suisses - 62% 
(70% en Suisse romande) - est favo­
rable à une condamnation pénale du 
mari qui force son épouse à l'acte 
sexuel,- usant de violence ou de me­
nace grave. 
A Berne, enfin, l e gouvernement a 
refusé (12 oct.) d'accéder à l a de­
mande de deux députées que l a v i c ­
time de v i o l s o i t automatiquement 
traitée comme plaignante et pas 
comme témoin. 
Une nouvelle i n i t i a t i v e pour l a so­
lution des délais en matière 
d'avortement est en vue. L'Union 
suisse pour l a décriminalisation de 
1'avortement a annoncé l e 22 sep­
tembre qu'elle a l l a i t commencer au 
printemps 1988 l a récolte des s i ­
gnatures. Le texte de l ' i n i t i a t i v e 
est déjà arrêté: i l prévoit que 
1.'avortement ne sera pas punissable 
au cours des 12 premières semaines 
de l a grossesse, et.que l a décision 
reviendra à l a femme seule. 
Par a i l l e u r s , un comité composé de 
femmes de Suisse alémanique a lancé 
début septembre à Zurich un mani­
feste en faveur du droit à 
1'avortement. I l espère réunir 
20.000 signatures d ' i c i l e prin­
temps 1988. Le manifeste demande l a 
décriminalisation de l'interruption 
de grossesse, dont l e s f r a i s de­
vraient être assumés par l e s 
caisses-maiadie. I l s'oppose en re­

vanche aux manipulations génétiques 
et au diagnostic prénatal. 

DIVERS ' 
C'est l a Genevoise Laurence Deonna 
qui a reçu l e 16 septembre à Paris 
l e prix Unesco 87 pour l'éducation 
à l a paix. Grand reporter écrivain, 
l a lauréate a entre autres publié 
"La guerre à deux voix", où l a voie 
de l a paix au Moyen-Orient passe 
passe par l a voix des femmes. 
De nombreuses réunions féministes 
ont ponctué l e s mois de septembre, 
octobre et novembre. Citons le camp 
de Vaumarcus des femmes protes­
tantes ("Dire, demander, être", 25-
27.9); l e s Femmes Ju r i s t e s 
Progressistes de Bâle ("Des droits 
de l a femme à un droit féminin", 
23-24.10); l a 55e Journée des 
femmes vaudoises ("Du producteur au 
consommateur", 31.10); l es journées 
des historiennes à Bâle (23-25.10), 
et surtout l a semaine consacrée à 
"Un siècle d'études de femmes à 
l'Université de Zurich" (24-29.11). 
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Zeichenerklärung: 

Erste Zahl = Ordnungsnummern 
für die Session 

Zweite Zahl = fortlaufende Kontroll­
nummern der Geschäfte - , 

N . behandelt vom Nationalrat 
S behandelt vom Ständerat 
n - Erstbehandlung beim Nationalrat 
i Erstbehandlung beim Ständerat 
D Dringlich 
SV Schriftliches Verfahren 
* neue Geschäfte 
x erledigt 

Ubersicht über die Verhandlungen 
der Bundesversammlung 

Herbstsession 1987 
' (19. Tagung der 42. Legislaturperiode) 

- vom Montag, 21. September bis Freitag, 9. Oktober 1987 

Sitzungen des Nationalrates: 21.; 22., 23. (II), 24., 28., 29., 30. September, 1., 5., 6., 
7., 8. und 9. Oktober (14 Sitzungen) 
Sitzungen des Ständerates: 21., 22., 23.,. 24., 29., 30. September, 1., 6., 7., 8. und 
9. Oktober (11 Sitzungen) ' 

S t a n d e s i n i t i a t i v e n P arlamentarische I n i t i a t i v e n 

13/87.203 s St. Gallen. Künstliche Befruchtung beim 
Menschen,-vom 20. März 1987 
Der Grosse Rat des Kantons St. Gallen beauftragte am 16. Fe­
bruar 1987 den'Regierungsrat, der Bundesversammlung eine 
Standesinitiative mit dem Begehren einzureichen, die Bundes­
versammlung möge unverzüglich Vorschriften über die künst­
liche Befruchtung beim Menschen erlassen. 
N Pétitions- und Gewährleislungskommission ' 
S Aubert, Bührer, Flückiger, Iten; Jelmini, Knüsel, Küchler, 

• Meier Josi, Piller, Schönenberger, Stjeiner , (11) 
1987 6. Oktober Der Ständerat beschliesst, der Initiative Fol­
ge zu geben. Der Bundesrat wird eingeladen, einen Bericht und 
Anträge vorzulegen. 

13/87.203 é Saint-Gall. Fécondation artificielle chez 
l'être humain, du 20 mars 1987 
Le Grand Conseil du canton de Saint-Gall a chargé le Conseil 
d'Etat, le 16 février 1987, de présenter aux Chambres fédérales 
une initiative cantonale demandant que l'Assemblée fédérale ' 
édicté sans tarder des prescriptioiis concernant la fécondation 
artificielle chez l'être.humain. . • - ' 
N Commission des pétitions et de l'examen des constitutions can­

tonales 
E Aubert, Bührer, Flückiger, Iten, Jelmini, Knüsel, Küchler, 

Meier Josi, Piller, Schönenberger, Steiner (11 ) 
1987 6 octobre: Le Conseil des Etats décide de donner suite à 
l'initiative; Le Conseil fédéral est invité à présenter un rapport 
et des propositions. 

X 25/85.239 n Bùndespersonal im Ausland. Politische 
Rechte der Ehegatten (Gautier), vom 26. September 
1985 
Gemäss Artikel 21"'" des Geschäftsverkehrsgesetzes und Artikel 
27 des Geschäftsreglements des Nationalrates reiche ich fol-
gende parlamentarische Initiative ein: 
Das Bundesgesetz vom 19. Dezember 1975 über die politischen 
Rechte der. Auslandschweizer wird wie folgt geändert: 
Art. 7'", (neu) 
Die Bediensteten des Bundes, die der Beamten- oder Aiige-
stelltenordnung unterstehen und im Ausland eingesetzt sind, 
sowie ihre Ehegatten können von dort aus brieflich stimmen. 
Das Eidgenössische Departement für auswärtige Angelegen­
heiten regelt die Einzelheiten. 
Art. 8 Abs. 3 
Streichen 
S Petitions- und Gewährleislungskommission 
1986 20. Juni: Der Nationalrat beschliesst, der Initiative Folge 
zu geben. 

Bericht der Petitions- und Gewährleistungskommission 
und Gesetzesentwurf vom 27. März 1987 (BBl I I , 838). 

Stellungnahme des Bundesrates vom 9. Septernber 1987 
(BB1III,89). 

-1987 '22. September, Beschluss des Nationalrates nach Antrag' 
- der Kommission. 

1987 9. Oktober. Beschluss des Nationalrates: Das Bundes­
gesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen.. 
1987 9. Oktober. Beschluss des Ständerates: Das Bundesge­
setz wird' in der Schlussabstimmung angenommen (siehe Ge­
schäft Nr. 54/85.240). ' 
Bundesblatt I I I , ; Ablauf der Referendumsfrist: . Januar 
1988 " • 

X 25/85.239 n Agents de Ia Confédération à l'étranger. 
Droits politiques des conjoints (Gautier), du 26 sep­
tembre 1985 ' • 
En vertu de l'article 21'"'* de la loi sur les rapports entre les 
conseils et de l'article 27 du règlement du'conseil, je dépose 
l'initiative parlementaire suivante: 
La loi sur les droits politiques des Suisses de l'étranger, du 
19 décembre 1975, est modifiée comme il suit: • 

Art. 7*" (nouveau) 
L'agent de la Confédération soumis au règlement des fonction­
naires ou à celui des employés, qui est en service à l'étranger, 
ainsi que son conjoint, peuvent voter par correspondance de 
l'étranger. Le Département fédéral des affaires étrangères règle 
les détails. 
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Art. 8, al. 3 
Biffer . ' ' 
N Commission des pétitions et de l'examen des constitutions can­

tonales 
1986 20juin: Le- Conseil national décide de donner suite à 
l'initiative. 

Rapport de la commission des pétitions et de l'examen 
des constitutions cantonales et projet dè loi, du 27 mars 
1987 (FF I I , 853) 

Avis du Conseil fédéral, du 9 septembre 1987 (FF I I I , 89) 
1987 22 septembre; Décision du Conseil national: Le projet de 
la commission est adopté. ' 
1987 9 octobre. Décision du Conseil national: La loi est adop­
tée en votation finale (voir initiative identique du Conseil des ' 
Etats, n" 54/85.240) 
1987 9 octobre. Décision du Conseil des Etats: La loi est adop­
tée en votation finale. 
Feuille fédérale II I , 233;.délai d'opposition: 18 janvier 1988 

38/86.239 n Schutz der schwangeren Frauen und Mütter 
(Christinat), vom 10. Dezember 1986 
Gestützt auf Artikel 21''» des Geschäftsverkehrsgesetzes und' 
Artikel 27 des Geschäftsreglementes des Nationalrates reiche 
ich folgënde Initiative in der Form des ausgearbeiteten Ent­
wurfes ein: 

Arbeilsgeselz (822.11) 
Art. 35'Abs. 2 (neu) 
2 Der Mutterschaftsuriaub dauert 16 Wochen, wovon minde­
stens 10 Wochen nach der Geburt bezogen werden müssen. 
N Kommission für soziale Sicherheit 

Zwischenbericht der Kommission für soziale Sicherheit 
vom 26, August 1987., 
1987 9. Oktober. Beschluss dés Nationalrates: Die Frist für die 
Einreichung des Berichtes wird bis zur Frühjahrssession 1988 
verlängert. ~ 

38/86.239/1 Protection des femmes enceintes et des mères 
(Christinat), du 10 décembre 1986 
Conformément à l'article 21'"''' de la loi sur les rapports entre les 
Conseils et à l'article 27 du règlement du Conseil national, je 
dépose l'initiative individuelle suivante sous la forme d'un pro­
jet rédigé de toutes pièces. 

Loi fédérale sur le travail (822.11) 
Art. 35, 2' al. (nouveau) 
^ Le congé maternité.est de 16 semaines dont 10 semaines au 
moins après l'accouchement. 
N Commission de la sécurité sociale 

Rapport intermédiaire de la commission de la sécurité 
sociale, du 26 août 1987 
1987 9 octobre: Le Conseil national décide de prolonger jus­
qu'à la session de'printemps 1988 le délai qui est imparti a la 
commission pour "présenter son rapport. 

47/87.222 n Gleiche Krankenkassenprämien für Männer 
und Frauen (Borel), vom 20. März 1987 
Gestützt auf Artikel 93 der Bundesverfassung und Artikel 21"« 
des Geschäftsverkehrsgesetzes schlage ich vor, dass das Bun­
desgesetz über die Kranken- und Mutterschaftsversicherune 
wie folgt abgeändert wird: 
Art. 6'"'Abs. 2 

• 2 Die Mitgliederbeiträge können nach Eintrittsalter und nach 
örtlich bedingten Kostehunterschieden abgestuft werden (Rest -
gleich). ' ^ 
^ Kommission ßr soziale Sicherheil . 

47/87.222 n Egalité des cotisations d'assurance-maladie 
entre hommes et femmes (Borel), du 20 mars 1987 
Me fondant sur l'article 93 de la constitution fédérale et sur 
l'article IV''^ de la loi sur les rapports entre les conseils, je 
propose' que la loi sur l'assurance-maladie et maternité soit 
modifiée de la manière suivante: 
Àrt. &>^, 2' alinéa: 
2 Les cotisations peuvent être échelonnées d'après l'âge d'en-, 
trée et les différences de frais dues aux conditions locales, (reste 
inchangé) * 
N Commission de la sécurité sociale 

X 54/85.240 f Bundespersonal im Ausland. Politische. 
Rechte der Ehegatten (Bauer), vom 26. September 1985 
Gemäss Artikel 21''" des Geschäftsverkehrsgesetzes und Artikel 
23 des Geschäftsreglements des Ständerates reiche ich folgende 
parlamentarische-Initiative ein: 
Das Bundesgesetz vom 19. Dezember 1975 über die politischen 
Rechte der Auslandschweizer wird \yie'folgt geändert: ' 
Art. 7*" (neu) 
Die Bediensteten des Bundes, die der Beamten- oder Ange-
stelltenordnung unterstehen und im Ausland eingesetzt sind, 
sowie ihre Ehegatten können'von dort aus brieflich stimmen. 
Das Eidgenössische Departement für auswärtige Angelegen­
heiten regelt die Einzelheiten. 
Art. 8 Abs. 3 ' 
Streichen 
S Petitionskommission 

.1986 18. Juni: Der Ständerat beschliesst, der Initiative Folge 
zu geben. 

Bericht der Petitionskommission und Gesetzesentwurf 
vom 6. April 1987 (BBl I I , 838) 

c -

Stellungnahme des Bundesrates vom 9. September 1987 
(BBl I I I , 89) . 
1987 23. September. Beschluss des Ständerates nach Antrag 
der Kommission. 
1987 9. Oktober. Beschluss des Ständerates: Das Bundesge­
setz wird in der Schlussabstimmung angenommen. 
1987 9. Oktober. Beschluss des Nationalrates: Das Bundes­
gesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen (siehe Ge­
schäft Nr. 25/85.239). 
Bundesblatt I I I , 242; Ablauf der Referendumsfrist: 18. Januar 
1988 " 
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X 54/85.240 é Agents de la Confédération à l'étranger. 
Droits politiques des conjoints (Bauer), du 26 septembre 
1985 
En vertu de l'article 21""' de la loi sur les rapports entre les 
conseils et de l'article 23 du règlement du conseil, je dépose 
l'initiative parlementaire suivante: 
La loi sur les droits politiques des Suisses de l'étranger, du 
19 décembre 1975, est modifiée comme il suit: 
Art. "f" (nouveau) 
L'agent de la Confédération soumis au règlement des fonction­
naires ou à celui des employés, qui est en service à l'étranger, 
ainsi que son conjoint, peuvent voter par correspondance de 
l'étranger. Le Département fédéral des affaires étrangères règle 
les détails. 
Art. 8, al. 3 
Biffer 
E Commission des pétitions 
1986 18 juin: Le Conseil des Etats décide de donner suite à 
l'initiative. 

Rapport de la commission des pétitions et projet de loi, 
du 6 avril 1987 (FF I I , 853) 

Avis du Conseil fédéral, du 9 septembre 1987 (FF I I I , 89) 
1987 23 septembre. Décision du Conseil des Etats: Le projet de 
la commission est adopté. 
1987 9 octobre. Décision du Conseil des Etats: La loi est adop­
tée en votation finale (voir initiative identique du Conseil natio­
nal, n" 25/85.239) 
1987 9 octobre. Décision du Conseil national: La loi est adop­
tée en votation finale. 
Feuille fédérale II I , 235; délai d'opposition: 18 janvier 1988 

E i d g . J u s t i z ' - u n d P o l i z e i d e p a r t e m e n t 

, 85/86.008 n «Gleiche Rechte für Mann und Frau». 
Rechtsetzungsprogramm 
Bericht vom 26. Februar 1986 (BBl I , 1144) über das 
Rechtsetzungsprogramm «Gleiche Rechte für Mann und 
Frau». 
N Pétitions- und Gewährleistungskommission 
S Bührer, Bauer, Belser, Dreyer, Hänsenberger, Jagmetti, 

Meier Josi, Schaffter, Schmid, Schoch, Steiner (11) 
1987 19. März. Beschluss des Nationalrates: Vom Bericht wird 
Kenntnis genommen. 

85/86.008 n «Egalité des droits entre hommes et 
femmes». Programme législatif 
Rapport du Conseil fédéral du 26 février 1986, (FF I , 
1132) sur le programme législatif «Egalité des droits 
entre hommes et femines». 
N Commission des pétitions et de l'examen des constitutions can­

tonales 
"E Bührer, Bauer, Belser, Dreyer, Hänsenberger, Jagmetti, 

Meier Josi, Schaffter, Schmid, Schoch, Steiner (11). 
1987 19 mars: Le Conseil national prend acte du rapport. 



99 

P e r s ö n l i c h e ' V o r s t ö s s e 

Hat i o n a l r a t 

135/86.121 M Ständerat (Gadient) - Direkte Bundessteuer. 
Steuerrabatt für Verheiratete (5. März 1987) 
Der Stand der Gesetzgebung über die Harmonisierung der 
direkten Steuern der Kantone und Gemeinden sowie über die 
direkten Bundessteuern zeigt zwingend auf, dass Steuerentla­
stungen für den weitaus grössten Teil der Steuerpflichtigen 
frühestens im Frühjahr 1990 wirksam werden. Damit kann auch 
die Neuordnung der Ehegattenbesteuerung, die aufgrund eines 
Bundesgerichtsentscheides in den Kantonen in die Wege gelei­
tet ist, beim Bund noch längere Zeit nicht wirksam werden. 
Der Bundesrat wird deshalb beauftragt, den eidgenössischen 
Räten einen Beschlussesentwurf zu unterbreiten, der einen 
Rabatt für Verheiratete auf der direkten Bundessteuer vor­
sieht. Die Ausgestaltung des Rabattes soll sich an den Rahmen 
halten, der im Bundesbeschluss betreffend Erhöhung der 
Steuereinnahmen 1976 vom 31. Januar 1975 von Volk und Stän­
den am 8. Juni 1975 beschlossen wurde. In Artikel 8 Absatz 3 
Buchstabe a war in diesem Beschluss für die Verheirateten eine 
nach Steuerbetrag abgestufte Ermässigung festgelegt, die mit 
der Finanzordnung 1981 wieder aufgehoben wurde. Zusätzlich 
sollen Ehepaare mit Kindern einen erhöhten Rabatt erhalten. 
Der beantragte Bundesbeschluss ist so vorzubereiten, dass er 
rückwirkend auf den I.Januar 1987 in Kraft gesetzt werden 
kann. Er ist auf das Inkrafttreten der in Vorbereitung bef­
indlichen, ordentlichen Gesetzgebung zu befristen. 

N Reichling, Auer, Biel, Blunschy, Bundi, Butty, de Chastonay, 
Columberg, Coutau, Feigenwinter, Jaggi, Martignoni, 
Nauer, Nebiker, Pidoux, Reich, Rubi, Salvioni, Spoerry, 
Stucky, Uchtenhagen, Vannay, Weber Leo (23) 

135/86.121 M Conseil des Etats (Gadient) - Impôt fédéral. 
Abattement pour les contribuables mariés (5 mars 1987) 
L'avancement des travaux législatifs sur l'harmonisation des 
impôts directs perçus par les communes et les cantons, et sur 
l'imjjôt fédéral direct, est tel que les mesures d'allégements 
fiscaux dont devraient bénéficier la majeure partie des contri­
buables ne pourront pas prendre effet avant le printemps 1990. 
De ce fait, il faudra attendre encore longtemps avant que 
n'entre en vigueur au plan fédéral le nouveau régime relatif à 
l'imposition des contribuables mariés, qui sera introduit dans 
les cantons suite à un arrêt du Tribunal fédéral. 
C'est pourquoi le Conseil fédéral est chargé de présenter aux 
Chambres un projet d'arrêté prévoyant un dégrèvement fiscal 
sur l'impôt fédéral direct pour les contribuables mariés. Les 
modalités de ce dégrèvement doivent s'inscrire dans le cadre de 
l'arrêté fédéral du 31 janvier 1975 relatif à l'augmentation des 
recettes fiscales dès 1976, approuvé par le peuple et par les 
cantons le 8 juin 1975. L'article 8, alinéa 3, lettre a de cet arrêté 
prévoyait une réduction échelonnée selon le montant de l'im­
pôt, disposition abrogée par l'arrêté fédéral sur le régime finan­
cier de 1981. Ce projet doit prévoir également un dégrèvement 
plus élevé pour les couples mariés ayant des enfants. 
L'arrêté fédéral devra entrer en vigueur en même temps que la 
législation ordinaire actuellement en cours de préparation, avec 
effet rétroactif au 1" janvier 1987. 

N Reichling, Auer, Biel, Blunschy, Bundi, Butty, de Chastonay, 
Columberg, Coutau, Feigenwinter, Jaggi, Martignoni, 
Nauer, Nebiker, Pidoux, Reich, Rubi, Salvioni, Spoerry, 
Stucky, Uchtenhagen, Vannay, Weber Leo (23) 

138/86.939 M Christlichdemokratische Fraktion - AHV-Revi­
sion (9. Oktober 1986) 
Der Bundesrat wird aufgefordert, unter Berücksichtigung des 
Grundsatzes der Gleichberechtigung (Art. 4 Abs. 2 BV) und 
unter Wahrung des verfassungsrechtlich verankerten Familien­
schutzes (Art. 34i"'"i''i" BV) dem Pariament eine Botschaft über 
die Revision des Bundesgesetzes über die AHV vorzulegen, die 
folgenden Punkte umfasst: 
a. Einführung des flexiblen Rentenalters; 
b. Schrittweise Angleichung des Rentenalters für Mann und 

Frau; 
c. Einführung der Teilpension; 
d. Beitragsbefreiung der nichterwerbstätigen Ehegatten; 
e. Verhältnis der Minimal- und Maximalrente; 
f. Schrittweise Aufhebung der Zusatzrente für die Ehefrau; 
g. Stellung der geschiedenen Ehegatten; 
h. Witwerrente; 
i. Hilflosenentschädigung; 
und dafür verschiedene Finanzierungsvarianten zu unterbrei­
ten sowie die volkswirtschaftlichen Auswirkungen eines der­
artigen Revisionsentwurfs darzulegen. 
Sprecher: Darbellay 

138/86.939 M Groupe démocrate-chrétien - Révision de l'AVS 
(9 octobre 1986) 
Le Conseil fédéral est chargé de soumettre au Parlement un 
message concemant la révision de la loi fédérale sur l'AVS, en 
tenant compte du principe de l'égalité des droits entre homme 
et femme (art. 4, 2= al., est) et de celui de la protection de la 
famille inscrit dans la constitution (art. 34q''inquics) Cette révision 
devra porter sur les points suivants: 
a. introduction de la retraite à la carte; 
b. harmonisation progressive de l'âge de la retraite pour les 

hommes et les femmes; 
c. 
d. 

introduction de la retraite partielle; 
libération de l'obligation de cotiser pour le conjoint n'exer­
çant pas d'activité lucrative; 
rapport entre la rente minimum et la rente maximum; 
suppression progressive de la rente complémentaire pour 
l'épouse; 
statut des époux divorcés; 
rente de veuve; 

i. allocation pour impotent. 
Le Conseil fédéral proposera à cet effet différents modes de 
financement et exposera quelles seraient les conséquences pour 
l'économie d'un tel projet de révision. 
Porte-parole: Darbellay 

X 193/87.330 I Aubry - Krankenkassen der Bundesbetriebe. 
Zugehörigkeit geschiedener Frauen (10. März 1987) 
In einem Artikel der Wochenzeitung «Berner Bär» vom 4. Fe­
bruar 1987 stand folgendes: Eine verheiratete Frau bezahlte bis 
zu ihrer Scheidung ihre Beiträge an die Krankenkasse eines 
grossen Regiebetriebes (SBB). Infolge der Scheidung wurde sie 
aus der Krankenkasse ausgeschlossen und verior ihre Ansprü­
che Versichert sie sich bei einer andern Krankenkasse, so 
kommt sie nicht mehr in den Genuss der finanziellen Vorteile, 
die sie als Ehefrau hatte. 
Ab 55 Jahren muss sie beim Eintritt in eine andere Krankenkas­
se sehr hohe Prämien bezahlen, die ihrer finanziellen Situation 
nicht entsprechen. 
Ich stelle dem Bundesrat die Frage, ob es nicht möglich wäre, 
dass geschiedene Frauen von Bundesangestellten in der Kran­
kenkasse eines Regiebetriebes bleiben können. Um dies zu 
ermöglichen, würde eine Abänderung des Krankenkassenregle-
mentes der Regiebetriebe genügen. 
1987 9. Oktober: Die Interpellation ist eriedigt durch die 
schriftliche Antwort des Bundesrates. 
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X 193/87.330 I Aubry - Caisses-maladie des régies fédérales. 
Maintien de l'afTiliation des femmes divorcées . 
(10 mars 1987) ' ' 
Selon un article paru le 4 février 1987 dans l'hebdomadaire 
«Bemer Bär», l'information suivante a été donnée: Une femme 
mariée jusqu'à son divorce payait ses cotisations dans une caisse 
d'assurance-maladie d'une grande régie (les CFF). Elle s'en 
retrouve exclue à la suite d'un divorce et fut privée de ses droits. 
En voulant s'assurer auprès d'une autre caisse-maladie, elle 
perd les avantages financiers dont elle jouissait en qualité d'é­
pouse. 
Si elle a atteint l'âge de 55 ans, son entrée dans une autre caisse 
l'obligera à payer des primes très élevées qui ne correspondent 
pas à sa situation financière. 
Je demande au Conseil fédéral, s'il ne serait pas possible de 
maintenir l'affiliation à la caisse-maladie des femmes divorcées 
dont l'époux travaille dans l'une des régies fédérales. Il suffirait 
de faire modifier le règlement des caisses-maladie des régies 
fédérales. 
1987 9 octobre: L'interpellation est liquidée par la réponse 
écrite du Conseil fédéral. 

X 217/87.525 P Braunschweig - Gemeinsame Ausübung 
elterlicher Gewalt nicht verheirateter Eltern (19. Juni 1987) 
Der Bundesrat wird eingeladen, im Anschluss an'das Postulat 
Mascarin 83.346 (ZGB Art. 297), das am 24. Juni 1983 über­
wiesen worden ist, die" rechtlichen Voraussetzungen zu prüfen, 
damit nichtve'rheira'tete Eltern gemeinsam die elterliche Ge­
walt über ein Kind ausüben können, wenn dies dem Wohle des 
Kindes dient. 
Miiunterzeichner: Ammann-St. Gallen, Bäumlin, Borel, Brat­
schi, Bundi, Chopard, Christinat, Deneys, Eggenberg-Thun, 
Eggli-Winterthur, Euler, Fankhauser, Fehr, Fetz, Friedli, Gloor, 
Grendelmeier, Gurtner, - Herczog, Hubacher, Jaggi, Lanz, 
Leuenberger-Solothum, Leuenberger Moritz, Longet, Maeder-
Appenzell, Mauch, Meizoz, Meyer-Bern, Morf, Müller-Bachs, 
Nauer, Ott, Pitteloud, Rechsteiner, Rëimann, Renschier, Rie­
sen-Freiburg, Robbiani, Ruch-Zuchwil, Ruffy, Seiler, Stamm 
Walter, Stappung, Uchtenhagen, Vannay, Wagner, Weber-Ar­
bon, Weder-Basel, Zehnder (50) 
1987 9. Oktober. Beschluss des Nationalrates: Das Postulat 
wird angenommen. 

212/86.5921 Borel - Unterschiedliches Rentenalter für Männei -
und Frauen (1. Oktober 1986) 
Ein Entscheid des Bundesgerichts verlangt von den Kantonen, 
unverzüglich ihre Gesetzgebung im Bereich der beruflichen 
Vorsorge in den öffentlichen Diensten zu ändern, um die 
Gleichberechtigung zwischen Mann und Frau in bezug auf das 
Rentenalter herzustellen. Wenn die Bundesgesetzgebung in der 
Folge nicht modifizert wird, wird die Beseitigung der Ungleich­
heit zwischen Mann und Frau im öffentlichen Dienst von Kan­
tonen und Gemeinden zu einer neuen Ungleichbehandlung 
zwischen den Angestellten dieser Kategorie und allen "ändern 
Angestellten des öffentlichen und des privaten Sektors führen. 
Mitunterzeichner: Ammann-St. Gallen, Bircher, Christinat, Cli­
vaz, Fankhauser, Fehr, Friedli, Gloor, Lanẑ  Leuenberger-Solo­
thum, Mauch, Meyer-Bern, Morf, Nauer, Neukomm, Pitteloud, 
Rechsteiner, Reimann, Renschlér, Robbiani, Ruffy, Stamm 
Walter, Uchtenhagen, Vannay, Wagner, Weber-Arbon (26) 
1987 20. März: Die Interpellation ist schriftlich begründet und 
vom Bundesrat beantwortet; die Diskussion wird verschoben. 

212/86.592 I.Borel - Différence de l'âge dé la retraite pour les 
hommes et les femmes (l^'.octobre 1986) 
Une décision du Tribunal fédéral impose aux cantons de modi­
fier sans retard leur législation en matière de prévoyance pro­
fessionnelle des salariés du secteur public, de manière à établir 
l'égalité entre hommes èt femmes au niveau de l'âge donnant le 
droit à la retraite. Si la législation fédérale n'est pas modifiée en 
conséquence, la suppression d'une inégalité entre hommes et 
femmes travaillant dans le secteur public cantonal et communal 
créera une nouvelle inégalité entre cette catégorie et tous les 
autres salariés du secteur privé et public. 
Quelles sont les intentions du Conseil fédéral pour résoudre ce 
problème? / 
Cosignataires: Ammann-Saint-Gall, Bircher, Christinat, Clivaz, 
Fankhauser, Fehr, Friedli, Gloor, Lanz| Leuenberger-Soleure, 
Mauch, Meyer-Berne, Morf, Nauer, Neukomm, Pitteloud, 
Rechsteiner, Reimann, Renschier, Robbiani, Ruffy, Stamrh 
Walter, Uchtenhagen, Vannay, Wagner, Weber-Arbon (26) 
1987 20 mars: L'interpellation est développée par écrit, le 
Conseil fédéral donne sa réponse; la discussion est renvoyée. 

X 217/87.525 P Braunschweig - Parents non mariés. Exercice 
en commun du pouvoir parental (19 juin 1987) 
Après s'êtrè vu transmettre le postulat Mascarin 83.346 (CCS 
art. 297) le 24 juin 1983, le Conseil fédéral est prié d'étudier 
l'élaboration de dispositions légales permettant aux parents 
non mariés d'exercer l'autorité parentale en commun lorsque 
l'intérêt de l'enfant le commancle. 
Cosigiiaiaires: Ammann-Saint-Gall, Bäumliii, Borel, Bratschi, 
Bundi, Chopard, Christinat, Deneys, Eggenberg-Thoune, 
Eggli-Winterthour, Euler, Fankhauser, Fehr,. Fetz, Friedli, 
Gloor, Grendelmeier, Gurtner, Herczog, Hubacher, Jaggi, 
Lanz, Leuenberger-Soleure, Leuenberger Moritz, Longet, 
Maeder-Appenzell, Mauch, Meizoz, Meyer-Beme, Morf, Mül­
ler-Bachs, Nauer, Ott, Pitteloud, Rechsteiner, Reimann, 
Renschier, Riesen-Fribourg, Robbiani, Ruch-Zuchwil, Ruffy 
Seilei^Stamiji Walter, Stappung, Uchtenhagen, Vannay, Wag­
ner, Weber-Arbon, Weder-Bâle, Zehnder (50) 
adbpté "•^'"l""^-^"^'*'"»" Conseil liational: Le postulat est 

X 227/86.403 M Butty - Besteuerung der Ehepaare 
(20. März 1986) 
Die Besteuemng muss den Grundsätzen der Gerechtigkeit und 
der Oleichberechtigung genügen, damit alle Steuerpflichtigen 
in vergleichbarer Weise belastet werden. 
Ehepaare sollen folglich gleich besteuert werden wie im Kon­
kubinat lebende Paare. 
Diese Grundsätze der Gleichbehandlung, die im Interesse der 
Familie liegen, sollten auch auf die Kinder ausgedehnt werden 
damit eine echte Familienpolitik geführt werden kann Das 
Bundesgericht hat den Gründsatz der Gleichbehandlung fiir die 
Besteuerung der Ehepaare anerkannt und die Kantone ge­
zwungen, sich danach zu richten. ^ 
?'^u^iu"^"S^^^^8^^""S über die direkte Bundessteuer muss 
deshalb diesen Grundsätzen auch genügen, denri sie betrifft ja 
die gleichen Steuerpflichtigen. ' 
Da die Steuerharmonisierung und die Revision der direkten 
Bundessteuer sicher noch mehrere Jahre äuf sich warten lassen 
werden, ist eine Revision in diesem Punkt dringend notwendig 
Angesichts der weitreichenden finanziellen Auswirkungen die­
ses Vorschlags auf die Bundesfinanzen, wird eine Übereanes-
regelung für zwei Jahre vorgeschlagen. 
Der Bundesrat wird beauftragt, dem Pariament folgende Ände­
rung des BdBSt vorzulegen:, 
- Art. 25 Abs. 1 Bst. a: aufgehoben. 
- Art. 40 Abs. 1 zweiter Satz (neu): 
Für die verheirateten Personen, deren Steuerfaktoren zusam­
mengerechnet werden (Art. 13), sind für die Festlegung des 
Steuersatzes drei Fünftel des steuerbaren Einkommens mass­
gebend. Artikel 157 bleibt vorbehalten. 
- Art. 157 (neu): 
Für die Veranlagungsperiode 1989/90 werden für die Berech­
nung des Steuersatzes vier Fünftel des steuerbaren Einkom­
mens berücksichtigt. 
1987 9. Oktober: Hr. Butfy zieht seine Motion zuriick. 
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^„^^^/^•^03 M Butty - Imposition des couples 
(20 mars 1986) 
L'impcMition fiscale doit répondre à des principes de justice et 
d équité qui placent chaque contribuable dans une situation 
comparable. 
Les couples mariés doivent dès lors être taxés comme les per­
sonnes qui vivent en concubinage. 
Il est évident que ces principes d'équité sont dans l'intérêt de la 
tamiUe et ils devraient même s'étendre aux enfants pour assurer 
une authentique politique familiale. Le Tribunal fédéral a re­
connu ce principe d'égalité pour l'imposition des couples et a 
contraint les cantons à s"y conformer. 
La législation fédérale de l'impôt fédéral direct doit donc égale­
ment se soumettre à ces principes puisqu'elle s'applique aux 
mêmes contribuables. 
L'harmonisation fiscale et la revision de l'impôt fédéral direct 
devant durer encore plusieurs années, il est urgent de procéder 
a une révision sur ce point. Etant donné l'ampleur des consé­
quences financières que cette proposition a sur les finances 
fédérales, je propose un régime transitoire de deux ans. 
Le Conseil fédéral est chargé de présenter une révision de 
1 AlFD comme suit: 
- Art. 25, 1" al., let. a: abrogé. 
- Art. 40, 1" al., 2̂  phrase (nouvelle): 

Pour les personnes mariées dont les éléments imposables 
sont taxés ensemble (art. 13), les trois cinquièmes du revenu 
imposable sont déterminants pour la fixation du taux d'impo­
sition. L'article 157 est réservé. 

- Art. 157 (nouveau): 
Pour la période de taxation 1989/90, la réduction du taux prévue 
a I article 40, 1" alinéa, T phrase, est fixée aux quatre cin­
quièmes du revenu imposable. 
1987 9 octobre: M. Butty retire sa motion. 

241/86.158 P Christinat - Adoption et coneé-malemité 
(15 décembre 1986) 
Le Conseil fédéral est prié d'envisager l'introduction dans la loi 
de dispositions permettant aux couples qui accueillent un en­
fant en bas âge en vue de l'adoption de pouvoir bénéficier d'un 
congé-matemité. 
Cosignataires: Ammann-Saint-Gall, Bircher, Blunschy, Berel, 
Braunschweig, Bundi, de Chastonay, Clivaz, Deneys, Fankhau­
ser, Fehr, Fetz, Friedli, Gautier, Gloor, Grassi, Gurtner, Herc­
zog, Jaggi, Lanz, Leuenberger-Soleure, Longet, Magnin, 
Mauch, Meizoz, Petitpierre, Rechsteiner, Revaclier, (Riesen-
Fribourg), Robbiani, Ruffy, Schmidhalter, Stamm Judith, 
Stamm Walter, Thévoz, Uchtenhagen, Vannay, Weber Monika 

(38) 

X 291/87.513 M Fetz - Schwangerschaftskomplikationen. Na­
tionalfondsstudie (19. Juni 1987) 
Pränatale Diagnostik auf Chromosomen- und Genaberratio­
nen sollen in Zukunft vermehrt durchgeführt werden. Zahl­
reiche Studien weisen weltweit darauf hin, dass ein Zusammen­
hang besteht zwischen Umweltnoxen und solchen Schwan-
gerschaftsstömngen. Für die Schweiz gibt es keine systema­
tische Untersuchung derartiger Zusammenhänge. Der 
Bundesrat wird deshalb beauftragt, eine Nationalfondsstudie 
anzuregen, die Auskunft gibt über die Zusammenhänge der 
Belastung des menschlichen Organismus vor allem mit che­
mischen und radioaktiven Umweltnoxen und chromosomalen 
oder genetischen Stömngen bei Foeten. 
Mitunterzeichner: Gurtner, Herczog (2) 
1987 9. Oktober. Beschluss des Nationalrates: Die Motion 
wird in nachstehender Form eines Postulates angenommen: 
. . . Der Bundesrat wird ersucht zu prüfen, ob es nicht angezeigt 
wäre, eine Nationalfondstudie . . . 

X 228/87.437 P Caménzind - Berufliche Vorsorge. Gleichbe­
handlung von Mann und Frau (10. Juni 1987) 
Der Bundesrat wird eingeladen, die Probleme der Gleichbe­
handlung von Mann und Frau bei der bemfiichen Vorsorge zu 
untersuchen und dem Parlament Bericht und Antrag zu stellen, 
damit gegebenenfalls die bestehenden Probleme so rasch als 
möglich gelöst werden können. 
Mitunterzeichner: Blunschy, Cantieni, Ogi, Rüttimann, Schmid­
halter, Seiler, Stamm Judith, Wellauer (8) 
1987 9. Oktober. Beschluss des Nationalrates: Das Postulat 
wird angenommen. 

X 228/87.437 P Caménzind - Prévoyance professionnelle. Ega­
lité des droits entre l'homme et la femme (10 juin 1987) 
Le Conseil fédéral est invité à étudier le problème de l'égalité 
des droits entre l'homme et la femme dans le domaine de la 
prévoyance professionnelle et à présenter au parlement à ce 
sujet un rapport et des propositions visant à réaliser au plus tôt 
cette égalité. 
Cosignataires: Blunschy, Cantieni, Ogi, Rüttimann, Schmidhal­
ter, Seiler, Stamm Judith, Wellauer (8) 
1987 9 octobre. Décision du Conseil national: Le postulat est 
adopté. 

241/86.158 P Christinat - Adoption und Mutterschaftsuriaub 
(15. Dezember 1986) 
Der Bundesrat wird eingeladen, gesetzliche Bestimmungen 
vorzusehen, wonach ein Ehepaar, das im Hinblick auf eine 
Adoption ein Kleinkind aufnimmt, einen Mutterschaftsuriaub 
beanspmchen kann. 
Mitunterzeichner: Ammann-St. Gallen, Bircher, Blunschy, Bo­
rel, Braunschweig, Bundi, de Chastonay, Clivaz, Deneys, Fank­
hauser, Fehr, Fetz, Friedli, Gautier, Gloor, Grassi, Gurtner, 
Herczog, Jaggi, Lanz, Leuenberger-Solothum, Longet, Mag­
nin, Mauch, Meizoz, Petitpierre, Rechsteiner, Revaclier, (Rie­
sen-Freiburg), Robbiani, Ruffy, Schmidhalter, Stamm Judith, 
Stamm Walter, Thévoz, Uchtenhagen, Vannay, Weber Monika 

(38) 

X 291/87.513 M Fetz - TVoubles de la grossesse. Etude du 
Fonds national (19 juin 1987) 
II faudra, à l'avenir, multiplier les diagnostics prénatals des 
aberrations chromosomiques et génétiques. De nombreuses 
études faites dans le monde indiquant qu'il existe un rapport 
entre les substances nuisibles à l'environnement et de tels 
troubles de la grossesse. Or, on ne procède à aucune recherche 
systématique en Suisse dans ce domaine. C'est pourquoi le 
Conseil fédéral est chargé d'inciter le Fonds national à publier 
line étiide visant à renseigner sur la relation entre l'atteinte à 
l'organisme humain, surtout par des substances chimiques et 
radioactives, et les aberrations chromosomiques ou génétiques 
constatées chez les fœtus. 
Cosignataires: Gurtner, Herczog (2) 
1987 9 octobre. Décision du Conseil national: La motion est 
adoptée sous la forme d'un postulat ainsi conçu: 
. . . C'est pourquoi le Conseil fédéral est invité à examiner s'il ne 
serait pas indiqué d'inciter le Fonds national... 

X 292/87.516 P Fetz - AHV. Beitragslücken (19. Juni 1987) 
Im Rahmen der 10. AHV-Revision sollen folgende Fordemn-
gen erfüllt werden: 
1. Beitragszahlungen der Ehefrau sollen vollumfänglich zur 

Kompensation von Beitragslücken des Ehemannes ange­
rechnet werden (solange das System der Ehepaarsrente gilt). 

2. Jeder Arbeitnehmerin und jedem Arbeitnehmer soll in re­
gelmässigen Abständen eine verständliche Übersicht über 
das persönliche Konto ausgehändigt werden; Beitragslücken 
(z. B. durch Nachlässigkeit des Arbeitgebers) müssen deut­
lich ersichtlich sein. 

3. Nachzahlungen für beitragsfreie Jahre sollen unter be­
stimmten Bedingungen möglich sein. 

Mitunterzeichner: Gurtner, Herczog (2) 
1987 9. Oktober. Beschluss des Nationalrates: Das Postulat 
wird angenommen. 
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1987)'̂ ^^ '̂̂ '̂  ^ " ^"^""^^ cotisations (19 juin 

' révisîon^dei^WS^^^''^^ '̂''S^"'̂ ^^ suivantes lors de la lO' 
1. Les cotisations versées par la femme doivent servir à 

compenser intégralement les lacunes de cotisations du mari 
(aussi longtemps que subsistera le système de la rente pour 
couple). ^ 

2. Il faut, à intervalles réguliers, remettre à chaque travailleuse 
et à chaque travailleur un document précisant de façon 
compréhensible l'état de son compte personnel; les lacunes 
de cotisations (p. ex. par suite de la négligence de l'em­
ployeur) doivent être signalées clairement. 

3. Il doit être possible, dans certaines conditions, de verser 
après coup des cotisations qui n'auraient pas été perçues 
durant des années précédentes. 

Cosignataires: Gurtner, Herczog • (2) 
1987 9 octobre. Décision du Conseil national: Le postulat est 
adopté. 

294/87.561 M Fetz - Freisetzung von gentechnologisch manipu­
lierten Lebewesen (24. September 1987) 
Der Bundesrat wird aufgefordert: 
- die Freisetzung von gentechnisch manipulierten Lebewesen 

in der Schweiz zu verhindem. Das Risiko einer genetischen 
Verseuchung ist zu gross, die Auswirkungen auf das Oeko-
system nicht vorhersehbar Den Fragen der Sicherheit ist 
bisher viel zu wenig Beachtung geschenkt worden. 

- möglichst rasch Kontrollen und gesetzliche Regelungen in 
die Wege zu leiten, um eine Umweltgefährdung durch gene­
tisch manipulierte Lebewesen auszuschliessen. 

Mitunterzeichner: Gurtner, Herczog (2) 

294/87.561 M Fetz - Libre circulation des produits de manipu­
lations génétiques (24 septembre 1987) 
Le Conseil fédéral est chargé: 
- d'interdire la libre circulation en Suisse d'organismes vivants 

dont les gènes ont été artificiellement modifiés; 
- de prévoir au plus vite des normes légales et des contrôles 

visant à exclure tout danger de contamination de l'environnè-
ment par de tels organismes. 

En effet, le risque d'une telle contamination est grand et les 
répercussions sur le milieu vivant sont imprévisibles. On n'a pas 
jusqu'ici accordé une attention suffisante à la prévention de ce 
danger 
Cosignataires: Gurtner, Herczog ' (2) 

335/87.436 M Gurtner 
Frauen (10. Juni 1987) 

Asylpolitik. Diskriminierung der 

Der Bundesrat wird beauftragt, folgende Massnahmen zu ver­
anlassen, um die geschlechtsspezifische Diskriminiemng von 
Frauen im Schweizer Asylrecht und in der Asylpraxis aufzu­
heben: 
1. Der Flüchtlingsbegriff (Art. 3 Asylgesetz) ist mit «die Ver­

folgung aufgrund des Geschlechts» zu erweitem und so aus­
zulegen, dass Frauen aufgrund von geschlechtsspezifischen 
Diskriminierungen oder Verfolgungen Asyl geltend machen 
können. 

2. Während des Asylverfahrens sollen Frauen-Flüchtlinge aus­
schliesslich von speziell ausgebildeten Frauen befragt und 
gedolmetscht werden. Nur so sind Aussagen über erlittene 
geschlechtsspezifische Verfolgungen wie z. B. Vergewalti­
gungen und sexuelle Belästigungen überhaupt möglich. 

3; Es sind spezifisch auf die Lebenssituation und das Bildungs­
niveau der Flüchtlings-Frauen angepasste Kurse durchzu­
führen, (Sprache, [arbeits-Jrechtliche Fragen, Berufsbil­
dung, Kinderhütedienst während den Kursbesuchen). 

4. Es sind Studien in Auftrag zu geben über die Situation der 
Frauen in ihren Herkunftsländern. Dabei sind insbesondere 
die geschlechtsspezifischen Unterdrückungsmechanismen 
in den Asylherkunftsländern (religiös, kulturell motivierte 

Diskriminierungsformen) und die gegen Frauen angewand­
ten Folter- und sonstigen Verfolgungsmassnahmen zu unter­
suchen. Bei allgemeinen Studien soll zusätzlich die Situation 
von Frauen abgeklärt \yerden. 

Mitunlerzeichner: Blunschy, Braunschweig, Carobbio, Deneys, 
Fankhauser, Fetz, Friedli, Günter, Herczog, Maeder-Appen­
zell, Magnin, Pitteloud, Rechsteiner, Stamm Judith, Weder-
Basel (15) 

335/87.436 M Gurtner - Politique d'asile. Discrimination des 
réfugiées (10 juin 1987) 
Le Conseil fédéral est chargé de faire en sorte que les mesures 
suivantes soient prises, afin d'éliminer toute discrimination des 
femmes dans la législation suisse sur l'asile et dans la juris­
prudence y relative: 
1. La définition du terme «réfugié» (art. 3 de la loi sur l'asile) 

doit être complétée de façon à inclure la persécution en 
raison du sexe parmi les critères déterminants; la disposition 
doit être interprétée de façon à permettre aux femmes de 
demander que l'asile leur soit accordé parce qu'elles sont 
l'objet de discrimination ou de persécution pour ce motif. 

2. Durant la procédure d'asile, les femmes réfugiées doivent 
être, interrogées uniquement par des femmes ayant reçu une 
formation spéciale et assistées par des interprètes de leur 
sexe. C'est le seul moyen de leur permettre de faire état de 
préjudices qui leur auraient été infligés en tant que femmes 
(viols, désagréments, etc.). 

3. Il faudra organiser des cours spéciaux adaptés à la situation 
particulière des femmes et à leur éducation (langues, droit 
notamment législation sur le travail, formation profession­
nelle, garde des enfants pendant les cours). 

4. On devra procéder à des études sur la situation féminine 
dans les pays d'origine des réfugiées. U s'agira tout parti-

.culièrement en l'occurrence d'étudier les mécanismes par 
lesquels les femmes sont soumises à l'oppression dans ces 
pays (discrimination due à des facteurs religieux, cultures, 
etc.) et les mesures de persécution dont elles font l'objet, 
notamment les formes de torture qu'elles subissent. Dans les 
enquêtes d'ordre général, la situation des femmes doit être 
étudiée plus particulièrement. 

Cosignataires: Blunschy, Braunschweig, Carobbio, Deneys, 
Fankhauser, Fetz, Friedli, Günter, Herczog, Maeder-Appen­
zell, Magnin, Pitteloud, Rechsteiner, Stamm Judith, Weder-
Bâle (15) 

336/87.502 M Gurtner - DEH. Frauenstelle für Entwicklungs­
zusammenarbeit (18. Juni 1987) ' 
Der Bundesrat wird aufgefordert, innerhalb der Direktion für 
Entwicklungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe (DEH) 
eine Frauenstelle für die Entwicklungszusammenarbeit mit fol­
genden Aufgaben einzurichten: 
- Bei Entwicklungshilfe-Projekten der DEH den direkten Ein­

bezug der betroffenen Frauen und die Berücksichtigung ihrer 
Bedürfnisse zu garantieren; 

- Den Einbezug von Frauen als Verhandlungspartnerinnen bei­
Entwicklungshilfe-Projekten zu fördem; 

- Durch frauenspezifische, soziologische und ökonomische 
Forschungsprojekte über Frauen in der Dritten Welt die 
nötigen Informationen zu erarbeiten, um die Situation der 
Frauen konkret zu verbessern. 

Miiunterzeichner: Braunschweig, Carobbio, Fankhauser, Fetz, 
Grendelméier, Herczog, Maeder-Appenzell, Magnin, Mauch,-
Pitteloud, Rechsteiner, Stamm Judith, Vannay (13) 

336/87.502 M Gurtner - DDA. Service dés questions féminines 
(18 juin 1987) 
Le Conseil fédéral est chargé de créer, au sein de la Direction de 
la coopération au développement et de l'aide humanitaire 
(DDA), un service des questions féminines chargé des tâches 
suivantes: 
- garantir, lors de la mise en œuvre par la DDA de projets 

d'aide au développement, la participation directe des 
femmes concernées et la prise en compte de leurs intérêts; 
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- encourager la participation des femmes, en qualité de parte­
naires aux. négociations, lors de la mise en œuvre de projets 
d'aide au développement; 

- élaborer des projets de recherche économique et''sociolo­
giques ayant trait aux questions particulières aux femmes du 
tiers monde afin de réunir les informations nécessaires pour 
améliorer concrètement leur situafion. 

Cosignataires: Braunschweig, Carobbio, Fankhauser, Fetz, 
Grendelmeier, Herczog, Maeder-Appenzell, Magnin, Mauch, 
Pitteloud, Rechsteiner, Stamm Judith, Vannay (13) 

500/86.407 M Ruf-Bern - Heiratsvermittlung und Scheinehen 
mit Ausländern (20. März 1986) 
Der Bundesrat wird ersucht, die erforderiichen Massnahmen zu 
treffen bzw. die nötigen Gesetzesänderungen vorzubereiten, 
damit: 
a. öffentliche Heiratsvermittlungen (Heiratsanzeigen usw.) zu 

Gunsten ausländischer Frauen (Männer), für welche keine 
Niederlassungsbewilligung vorliegt, gesetzlich unter Straf­
androhung (mindestens Gefängnis) verboten werden; 

b. Artikel 120 Absatz 4 ZGB betreffend der Nlichtigkeit von' 
Scheinehen vermehrt Nachachtung verschafft wird. 

Milunlerzeichner: Steffen ' (1) 

500/86.407 M Ruf-Berne - Mariages fictifs d'étrangers 
(20 mars 1986) ' . 
Le Conseil fédéral est chargé de prendre les mesures néces­
saires ou de présenter des projets de modification de loi dans le 
but 
a. d'interdire les annonces matrimoniales ou tout autre moyen 

de proposer publiquement le mariage à des femmes ou 
hommes étrangers qui n'ont pas d'autorisation de séjour en 
Suisse; en cas d'infraction, la loi .doit prévoir des peines 
(d'emprisonnement au moins); 

b. de faire mieux respecter l'article 120, 4̂  alinéa, CC concer­
nant la nullité des mariages fictifs. 

Cosignataire: Steffen ' (1) 

597/87.914 M Zwygart - Gentechnik. Meldepflicht 
(9. Oktober 1987) 
Der Bundesrat wird beauftragt, gesetzliche Grundlagen zu-
schaffen fiir Massnahmen im Zusammenhang mit Gen-Mani­
pulationen. Es ist mindestens eine Meldepflicht vorzusehen. 
Mitunlerzeichner: Biel, Dünki, Grendelmeier, Günter, Jaeger 
Maeder-Appenzell, Müller-Aargau, Müller-Bachs, Weder-Ba­
sel, Widmer ĴQ^ 

597/87.914 M Zwygart - Manipulations génétiques. Déclara­
tion obligatoire (9 octobre 1987) 
Le Conseil fédéral est chargé de créer les bases légales permet­
tant de prendre des mesures relatives aux manipulations géné­
tiques. Les dispositions prévoiront pour le moins la déclaration 
obligatoire. 
Cosignataires: Biel, Dünki, Grendelmeier,. Günter, Jaeger, 
Maeder-Appenzell, Müller-Argovie, Müller-Bachs, Weder-
Bâle, Widmer (10) 

St ä n d e r a t 

X 628/87.416 P Reymond - Bundesgesetz über Schuldbetrei­
bung und Konkurs. Anpassung an das neue Eherecht 
(I.Juni 1987) 
Das neue Eherecht bringt ziemlich tiefgreifende Änderungen, 
was die Betreibung der Ehefrau und des verheirateten Schuld­
ners sowie allgemein die Betreibung zwischen Eheaatten an­
betrifft. ^ 
Dies gilt namentlich für die Abschaffung des Betreibungsver­
bots unter Ehegatten und hinsichtlich der Lücke des neuen 
Rechts im.Bereich der Betreibung für Miel- und Pachtzinse. 
Um Unklarheiten oder sogar Unsicherheit auf selten der 
Schuldner und Gläubiger sowie der Betreibungs- und Kon­
kursämter zu verhüten, ersuche ich den Bundesrat, möglichst 
rasch zu prüfen, ob das SchKG geändert werden muss, und 
wenn nötig entsprechende Änderungsvorschläge zu unterbrei­
ten: 
- Änderung des Artikels 43 SchKG gemäss Vorschlag der Ex­

pertenkommission für die Revision des SchKG, d. h.: die 
Konkursbetreibung für periodische familienrechtliche Un­
terhalts- und Unterstützungsbeiträge sowie für Sicherheit-
esleistungen abzuschaffen oder sogar die Betreibung auf 
Konkurs zwischen Ehegatten überhaupt auszuschliessen; 

- Die Bestimmungen über die Betreibung für Miet- und Pacht­
zinse dahingehend zu ergänzen, dass der Zahlungsbefehl mit 
der Ausweisungsandrohung nach Artikel 265, OR (Art. 282 
SchKG) auch dem Ehegatten des Mieters oder Pächters zu­
gestellt werden muss und dem Ehegatten die Möglichkeit 
eingeräumt wird, Rechtsvorschlag zu erheben, allerdings mit 
der Verpflichtung, diesen zu begründen, wenn er behauptet, 
die Wohnung diene nicht als Familienwohnung (diese Be­
gründung hätte wenigstens den Vorteil, dass dem Gläubiger 
die Lage klargemacht wird). 

1987 1. Oktober. Beschluss des Ständerates: Das Postulat wird 
abgeschrieben. 

X 628/87-416 P Reymond - Modification de Ia loi sur la pour­
suite pour dettes et la faillite. Introduction du nouveau régime 
matrimonial ( l" juin 1987) 
Le nouveau droit matrimonial va modifier assez profondément 
les règles de la poursuite contre la femme mariée et contre un 
débiteur marié, ainsi que les règles de la poursuite entre époux 
en général. 
Ainsi en sera-t-il, notamment, de la suppression de l'interdic­
tion des poursuites entre époux, de même que de la lacune du 
nouveau droit en matière de poursuite pour loyers et fermages. 
Afin d-'évitèr des situations ambiguës, voire une certaine insé­
curité des débiteurs, des créanciers et des offices de poursuites 
et faillites, je prie le Conseil fédéral d'examiner au plus vite, et, 
au besoin, de faire des propositions de modification de la L. P. 
comme suit: 
- modifier l'article 43 L. P. dans le sens proposé par la Commis­

sion d'experts chargée de réèxaminer globalement la L. P., 
c'est-à-dire exclure la poursuite par voie de-faillite pour les 
créances périodiques d'entretiens et d'aliments découlant du 
droit de la famille et pour les créances en constitution de 
sûretés, voire étendre cette exclusion à toutes les poursuites 
entre époux; 

- compléter les dispositions en matière de poursuite pour 
loyers et fermages, d'une part par l'obligation de notifier au 
conjoint du preneur le commandement de payer comportant 
l'avis comminatoire de l'article 265 CO (art. 282 L. P.) 
d'autre part en donnant la possibilité au conjoint de faire 
opposition, tout en l'obligeant à motiver cette dernière, s'il . 
prétend que le logement n'est pas un logement de famille 
(cette motivation aurait au moins l'avantage de mettre le 
créancier au clair sur la situation). 

1987 1"- octobre. Décision du Conseil des Etats: Le postulat est 
classé. 1 
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